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    Einleitung

     

    Remigration. Ein Wort – Tausende persönliche und individuelle Auslegungen, ach was, Millionen von Definitionsversuchen von Menschen im deutschsprachigen Raum, die mit dem Anstieg der unkontrollierten Zuwanderung des letzten Jahrzehnts konfrontiert worden waren und der Lösung ein Wort geben wollten oder ihnen ein Wort in den Mund gelegt wurde. Die jeden Tag die Zeitungen lesen und sich zu Recht fragen, ob sie nun in ihren ursprünglichen, gewohnten Heimatländern oder in Zufluchtsorten von Asyl- und Sozialtouristen zur Besänftigung der Weltenarmut leben. Leben wir noch in Berlin oder Wien oder schon in Damaskus und Kabul? Das ist die entscheidende und zugleich existenzielle Frage für unsere Gesellschaft. Ist die Lösung auf den unerträglichen Ist-Zustand dieses Schlagwort „Remigration“ oder „Ausschaffung“ oder „Rückführung“ oder „Abschiebung“?

    Die Menschen sind in demselben Ausmaß ratlos, wie es all diesen Schlagwörtern an konkreter Auslegung und Definition mangelt. Die Antwort darauf wird die nächsten Jahre und die damit einhergehenden politischen Maßnahmen prägen müssen. Für Menschen, die hautnah die Nachteile der explosiven Zuwanderungspolitik des letzten Jahrzehnts erlebt haben, stellt sich diese Frage täglich.

    Dass die Migrationspolitik des letzten Jahrzehnts ein politisches Verbrechen ungeahnten Ausmaßes und unvorstellbarer Auswirkungen war, darüber brauchen wir heute nicht mehr zu streiten. Da besteht breite Einigkeit und selbst die scheinkonservativen Maulhelden sowie Teile der Linken und Progressiven haben dies nach all den Jahrzehnten ihres eigenen Tuns erkannt, wenngleich auch keine konkreten Taten von ihrer Seite zur Wiederherstellung einer geschlossenen, sicheren und freien Gesellschaft auf die Feststellung erfolgt. Dazu sind sie noch zu feig. Der Streit entflammt nun in der Umkehrung desselben, die Debatte tobt darüber, wie man das Chaos des letzten Jahrzehnts zum Wohle der Bürger saniert. Ist es genug, über die verfehlte Migrationspolitik zu streiten, darunter weiter still zu leiden, die verfehlte Migrationspolitik zum ersten Mittel der Wahl jedes demokratischen Wettbewerbs zu machen? Oder braucht es auch Wege und Mittel, die Fehler der Vergangenheit zu korrigieren? Braucht es konkrete Maßnahmen und deren Durchsetzung, die zu einem Rückbau der Gesellschaft führt? Ja! Eindeutig. Denn jene, die die vielfältigen Auswirkungen der fatalen Migrationspolitik kritisieren, wollen nicht nur die Diskussion darüber, sondern auch klare und fassbare Wege aufgezeichnet sehen, wie man aus diesem gesellschaftlichen, sozialen, wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Drama, der Überforderung der staatstragenden Systeme, wieder herausfindet. Und hier spielen Begriffe wie „Rückführung“, Remigration oder Abschiebung eine immer größer werdende Rolle.

    Das Wort „Remigration“ wurde von jenen, die es unlauter auslegen, und von jenen, die diesen Begriff unter Zuhilfenahme von Lügen und Diffamierungen aus niederen partei- und machtpolitischen Instinkten bekämpfen, diffamiert. Bedeutet Remigration die millionenfache „Deportation“ von Menschen, die in den letzten Jahren und Jahrzehnten nach Europa gekommen sind? Bedeutet sie die Abschiebung von Menschen, die aus anderen europäischen Ländern nach Österreich oder Deutschland gekommen sind? Bedeutet sie den Entzug oder die Schwächung des heiligen Gutes Staatsbürgerschaft? Bedeutet sie die Einteilung eines Staatsvolkes in zwei Klassen? Spielen gar alte Rassenbegriffe und ethnische Theorien eine Rolle? Wer ist von Remigration betroffen, wer nicht? Ist es überhaupt das Wort „Remigration“, das uns allen die gute alte Heimat wiederbringt, oder kann man wie die Schweizer auch „Ausschaffung“ oder schlicht Rückführung sagen? Geht es bei Remigration um die Abschiebung von beispielsweise in Wien wohnenden Italienern, die vor 30 Jahren nach Österreich gezogen sind, Familien gegründet haben und ein wertvoller Bestandteil unserer Gesellschaft, ausgestattet mit der Staatsbürgerschaft, wurden, wie es Linke und Progressive, aber auch Scheinkonservative regelmäßig behaupten? Findet Remigration in dunklen Zügen statt und sind die Beamten, die diese Politik durchsetzen bzw. in Zukunft durchsetzen müssten, tatsächlich in optisch ähnlichen Ledermänteln wie jene der Nazi-Schergen aus den Jahren 1933 bis 1945 gekleidet, wie es uns vor allem linke Politiker in grellen Propagandavideos und rhetorischen Sprachbildern erklären? Bedeutet Remigration den Entzug der Staatsbürgerschaft für Staatsbürger europäischer Länder? Ist es wirklich eine jenseitige Ideologie, an deren durchgesetztem Ende eine Entvölkerung Deutschlands und Österreichs steht und wir nur mehr aus „reinrassigen Herrenmenschen, blond und blauäugigen deutschen Hünen und Helden“ bestehen?

    All das wird doch insinuiert, all das wird medial verbreitet, all das stellen sich breite Teile der Bevölkerung mittlerweile unter Remigration vor. Und wenn man in einer politischen Diskussion mit dem Wort Remigration konfrontiert wird, kommen nach all der jahrelangen Indoktrinationen tatsächlich einem diese Bilder in den Sinn. Remigration ist böse, rassistisch, rechtsextrem, völkisch. So rasch hat sich das vorherrschende politische Establishment in wenigen Jahren durchgesetzt und dieses Bild ohne nennenswerten Widerstand zeichnen können. Jene, die es erstmals im europäischen Bereich wieder vor den Vorhang gezogen haben, haben es als Begriff benutzt, aber nicht mit konkreten, umfassenden Maßnahmen weit über eine härtere Abschiebepolitik hinaus definiert. Erfolgte dieses Framing nur, um Vertreter der Remigrationsidee in der öffentlichen Meinung zu diskreditieren und am Ende zu neutralisieren?

    Ich habe mich 1992 politisiert, im Jahr des von Jörg Haider in Österreich initiierten Volksbegehrens „Österreich zuerst“. Ich habe seit mehr als 34 Jahren für politische Vorgänge klare Worte gefunden, klare Forderungen aufgestellt und kann mich mit all meinen Standpunkten guten Gewissens identifizieren. Jörg Haider sagte vor mehr als 35 Jahren: „Bevor die Politik das Volk austauscht, sollten wir die Politiker austauschen.“ Das war damals ein Aufreger. Aber hat man vor 35 Jahren Jörg Haider unterstellt, deswegen die Rhetorik von der „rechtsextremen Verschwörungstheorie des großen Bevölkerungsaustausches“ zu verwenden? Mitnichten. Große Teile der damaligen Bevölkerung haben frei herausgerufen, dass „dieser Haider das sagt, was wir uns eh denken“. Wer heute hingegen vom „Bevölkerungsaustausch“ spricht, ist im besten Fall „rechtsextrem“ oder gehört im schlechtesten Fall einer „terroristischen“ Organisation an. Vielleicht mag der Begriff „Austausch“ auch wissenschaftlich nicht korrekt sein, aber im Kern stimmt es, dass der in Österreich geborene Mensch oder der nach Österreich migrierte und integrierte Bürger durch mangelnde Geburtenraten ausstirbt, während große Teile der Bevölkerung heute eine andere Zusammensetzung zeigen als noch vor zwanzig oder dreißig Jahren. Es ist doch unbestritten, dass allein die letzten elf Jahre den wohl größten Umbruch in der Zusammensetzung der in Europa lebenden Menschen ergeben haben. Vielleicht ist daher nicht der „große Bevölkerungsaustausch“, der diese Vorgänge korrekt benennt, sondern der große Bevölkerungsumbruch redlich und exakter. Zwei Wörter, die eine Realität auszudrücken versuchen, aber man mit der Verwendung eines, nämlich des ersteren Wortes, bereits politisch mausetot ist.

    Die Remigration ist ein Begriff des vorigen Jahrhunderts, um den sich politisch wie wissenschaftlich keiner so recht angenommen hat, ein Stiefkind der Wörterbücher. Und irgendwann in den letzten Jahren ist er breiter diskutiert worden. Und spätestens seit der als finsteres Geheimtreffen von Potsdam postulierten Zusammenkunft um Zuwanderungspolitik im Winter 2023 ist es umfehdeter Kampfbegriff im tobenden Kulturkrieg um die Migrationspolitik geworden. Vor einigen Jahren wurden Bürger unserer Länder mit dem Begriff Remigration konfrontiert und seither tobt das mediale Trommelfeuer. Ist es eine neue Forderung? Ist es eine Forderung, die man nur mit einem Wort, einer gängigen Überschrift versehen hat und deren Inhalt relativ ausgelegt wird?

    Faktum ist, wir brauchen keine sinn- und endlosen, am Ende nutzlosen Diskussionen über Wörter, sondern wir brauchen angesichts der Auswirkungen der letzten Jahre endlich Handlungen, die dabei helfen, den Wahnsinn der unkontrollierten, überbordenden und zutiefst ungerechten Migrationspolitik zu überwinden. Wir brauchen keine Begriffsdiskussionen, wir brauchen konkrete Handlungen. Ob dies Remigration, Abschiebung, Ausschaffung, Rückführung oder „Ab nach Hause“ für jene heißt, die weder integrationswillig noch integrationsfähig sind, spielt eine untergeordnete Rolle. Es ist aber gut zu wissen, welche Maßnahmen es braucht, um die Gesellschaft in ein vernünftiges Maß rückzubauen, und wie wir, die Bürger, sie benennen.

    Im nunmehrigen Buch Ab nach Hause schildere ich minutiös die Überforderung der Systeme. Das Justizsystem kollabiert, das Sozialsystem ist geplündert, das Bildungssystem Schauplatz multikultureller Kriege, die Budgets sind unter Druck. All dies ist darauf zurückzuführen, dass sich die Bevölkerungsanzahl in den letzten Jahrzehnten massiv gesteigert hat, aber die Geburten rückläufig sind. Es hat also eine Bevölkerungszunahme im Wege der Migration stattgefunden. Und diese Migration fand größtenteils nicht mit Facharbeitern, sondern über das Schlüsselwort „Asyl“ in unsere Systeme statt.

    Während ich im Buch Merkels Werk, unser Untergang dem Chaos der Jahre 2015 bis 2025 breiten Raum gab und Angehörige von Opfern ihre Geschichte schildern ließ, ist dieses Buch nun ein konkreter Ausblick auf die nächsten Jahre und Jahrzehnte, eine Hilfestellung, wie wir unsere Gesellschaft wieder ins Lot führen können.

    Merkels Werk war die Bilanz, eine Bestandsaufnahme samt integriertem Blick in die Zukunft der nächsten Jahre. Aber zugegeben, der inhaltliche Teil über den Rückbau unserer Gesellschaft zu einem vernünftigen, annehmbaren und lebenswerten Maß war weniger ausgeprägt. Es war ja auch kein Buch, das sich mit politischen Forderungen auseinandersetzt, sondern eher den Kausalzusammenhang zwischen falschen politischen Entscheidungen und der Lebenswelt unserer Mitbürger skizziert. Ab nach Hause dient nun dazu, eine politische Forderung, die als Schlagwort verstanden wird, zu definieren, mit Leben auszufüllen, sie begreifbar zu machen und rasch in Umsetzung zu bringen. Rasch deswegen, weil, wie beschrieben wird, die Systeme bereits kippen. Rasch deswegen, weil trotz eines Rückgangs der Asylanträge der Umbau mittlerweile aus dem Inneren Europas heraus stattfindet. Rasch deswegen, weil immer mehr Menschen das Vertrauen verlieren. Rasch deswegen, weil es schlicht unmenschlich ist, weitere als Kollateralschäden bezeichnete Tote, Verletzte und Vergewaltigte als „sogenannten Einzelfall“ zu opfern. Ab nach Hause ist ein Handbuch zur Wiederherstellung unserer geschlossenen Gesellschaftssysteme. Geschlossen bedeutet hier in keinster Weise Abschottung, sondern definiert eine klare Ordnung, in der die Bürger auf Basis größtmöglicher Freiheit nach innen mit größtmöglicher Sicherheit nach außen wieder leben können. Dieses Buch ist eine konkret ausformulierte Einladung an migrationskritische und patriotische Gruppierungen, sich dieser überlebensnotwendigen Agenda einer konsequenten, aber zugleich gerechten wie auch redlichen Rückführungspolitik anzuschließen.

    Ich danke an dieser Stelle jenen Persönlichkeiten, die für ein Interview zur Verfügung standen. Es sind spannende Thesen, die der österreichische FPÖ-Chef Herbert Kickl einfließen lässt, der italienische Vizepremier und Lega-Nord-Chef Matteo Salvini in einem exklusiven Interview preisgibt, wie auch namhafte EU-Abgeordnete breiten Raum bekommen, die Sinnlosigkeit des nun in Kraft tretenden EU-Migrationspaktes nachzuweisen. Der Vizepräsident der EU-Fraktion „Patrioten für Europa“, Harald Vilimsky, kommt ebenso zu Wort wie der Delegationsleiter der AfD im EU-Parlament, René Aust. Besonders dankbar bin ich für den Beitrag des ehemaligen deutschen Verfassungsschutzpräsidenten Dr. Hans-Georg Maaßen. Einerseits war er jahrelang Hüter des deutschen Verfassungssystems, der Grundordnung, andererseits gilt er als größter Kritiker der Migrationspolitik des letzten Jahrzehntes. Für den Spagat, eine neue Migrationspolitik mit der Verfassung einzelner Länder Europas in Einklang zu bringen, ist seine Expertise unerlässlich. Ich nutze auch die Gelegenheit, mich bei Zigtausenden Menschen in Deutschland, Österreich und der Schweiz zu bedanken, die mein letztes Buch Merkels Werk, unser Untergang trotz eines medialen Paktes, es totzuschweigen, wochenlang zum Bestseller im deutschsprachigen Raum machten. Man sieht, dass sich die Wahrheit nicht zensieren, totschweigen oder unter den Teppich kehren lässt. Es gibt das vitale Interesse einer Mehrheit der Menschen, die in Europa und in unseren Ländern leben, das Migrationsthema ein für alle Mal nachhaltig, fair und hart in der Sache zu lösen. Es gilt, unsere Gesellschaften wieder zu sanieren und ihnen Einheit in Identität und Zukunft in Sicherheit und Freiheit zu geben. Möge Ab nach Hause der entscheidende Beitrag dazu sein.
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    Remigration, die Geschichte eines verteufelten Begriffs – zu Recht?

    


     

    Remigration als Inbegriff des Kulturkrieges

     

    Der deutsche Verfassungsschutz sieht im Wort „Remigration“ den Versuch einer Massendeportation von Millionen von Menschen, von integrierten Bürgern mit Aufenthaltsbewilligung und gar von Staatsbürgern. Dieser Verfassungsschutz und auch Medien sehen darin den verfassungswidrigen Versuch, Staatsbürger mit Migrationspolitik zu vergrämen, sie mit sachter Gewalt zur freiwilligen Ausreise zu zwingen. Bis zu 20 Millionen Menschen würde es allein in Deutschland treffen und in Österreich auch knapp zwei Millionen Menschen, die in relativ kurzer Zeit, bei Nacht und Nebel aus dem Land zwangsweise gebracht werden würden.

    So die propagandistische Lesart, die sich wie ein schleichendes Gift in den Köpfen der unbedarften Medienkonsumenten durchzusetzen versucht. Die politische Linke, die Progressiven und Linksliberalen im Gleichklang mit den mutlosen Scheinkonservativen und in Tateinheit mit etablierten Medien fürchten das Wort wie der Teufel das Weihwasser und lassen keinen Versuch aus, diesem Wort eine monströse, gefährliche, dramatische und in jedem Fall negativ zu verstehende Definition herbei zu fantasieren, zu geben bzw. diese kreierte Version in breiten Teilen der Bevölkerung auch nachhaltig durchzusetzen, zu framen. Und dieses Wort und diese im Stil der babylonischen Sprachverwirrung ausgelegte Forderung nach Remigration sorgt im politischen Alltag auch dafür, dass Verbotsverfahren gegen demokratische Bewegungen regelmäßig gefordert werden, dass sich über Politiker, die sich dieser Forderung anschließen, der Bannfluch des Establishments in seiner ganzen Macht legt.

    In manchen Kreisen der Parteien werden in Hinterzimmern oder ganz öffentlich auf den Social-Media-Accounts der politischen Verantwortungsträger leidenschaftliche Debatten geführt, ja öffentliche Streits darüber ausgetragen, was denn nun Remigration bedeutet. Manche erkennen in der Inhaltsleere dieser zur Allerweltsbegrifflichkeit verkommenen „Remigration“ sogar einen Vorteil. Sogar selbst das Verwaltungsgericht Köln hat in einem Urteil im Februar 2026 dieses Wort als „inhaltsleer“ beschrieben.

    Dennoch wird dieses Wort als Inbegriff des Kulturkrieges gesehen. Vor allem von jenen, die in diesem Begriff ohne jeglichen Anlass dafür die Wiederkehr der NS-Rassenpolitik sehen, ihn verteufeln und als Keule gegen eine vernünftige Abschiebepolitik missbrauchen. Für Vernunft, für Debatte, für Sachlichkeit ist da aus verständlichen Gründen wenig Platz. Aber das zeichnet all jene aus, die sich an den extremen Rändern der Gesellschaft nur allzu gerne wie die Schweine im Dreck suhlen. Schlagworte über Schlagworte werden bemüht, meistens von jenen, deren Wissen nicht einmal dazu reichen würde, einen Satz grammatikalisch unfallfrei auf Papier wiederzugeben. Als ob vom Wort „Remigration“ die Rettung der Welt abhinge, wird diskutiert, um jeden Buchstaben des Wortes gerungen. Hauptsache, gestritten, Hauptsache, gegen den Versuch für einen Rückbau der Gesellschaft ins Lot des Rechts, der Ordnung und der Vernunft gewettert.

    Entziehen wir uns dieser unsachgemäß geführten, unprofessionellen Debatten und ihrer Apologeten! Versuchen wir eine Annäherung an eine vernünftige, harte und gerechte, umfassende Migrations-, Identitäts- und Gesellschaftspolitik und blicken wir hinter die Kulissen, was darunter in der Vielfältigkeit des Meinungschors verstanden wird. Ich wiederhole: Ist es die millionenfache Abschiebung von Menschen aus Europa, allein in Deutschland, wie schon beschrieben, tatsächlich von 20 Millionen Menschen in Bausch und Bogen, wie es selbst Politiker in flapsigen und wenig durchdachten Beiträgen zum Besten geben, nur um einen aufsehenerregenden Standpunkt zu formulieren, der ihren bisher unbekannten Namen in die Druckerschwärze der Mainstreammedien spült und dabei einen extremistischen, wenngleich im selben Ausmaß auch dummen Narrensaum in Ekstase versetzt, während man vernunftbegabte Bürger in Massen abschreckt? Ist es die Deportation von zwei Millionen Menschen aus Österreich oder gar mehr? Wäre das überhaupt zu einer Wiederherstellung der gesellschaftlichen Ordnung notwendig? Wer ist davon betroffen und wird es die prophezeiten schrecklichen Bilder der Durchsetzung dieser Forderung geben?

    Dieses Buch soll helfen, diesem vielstimmigen, großteils unharmonischen Chor der medialen wie politischen Debattenführer eine klare, wissenschaftlich wie literarisch fundierte Antwort zu geben, vielleicht die Debatte zu versachlichen, dem Wort einen klar nachvollziehbaren, einen unanfechtbaren und gleichzeitig über die Jahre haltbaren Inhalt zu geben. Und nachdem viele, die mit der Migrationsthematik rhetorisch operieren, ohnedies nicht gewillt sind, auch konkrete Konsequenzen in ihrer Politik zu ziehen, will ich also formulieren, was ich ganz persönlich für dieses Wort empfinde, welche Inhalte dahinterstehen sollen, welche politischen Ableitungen daraus zu treffen sind und welche Maßnahmen die Gesellschaft wirklich braucht, um in Harmonie die tiefen Gräben wieder zu schließen. Im Buch Merkels Werk habe ich eine Bilanz von zehn Jahren Unterwanderungspolitik niedergeschrieben und einen Ausblick auf die nächsten zehn Jahre gewagt. Dieses Buch dient nun dazu, die Lehren aus dieser Zeit zu ziehen, ein Gedankenexperiment zu wagen, wie wir den Zustand unserer Gesellschaft wiederherstellen können, wie wir diese zurückbauen und die fatalen Fehler der vergangenen Jahre korrigieren. In Merkels Werk schrieb ich gegen Ende, es sei für weite Teile Europas eben nicht zu spät. Also ans Werk!

    


     

    Was ist Remigration?

     

    Zuallererst: Ist Remigration im breiten Verständnis eine ganze, gesamtheitliche Programmatik oder nur ein Hauch von einer alleinstehenden Idee, die Teil einer gesamtheitlich zu verstehenden migrationskritischen Ideologie ist? Ist es Überschrift, ist es klar definiert, können wir Bürger mit Remigration eine klare politische Handlung fassen oder nicht? Mit diesem Buch will ich das inhaltsleere Gewäsch von Phrasendreschern nicht verstärken, sondern es ist der hoffentlich erfolgreiche Versuch einer Fokussierung, einer Klarstellung, einer Klärung, an deren Ende Millionen von Menschen in Europa, in den einzelnen Staaten wissen sollen, was es mit dieser Forderung tatsächlich auf sich hat und welche Maßnahmen zu treffen sind, um die bestehende und künftige Plünderung der Sozialsysteme zu verhindern, die Unterwanderung der Gesellschaft zu stoppen, den Einzelfall zu unterbinden, die Identität Europas wiederherzustellen und den Menschen das Vertrauen in die demokratischen Systeme wieder zurückzugeben. Es ist daher vielleicht der Versuch der Einigung, der Darstellung verschiedener Strömungen und der Konstruktion eines gemeinsamen und zugleich notwendigen Nenners, der als politische Forderung eloquent, keinesfalls inhuman, verfassungsrechtlich fundiert, von Logik und Vernunft getragen, in einer Debatte unanfechtbar wird. Es ist der Versuch der Verkündung eines politischen Inhalts, unter dessen Dach sich konservative wie patriotische Menschen, freiheitliche wie rechtsliberale, unpolitische und von Logik getragene Menschen treffen können. Es ist sogar der Versuch, dass man abseits jeder eigenen ideologischen Prägung endlich einmal versteht, was wer und wann will, wenn er von Remigration spricht. Dies dient in erster Linie Menschen, die eine klare Wertvorstellung von ihrer Heimat, von einem historisch gewachsenen Europa und dessen Verteidigungsfähigkeit haben und daher aus der Erfahrung der letzten Jahre und Jahrzehnte absoluten Handlungsbedarf sehen. Ideologische Versatzstücke jener Kreise, die darüber einen regelrechten Glaubenskrieg führen, werden Sie nicht finden.

    Ich bin kein Sektierer, kein Querulant, gehöre keinem Narrensaum an und habe auch nicht vor, mich über den Streit über ein Wort ewig zu definieren, wenn der Mehrheit der Menschen nicht einmal die daraus abzuleitende Definition bewusst ist. Weil es schlichtweg nicht sinnvoll ist, über etwas zu diskutieren, über dessen Definition keine Klarheit besteht. Ich mache mich auch nicht zum glühenden Wortführer des Begriffes Remigration, zumal ich mich seit 1992 konsequent in der Lehre einer freiheitlichen Programmatik, wiedergegeben in meinen bisherigen Publikationen, befinde und für diesen von Logik und Vernunft bestimmten Standpunkt kein neues Schlagwort bräuchte. Ich bin auch kein Germanist, sondern Realist. Ich bin kein Idiot, sondern Patriot. Taten zählen und nicht Worte. Aus Worten werden hingegen Handlungen. Daher ist es nicht vorrangiges Ziel, Wortklauberei zu begehen, sondern fassbare, diskutierbare und umgehend umsetzbare Konzepte vorzulegen. Weizen von Spreu zu trennen, allein dieser kurze Satz sagt alles, wofür ich stehe. Identität und Heimat zu schützen, ist meine Grundprämisse. Offenheit zuzulassen, aber gleichzeitig die eigene Identität zu bewahren und zu stärken, ist mein Auftrag. Meinen sogenannten Rassenbegriff, entlehnt vom Neurologen und Psychiater Viktor Frankl, wiederhole ich frei: „Es gibt nur zwei Rassen von Menschen, die Guten und die Bösen.“ Und die Bösen will ich nicht, nirgends, nicht in Österreich, nicht in Deutschland, nicht im Rest Europas. Nicht in meiner Nachbarschaft, nicht in meinem Land, nicht auf meinem Kontinent.

    Und nun versuche ich, diese schwierige Aufgabe, diesen verwischten und größtenteils missbrauchten Begriff einzufangen, auf den Boden zu bringen, verständlich zu machen, zu entdiabolisieren, zu konkretisieren.

    Wie definiert sich Remigration? Die Idee ist nicht neu. Sie beschreibt in Wahrheit begriffstreu die Umkehrung der Migration. Der Begriff kommt, wie so viele Wörter unserer Sprache, aus dem Lateinischen. „Remigrare“ lautet Ursprung, es bedeutet in der wortwörtlichen Übersetzung ins Deutsche zurückwandern, heimkehren. Damit haben wir zumindest ein Faktum auf dem langen Weg zum Ziel geschaffen. Die Zeitung Welt beleuchtet am 19. Jänner 2024 die Wortherkunft. Das Wort Remigration wäre bereits im 17. Jahrhundert lose verwendet worden und die, die 1945, nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges aus ihren sicheren Fluchtorten nach Deutschland und Österreich zurückkehrten, nannte man „Remigranten“. Soweit die Welt.

    Zumindest im Nachkriegseuropa hatte das Wort eine positive Bedeutung. Ein Teil der Flüchtlinge von einst, die vor den Gräueln der Naziherrschaft geflohen waren, sind zurückgekehrt und haben sich am gesellschaftlichen Leben beteiligt und trotz aller dramatischen Erfahrung in den Dienst des Wiederaufbaues gestellt. Wenn wir also allein von dieser Beschreibung ausgehen, ist Remigration tatsächlich etwas Positives, weil sich der zu Recht Geflohene nach temporärem Aufenthalt in der sicheren Ferne dazu durchringt, nicht den bequemeren Weg des Neuanfangs zu gehen, sondern den mühsamen, um das einstige Konflikt- und Kriegsgebiet wieder lebenstauglich zu machen.

    Das sollte man jenen erklären und durchaus ins Stammbuch schreiben, die in den letzten Jahren und Jahrzehnten vor vermeintlicher Verfolgung und tatsächlichem Krieg geflohen sind, aber in Masse nicht bereit sind, ihre ursprünglichen Herkunftsländer nach Beendigung der Verfolgung und der Gewalt wieder aufzubauen.

    In den 1990er-Jahren bin ich mit meinem Vater oft nach Kroatien gefahren. Mein Vater hatte ein kleines Boot, es lag auf der kroatischen Insel Pag in einem Hafen. Von dort aus erkundeten wir selbst in jenen Tagen, als im Hinterland von Kroatien noch der Krieg tobte, die Inselwelt der Adria. Um dorthin, also nach Pag, zu gelangen, mussten wir Hunderte Kilometer durch Kroatien, stundenlang hinter dem sogenannten Velibit-Gebirge auf kaputten Straßen durch zerschossene und ausgebrannte Dörfer fahren. Als ich diese Schrecken des Balkankrieges sah, war ich selbst als sehr junger Mensch zutiefst betroffen. Und diese Bilder von Zerstörung haben mir immer die Frage regelrecht aufgedrängt: Wer baut das wieder auf? Wer macht diese gottverlassenen Landstriche wieder zur intakten Heimat von Menschen? Wer hat die Kraft, den Schutt des Krieges aus dem Weg zu räumen und seinen Landsleuten wieder eine Heimat zu geben, in der man wieder leben kann?

    Nach diesem Balkankrieg sind einige wieder zurückgekehrt, nach Bosnien, nach Serbien, nach Slowenien, nach Kroatien, in den Kosovo. Viele sind in Österreich geblieben, ein großer Teil hat sich integriert, ja so sogar assimiliert. Jenen, die geblieben sind, mache ich keinen allzu großen Vorwurf. Wer bin ich, jemanden zu kritisieren, der aus seiner zerschossenen Heimat, vielleicht verwundet, die Familie verloren, schlicht um sein eigenes Leben rannte? Manche sind geblieben, manche sind zurückgegangen. Und jene, die zurückgegangen sind, haben gemeinsam mit jenen, die nicht geflüchtet sind, aus den ehemaligen Staaten des untergegangenen Jugoslawiens wirtschaftlich erfolgreiche, sozial sichere Staaten gemacht. Chapeau!

    Aber zurück zu entbehrungsreichen Tagen nach 1945. Ein Teil der Verfolgten und Geflohenen kam zurück. Sie wanderten aus den USA wieder nach Deutschland und Österreich aus. Also die Auswanderung. Die klare Definition von Remigration setzt daher die Migration voraus, die aber nicht Ende einer Wanderungsbewegung ist, sondern erst mit der Rückkehr in das Herkunftsland einen Abschluss findet. Die Remigration ist daher kein klarer, zeitlich abgegrenzter, eigenständiger Vorgang, sondern nur eine zeitliche Etappe einer Wanderung einzelner Menschen in andere Länder, andere Kontinente und wieder zurück. Profan gesehen, könnte auch der nach Berlin gezogene Wiener, der nach zehn Jahren wieder nach Österreich zurückkehrt, ein Beispiel von erfolgreicher Remigration nach sprachwissenschaftlicher Definition sein. So weit, so gut. Da ist noch keine verfassungsfeindliche Strömung zu finden, die man den politischen Vertretern der Remigration um die Ohren hauen könnte, oder?

    Die immer noch wenig ergründete Definition von Remigration unterscheidet auch nicht zwischen einer freiwilligen und unfreiwilligen Rückwanderung von Menschen. Daher ist jeder, der aus seinem ursprünglichen Land in ein neues zieht, dort verbleibt und dann freiwillig oder unfreiwillig zurückkehrt, ein Remigrant. Remigration kann also auch der tatsächliche Vorgang sein, den Staaten mit dem demokratischen, legitimierten Abschiebeprozess selbst durchführen, oder die von staatlichen Institutionen angeregte, mehr oder weniger freiwillige Ausreise. Wo ist mit diesem Begriff die Verfassungsfeindlichkeit gegeben, wenn allein die demokratisch gewählte, wenngleich auch politisch gescheiterte Regierung Deutschlands im ersten Halbjahr 2025 die epochale Anzahl von knapp 12.000 Abschiebungen, größtenteils in die ursprünglichen Heimatländer, also getreu der deutschen Sprache „Remigrationen“, durchführte? Wenngleich man angesichts dieser Zahlen niemals von einem Erfolg zur Wiederherstellung des gesellschaftlichen Friedens in Deutschland sprechen kann, ist Deutschlands Regierung aber zumindest in den 11.800 Fällen zu Exekutoren der sogenannten Remigrationspolitik selbst geworden. Vielleicht nimmt auch dieser faktenbasierte Schluss den Menschen die aufgebauschte Angst vor dem Wort alleine.

    In Wahrheit ist die heutige Verwendung des Begriffes Remigration durch viele Seiten fatal, weil Remigration durch die kaum vorhandene wissenschaftliche Annäherung der letzten 40 Jahre alles oder nichts bedeuten kann. Andererseits ist es wie ein weißes, unbeschriebenes Blatt, das man mit konkreten Inhalten, also den Forderungen, wer konkret unter welchen Umständen zu remigrieren hat, füllen kann. Manche bekommen nicht zuletzt durch die Debatten der letzten drei Jahre, die auch dazu führten, dass „Remigration“ zum Unwort des Jahres gewählt wurde, ein Gefühl von einer falschen Vorstellung des Begriffs. Und eine gewisse Undurchsichtigkeit habe selbst ich als politischer Kommentator feststellen müssen. Folge ich der alleinigen Begriffsdefinition, wie sie in den Medien dargestellt wurde? Oder der literarischen Annäherung eines deutschen Politikers in seinem Buch, der vor einigen Jahren diesen Begriff selbst verwendete und heute davor lautstark warnt? Oder ist für mich das Wahlprogramm einer Partei in Deutschland oder in Österreich oder in den USA maßgeblich? Ist die Remigration, die Donald Trump in die Welt schreit, der Weisheit letzter Schluss? Oder ist die parteipolitische inhaltliche Festlegung maßgeblicher konservativer Kräfte, wie der FPÖ und der AfD, die in Programmatik quasi ex cathedra verkündete Wahrheit?

    Für dieses Buch habe ich mit einer der bekanntesten Aktivistinnen und Publizistinnen Europas in Sachen Remigration ein Interview führen können. Eva Vlaardingerbroek aus den Niederlanden gilt als einflussreichste Influencerin der Remigrations-Bewegung. Sie verneint, dass der Begriff Remigration zu „schwammig“ wäre, sondern verweist auf nationale Unterschiede. „Ich bin mir nicht sicher, ob ich der Aussage zustimme, dass Remigration in der öffentlichen Wahrnehmung alles und nichts zugleich bedeutet. Die Medien stiften natürlich bewusst Verwirrung, aber das dient ihren politischen Zielen. Ich glaube jedoch, dass Remigration von Land zu Land unterschiedlich aussehen kann und sollte. Souveräne Staaten mit unterschiedlichen Gegebenheiten schaffen unterschiedliche Regeln … Ich glaube, Remigration muss nicht schwierig sein, wenn wir uns nicht von dem System, das dieses Problem geschaffen hat, gefangen halten lassen. Wenn wir uns davon befreien, können wir sie verwirklichen.“ Da hat sie Recht. Es gilt, diesen Begriff zu definieren, lebbar zu machen und einer konkreten politischen Debatte zuzuführen.

    Faktum ist, dass die Remigration zu einem Schlagwort, zu einem Kampfbegriff geworden ist und die meisten, die dagegen einen regelrechten Krieg führen, die Stoßrichtung nicht einmal kennen. Eigentlich verrückt! Leidenschaftliche Debatten über Begrifflichkeiten werden geführt, Gesellschaften dadurch gespalten, Hunderttausende Menschen dagegen auf den Straßen mobilisiert, Verfassungsschützer aktiviert, aber keiner weiß, um was es wirklich geht.

    Die Remigration kann übrigens auch ein Teil jenes Lebensmodells sein, das Generationen von Gastarbeitern betrifft, die für einige Jahrzehnte in anderen Ländern gearbeitet haben und mit ihrer Pensionierung freiwillig, ohne Gram oder Druck zurück in ihr Herkunftsland gehen. Weil diese sogenannten Gastarbeiter die starke Verbundenheit zu ihrer ursprünglichen Heimat nie verloren haben und der berufsbedingte Aufenthalt in Deutschland oder Österreich keinerlei Anreize dazu geboten hat, bis ans Lebensende in Linz oder Hamburg zu verbleiben.

    Sie kann aber auch die Bilder von Abschiebungen der ICE-Behörden in den USA subsumieren, die internationale Medien frei Haus ins Wohnzimmer liefern und an deren journalistischer Interpretation regelmäßig massive Zweifel aufkommen. Sie dienen nicht, um zu informieren, sondern um einen Begriff zu vernebeln, den einzelne Proponenten der Migrationsidee zum Besten geben.

    


     

    Der ungarische Weg

     

    Remigration kann aber auch Grenzschutz bedeuten, Verschärfung der Sozialsysteme, Schutz der Bildungssysteme, Stärkung der Familienpolitik, Ausbau der Justizpolitik, Etablierung einer identitätsstiftenden Gesellschaftspolitik. Wieder ist hier festzustellen: Es kann alles oder nichts bedeuten. Ist Viktor Orbán ein Remigrationspolitiker? Auffallend ist, dass man zum Begriff „Remigration“ keinerlei Äußerungen des ungarischen Ministerpräsidenten findet, er aber andererseits der Prototyp jenes Politikers ist, der Kultur, Heimat, Volk, Sprache seines Ungarns ohne Wenn und Aber schützt, der der Unterwanderung seines ungarischen Volks absoluten Einhalt gebietet, für größtmögliche Freiheit nach innen sorgt und größtmögliche Sicherheit nach außen vertritt. Orbán lässt seine Grenze absolut sichern, nicht zur Abschottung, sondern als Teil eines Regelwerks zur Ordnung von Migrationspolitik. Fahren Sie nach Ungarn, überzeugen Sie sich doch selbst, dass dieses wunderbare Land weder eine Festung noch eine Diktatur geworden ist. Ungarn ist heute ein freieres Land, als es Deutschland oder Österreich in den letzten Jahren war. Ich habe es in Merkels Werk ausführlich beschrieben. In Ungarn leben heute jüdische Mitbürger freier, sicherer in ihrem Glauben und ihren Traditionen, als es in Berlin oder Wien möglich wäre. In Ungarn leben Homosexuelle freier und sicherer als in Wien oder Berlin, wo sie überall, an jedem Ort und zu jeder Zeit, Gefahr laufen, Opfer eines religiös-extremistischen Anschlages der unintegrierbaren Teile von Merkels Glückskinderkarawane zu werden. Ungarn schottet sich nicht ab, es ist offen und frei, das Kulturleben prosperiert und die Wirtschaft brummt. Weil Ungarn auch von vielen Investoren sowohl kontinental als auch transkontinental als sicheres Land eingeschätzt wird, das sich nach berechenbaren Regeln selbst abseits der ideologisch motivierten Angriffe Brüsseler Unterwanderungsideologen organisiert.

    Aus diesem Grund ist es diesen „Eliten“, die unseren Kontinent durch Wort und Tat entkernen wollen, ein Dorn im Auge. Im Jahr 2025 wurden durch die Maßnahme der ungarischen Regierung mehr als 12.000 illegale Grenzübertritte verhindert, in den letzten zehn Jahren zwischen 2015 und 2025 konnten laut Statistiken der ungarischen Regierung 1,1 Millionen illegale Grenzübertritte und damit das Einsickern in den EU-Staat Ungarn verhindert werden. Sie fanden nicht statt, weil Ungarn unter Einsatz modernster Überwachungsanlagen die natürliche und souveränitätsstiftende Grenze seines Landes vor ungebetenen Eindringlingen sichert. Dafür hat die Europäische Union das Mitgliedsland Ungarn zu einer täglichen Strafe von einer Million Euro verdonnert, weil Ungarns Grenzschutz mit den politischen Vorgaben Brüssels, das eine zügellose und unkontrollierte Zuwanderung vertritt, nicht vereinbar sei. Brüssel bestraft Ungarn, weil sich die Budapester Regierung an Dublin I und Dublin II hält, während Brüssel sich selbst in grenzenloser Anarchie ergeht. Skurril, verantwortungslos, verbrecherisch. Der neue EU-Migrationspakt verpflichtete Ungarn des Weiteren, ein Flüchtlingslager für 30.000 Migranten zu bauen. Ein Flüchtlingslager in einem Staat, der entgegen der Schalmeientöne von Angela Merkel und ihren Nachfolgern Olaf Scholz und Friedrich Merz nie dem Wahnsinn erlegen ist, sein Land und die staatlichen Systeme am Silbertablett zu servieren. Wenn Recht und Ordnung noch ein allgemein anerkannter Faktor wären, müsste man die Vertreter des Brüsseler Idiotenregimes und mit ihnen die Vertreter der nationalen Staaten, die ihr Weh und Heil im Pfötchenheben am grünen Verhandlungstisch in Brüssel suchen, anstatt getreu ihrem Eid, ihre Länder zu vertreten, vor Gericht stellen.

    Auch gegenüber dem EU-Migrationspakt verweigert sich der Ministerpräsident in Budapest, weil er nie und nimmer 30.000 Migranten überhaupt ins Land lassen würde. Die Grenzsicherungsmaßnahmen, die Orbán und seine Regierung veranlassten, kosteten dem ungarischen Steuerzahler mehr als zwei Milliarden Euro. Einen Zuschuss seitens Brüssels oder der nach Solidarität rufenden Vertreter europäischer Altparteien wie der Scheinkonservativen oder Sozialisten gab es dafür nicht. Brüssel finanziert hingegen mit Milliardenpaketen die Zuwanderung und jeder, der beim bunten wie blutigen Experiment mitmacht, wird in Gold aufgewogen. Als Angela Merkel im Jahr 2015, exakt am 31. August 2015, ihren berühmten Toleranzschlachtruf „Wir schaffen das“ ausgab, reagierte Viktor Orbán prompt und gab trotz der Kritik der üblichen Verdächtigen, der bunten und toleranzerfassten Gutmenschenregimenter, den Startschuss für einen 175 Kilometer langen Grenzzaun als EU-Außengrenzschutz. Die Ergebnisse sind übrigens beeindruckend. Im Jahr 2022 konnten so 385.965 illegale Grenzübertritte verhindert werden. Die Flüchtlingsströme blieben außerhalb des Staatsgebietes Ungarns. Und mittlerweile hat sich diese restriktive Migrationspolitik herumgesprochen. 2024 waren es nur mehr 88.890 illegale Grenzübertrittsversuche. Es ist jeweils beim Versuch geblieben. Auch die Annahme von Asylanträgen in Ungarn ist, gemessen an den Zuständen in Frankreich, Österreich oder Deutschland, kaum fassbar. 31 Asylanträge nahm Orbáns Regierung im Jahr 2023 an, im Jahr 2024 waren es 29. Im gleichen Zeitraum sind beispielsweise in Deutschland im Jahr 2023 mehr als 329.000 Asylanträge gestellt und angenommen worden. In Österreich, dem flächen- und bevölkerungsmäßig kleineren Land, waren es noch 59.000. Alle Maßnahmen, die Orbán seit 2015 zum Schutz seines Volkes getroffen hat, sind effektiv.

    Auch diese Politik Orbáns könnte ein Teil einer neuen Begriffsdefinition für „Remigration“ sein, obwohl ja mangels nennenswerter Asylantragszahlen und tatsächlich stattgefundender Grenzübertritte keine Remigration, also Rückwanderung, stattgefunden hat! Aber natürlich handelt Orbán unter dem Dach eines Remigrationsbegriffes, der in unseren Breiten, im deutschsprachigen Raum, mehr bedeuten soll als die bloße Rückwanderung, sondern ein ganzes Bündel an Maßnahmen, das benötigt wird, um das Migrationschaos und seine vielfältigen Auswirkungen auf die Gesellschaft wieder in den Griff zu bekommen.

    


     

    Stimmen zur Remigration

     

    Für dieses Buch konnte ich wieder ein exklusives Interview mit dem ehemaligen deutschen Verfassungsschutzpräsidenten Dr. Hans-Georg Maaßen führen. Dies ist insofern bedeutend, da Maaßen einerseits die denkbar größte Expertise in deutscher Verfassungskenntnis einbringt und andererseits seit Jahren und seit 2015 massiv migrationskritisch in Erscheinung getreten ist. Maaßen verwendet den Begriff „Remigration“ bewusst nicht. Er sagt: „Der Begriff ist schillernd und man kann in das Wort das hineininterpretieren, was man herausinterpretieren möchte. Er ist auch kein juristischer Fachbegriff. Die Gefahr besteht, dass gerade der Verfassungsschutz diesen Begriff in seinem Sinne instrumentalisiert, um Menschen, die den Ausdruck verwenden, als Extremisten zu markieren“, so Maaßen. Der richtige Fachausdruck für eine konsequente Migrationspolitik hieße aus seiner Sicht „Rückführung“. Weiters meint Maaßen: „Ich habe bereits vor rund 30 Jahren ein Buch verfasst, dessen Titel ‚Rückführung und Rücknahme‘ lautet. Der juristische Begriff Rückführung umfasst die freiwillige Ausreise und die zwangsweise Abschiebung von Ausländern. Ich war seinerzeit zuständig gewesen für die Rückführung ausreisepflichtiger Ausländer aus Deutschland, insbesondere bei Ausländern, bei denen es Schwierigkeiten mit den Heimatländern gab, sie abzuschieben.“ Auffallend ist auch, dass der Rassemblement National von Marine Le Pen und Jordan Bardella eine harte und konsequente Migrationspolitik vertritt, aber den Begriff, der übrigens in den Reihen ihres Vaters im Französischen kultiviert wurde, heute wie der Teufel das Weihwasser meidet. Marine Le Pen fordert die Ausweisung krimineller Asylwerber, den Stopp der Massenzuwanderung, kritisiert die Islamisierung Frankreichs und prangert zu Recht das Stadtbild französischer Großstädte wie Marseille oder Paris an. Man kann ihr nur Recht geben.

    Im Jahr 2025 bereitete ich mir das Vergnügen, Paris innerhalb von vier Tagen auf täglichen Fußmärschen von bis zu 25 Kilometern zu erkunden. Diese Stadt ist viel, hat aber mit Frankreich nichts mehr zu tun. Man kann in ihr sehr viele Armutsgegenden der Welt erkunden, ohne ein Flugticket zu lösen. Dennoch weist Marine Le Pen den Begriff der Remigration von sich, ja kritisiert ihn sogar. Marine Le Pen ist nicht feig, im Gegenteil, sie ist eine äußerst mutige Frau, die auf Basis unverbrüchlicher Grundsätze ihre Politik definiert. Die Auslassung des Begriffes liegt daran, dass das Wort Remigration in Frankreich kaum bekannt und in keinem Wörterbuch zu finden ist, von tatsächlich rechtsextremen und aktivistischen Inhalten aufgeladen wurde, die man teils nur ablehnen kann. Wie können französische Patrioten mit der Kolonialgeschichte des Landes tatsächlich wollen, dass die Nachfahren der ursprünglichen Einwanderer nur wegen des Migrationshintergrundes abgeschoben werden? Wie kann Frankreich tatsächlich wollen, dass aus Remigration plötzlich Reintegration wird und tatsächlich jeder das Land verlassen müsste, der nicht mit Pariser Baguette, Fliege um den Hals und Baskenkappe die Marseillaise pfeift und damit zumindest dem Bild des ethnischen Franzosen entspricht. Was meine ich damit? Wir können nicht jene Menschen abschieben bzw. ihren Aufenthalt in Frage stellen, die sich bestens integriert haben, ja vielleicht sogar assimiliert haben, nur weil sie Migrationshintergrund besitzen. Das wäre tatsächlich rassistisch. Daher hat der Rassemblement National entschieden, sich an dieser Begriffsdefinition nicht zu beteiligen. Und nicht zuletzt auch deswegen, weil einzelne Proponenten der Remigrationsidee in Frankreich tatsächlich forderten, Staatsbürger mit Migrationsgeschichte aus den jeweiligen Ländern unter dem freundlichen Wort „Anreize“ zu verdrängen.

    Für Patrioten ist die Staatsbürgerschaft etwas Heiliges. Das sehen die Patrioten in den USA genauso wie in Frankreich, in Italien oder in Österreich. In Wahrheit vertritt Marine Le Pen dasselbe Konzept wie Herbert Kickl, der sich vor dem Wort Remigration nicht scheut, sondern es selbst mit Leben erfüllt, oder der Politik eines Viktor Orbán, der zwar nicht davon spricht, aber in diesem Sinne handelt. Die unterschiedlich gewachsenen Begriffsdefinitionen, die Unterschiede der einzelnen Sprachen, die Begehrlichkeiten und Notwendigkeiten der Migrationspolitik in unterschiedlichen Staaten führten zu diesen Brüchen, die von politischen Gegnern einer strengen Migrationspolitik leidlich und zum Schaden der patriotischen Parteien ausgenutzt werden. Besonders eklatant wurde dieser Schaden, diese Spaltung, im Jahr 2024, als Marine Le Pen von der AfD forderte, sich von der „Remigration“ zu distanzieren, aber in Wahrheit sowohl der Rassemblement National als auch die AfD zumindest in ihren jeweiligen Stellungnahmen und Parteiprogrammen dasselbe meinten. Man könnte daher zum recht einfachen Schluss kommen, dass das Problem eigentlich nur in Auffassungsunterschieden und Sprachbarrieren eines Begriffes besteht, in den sich Parteien von externen Kräften, seien es Provokateure oder Medien, treiben haben lassen.

    Eva Vlaardingerbroek sieht weniger Sprachbarrieren als eine grundsätzliche Frage zur Begrifflichkeit. „Meiner Ansicht nach handelt es sich nicht um Verwirrung, sondern um unterschiedliche politische Entscheidungen. Es ist eine Frage des Willens. Marine Le Pen will nicht. Meloni, wie wir bei ihr gesehen haben, geht auf Nummer sicher. Sie will, aber irgendwie auch nicht. Orbán muss nicht für Rückwanderung sein, da er keine Migranten ins Land gelassen hat. Für mich ist Rückwanderung das zentrale Thema unseres Lebens. Wenn wir sie annehmen, kann Europa gerettet werden; wenn nicht, ist es vorbei.“ Was Vlaardingerbroek hier durchaus anmerkt, ist die Tatsache, dass jedes Land Europas andere Begehrlichkeiten in Sachen Migrationspolitik hat und unterschiedliche Maßnahmen benötigt. In einem Fall trifft sie exakt den Punkt: Man kann nicht von einer strikten Migrationspolitik reden, wenn man in der Verantwortung nicht bereit ist, entsprechende Konsequenzen zu ziehen.

    Ich glaube durchaus, dass man, wenn man den Begriff allumfassend definiert, Sprachbarrieren abbaut, den Hintergrund des Wortes zu neutralisieren versucht und inhaltliche Schwächen streicht, einen Dachbegriff formulieren könnte, mit dem sowohl Marine Le Pen als auch Giorgia Meloni und Viktor Orbán auf einen gemeinsamen Nenner kommen könnten. Denn FPÖ-Chef Herbert Kickl aus Österreich propagiert Remigration, er formt sie für sich und seine Partei offensiv selbst, überlässt sie niemandem anderen und lässt keinen Zuruf parteifremder Kreise oder Personen zu. Kickl erkennt, dass dieser Begriff sich bestens dazu eignen würde, mit einem einzigen Wort ein gesamtes Potpourri an Maßnahmen zu verbinden. Aber auch er hat natürlich hier das Problem, dass die von deutschen Behörden angenommene und von Medien trommelfeuerartig verbreitete Definition ohne nennenswerten Widerspruch nach Österreich schwappt und der politischen Kampagne des Mitbewerbers gegen die FPÖ, der Verleumdung und Diffamierung gilt. In einem Interview mit der Nachrichtensendung ZIB2 des öffentlich-rechtlichen Rundfunks Österreichs ORF am 10. Jänner 2024 definierte der Wortführer kritischer Migrationspolitik in Österreich die Remigration wie folgt: „Rückkehr von Flüchtlingen in die Heimat nach Wegfall des Fluchtgrundes nach der Genfer Flüchtlingskonvention. Freiwillige Ausreise oder Abschiebung rechtskräftig negativ beschiedener Asylwerber. Abschiebung straffällig gewordener Ausländer.“

    Im Wahlprogramm der FPÖ zur Nationalratswahl 2024 findet sich eine genaue Definition von „Remigration“: „Remigration ist ein Überbegriff für einen Paradigmenwechsel in der derzeitigen Asyl-, Grenz- und Migrationspolitik. Sie ist die Folge einer identitätsbezogenen Migrationspolitik und umfasst ein Bündel an Maßnahmen zur Umkehr der Migrationsströme. Die Beseitigung aller Anreize für versorgungssuchende Wirtschaftsflüchtlinge soll in Verbindung mit Leitkulturpolitik und hohem Anpassungs- und Assimilationsdruck die ‚Push- und Pull-Faktoren‘ für Zuwanderung umkehren. Konkret sieht Remigration die Rückführung aller illegal Eingereisten auf Grundlage gesetzlicher Bestimmungen, die Sicherung der Grenzen, eine Reform des Asyl-, Ausländer- und Staatsbürgerschaftsrechts sowie die Schaffung und Förderung von Programmen zur freiwilligen Rückkehr vor. Ein besonderer Fokus liegt dabei auf islamischen Parallelgesellschaften.“ Kein Wort findet sich im Wahlprogramm der FPÖ zur Abschiebung nicht integrierter Staatsbürger oder deren Verbrämung.

    Ich konnte für dieses Buch Herbert Kickl, den in allen Umfragen auf Platz 1 rangierenden Oppositionschef der österreichischen FPÖ, gewinnen. Nachdem er den Begriff Remigration seit Jahren offensiv in die Debatte wirft, bat ich um eine authentische Erläuterung. Kickl lieferte umfassend und präzise:

    „Der Begriff Remigration stammt ursprünglich aus der Migrationsforschung und beschreibt, verkürzt gesagt, die freiwillige Rückkehr von ausgewanderten Menschen in ihr Herkunftsland. Für mich bedeutet Remigration vor allem die Rückkehr zu einem klar strukturierten und rechtsstaatlich sauberen Asylsystem, das seinem ursprünglichen Zweck wieder gerecht wird: Schutz auf Zeit. Dieser Schutz gilt nur so lange, wie ein konkreter Fluchtgrund besteht. Sobald dieser entfällt, ist das Herkunftsland wieder aufzusuchen – ohne Ausnahme. Das ist der Kern dessen, was Remigration im praktischen Sinn bedeutet“, so Kickl. „Remigration bezeichnet die notwendige politische Kehrtwende in der Zuwanderungs- und Asylpolitik, also das Ende der illegalen unkontrollierten Masseneinwanderung und die Rückführung jener Personen, die ohne rechtlichen Aufenthaltstitel ins Land gelangt sind. Remigration bedeutet, die Kontrolle über unsere Grenzen wiederzuerlangen und unsere historisch gewachsene Identität, unsere Werte und unsere kulturelle Kontinuität selbstbewusst zu schützen. Kurz zusammengefasst: das eigene Land, die eigene Bevölkerung zuerst und wieder Herr im eigenen Haus sein. Remigration heißt: eine Politik, die Entscheidungen trifft und konsequent umsetzt. Statt einer Politik, die passieren lässt und dann die Gesetze adaptieren muss.“

    Und weiter: „Remigration umfasst außerdem die Rückführung von Personen, die gegen österreichische Gesetze verstoßen oder eine sicherheitsrelevante Gefährdung darstellen. Auch wenn ein Asylgrund formell noch bestehen sollte, kann der Staat bei schweren Straftaten nicht verpflichtet sein, solche Personen dauerhaft auf seinem Staatsgebiet zu dulden. Die Sicherheit der Bürger hat Vorrang, daher ist in solchen Fällen eine Abschiebung konsequent durchzuführen. Darüber hinaus geht es darum, das Asylsystem wieder in Einklang mit der Genfer Flüchtlingskonvention zu bringen: Schutz vor Verfolgung erfolgt im nächstgelegenen sicheren Land, zeitlich begrenzt und ohne automatischen Übergang in einen dauerhaften Aufenthalt oder einen Weg zur Staatsbürgerschaft. Derzeit ist das Gegenteil der Fall und genau diese Fehlentwicklung gilt es zu korrigieren“, so der FPÖ-Chef. Er sieht im Begriff Remigration ein politisches Dach für konkrete Maßnahmen.

    Remigration bedeutet somit eine realpolitische Neuausrichtung unter folgenden Leitlinien: „‚Asylquote Null‘ als Sofortmaßnahme. Kein automatisches Anrecht auf Staatsbürgerschaft. Keine Doppelstaatsbürgerschaft. Verpflichtende Rückkehr, wenn der Fluchtgrund entfällt, und konsequente Abschiebung, wenn dies nicht freiwillig geschieht. Abschiebung bei Verstößen gegen unsere Gesetze und Werteordnung. Klare Begrenzung des Asylsystems auf temporären Schutz. Einbürgerungs-Stopp.“

    Kickl ist sich der Problematik bewusst, dass dieses Wort bisher allzu oft in der politischen Debatte vorsätzlich wie fahrlässig falsch definiert gebraucht wurde. Er fasst im Exklusivinterview zusammen: „Damit ist Remigration kein abstraktes Schlagwort, sondern ein konkretes Maßnahmenpaket, das die Migrationsströme umkehrt, das Asylrecht wieder auf seine ursprüngliche Funktion zurückführt und zugleich unsere Gesellschaft wieder entlastet und stabilisiert, die durch die aus dem Ruder gelaufene Zuwanderung immer mehr unter Druck steht.“

    


     

    Staatsbürgerschaft als heiliges Recht

     

    Alles, was daher von offizieller Seite verlautbart wurde, ist eine neue, scharfe Migrationspolitik unter dem Dach des Begriffes „Remigration“ auf Basis des Rechtsstaates, der Verfassung, der Grundordnungen europäischer Staaten. Von einer Aufweichung bzw. Relativierung der Staatsbürgerschaft ist keine Rede. Und selbst wenn die Forderung verfassungswidrig wäre, wäre sie eine Forderung, die ja im Kern die Änderung einer Verfassung anstreben würde, was in einer offenen, demokratischen, pluralistischen Gesellschaft zulässig ist. Die österreichische Bundesverfassung ist auch nicht konserviert, sondern unterlag in den letzten Jahrzehnten oftmaligen Veränderungen. Die Verfassung ist wichtig, sie ist die Basis der demokratischen Verfasstheit unserer Länder. Aber sie ist Teil des Rechts und der Rechtsstaat entwickelt sich ständig weiter.

    Was aber tatsächlich heilig und damit unantastbar ist, ist die Definition des Staatsvolkes und mit ihr die Staatsbürgerschaft als heiliges Recht und heilige Pflicht. Sie ist zu schützen, denn sie ist ein zentraler Bestandteil des Funktionierens einer Gesellschaft. Ihr Schutz ist nicht nur die Aufgabe demokratischer Politiker, sondern auch patriotischer Politiker. Wer die Staatsbürgerschaft in Frage stellt, sie, wenn sie unter welchen Umständen auch immer verliehen wurde, relativiert, relativiert auch über kurz oder lang die eigene Staatsbürgerschaft. Es gibt Forderungen vor allem von linker und linksliberaler Seite, politisch unbequemen Personen die Staatsbürgerschaft zu entziehen, sie zu Staatenlosen zu degradieren. Der Schutz der Staatsbürgerschaft ist übrigens eine zentrale Weisheit, die alle patriotischen und konservativen Parteien weltweit eint. Und auch AfD-Co-Vorsitzende Alice Weidel meinte in jüngerer Vergangenheit sinngemäß, dass, wenn harte Migrationspolitik mit dem Namen Remigration verknüpft werde, es eben so heißen solle, wie es die AfD in ihrer offiziellen Beschlusslage auch definierte. Tino Chrupalla, Partei- und Fraktionschef der AfD, habe ich für dieses Buch um ein Interview gebeten. In seiner Antwort zum Begriff Remigration zeigt sich der langjährige Politiker äußerst differenziert und verhehlt auch nicht die Probleme, die sich aus der Diffamierung nach dem Potsdam-Treffen darauf für die AfD ergeben haben.

    „Zur Europawahl haben uns Missverständnisse um den Begriff sicherlich rund fünf Prozent gekostet. Im Programm zur Bundestagswahl 2025 haben wir deshalb nachgeschärft, um transparent für die Wähler zu sein. Unser Katalog enthielt folgende Punkte: Abschiebung ausreisepflichtiger Personen und Abstellung von Fehlanreizen zur Zuwanderung, Widerrufsverfahren und Verhandlungen mit Herkunftsländern bei Wegfall des Fluchtgrundes, vorrangige Abschiebung von Gefährdern, Extremisten und schweren Straftätern, Ausweisung ausländischer Straftäter bei Gewalt-, Drogen- und Sexualdelikten oder organisierter Kriminalität.“ Dass die Partei nach den medialen Begriffswirrungen des Potsdam-Treffens Handlungsnotwendigkeit hatte, wurde spätestens bei der darauffolgenden Bundestagswahl klar. Im Kurzprogramm des AfD-Wahlprogrammes zur Bundestagswahl von Alice Weidel und Tino Chrupalla wurde daher verbindlich und somit für die AfD gültig festgelegt: „Wir wollen eine Migrationspolitik im Interesse Deutschlands: Einführung konsequenter Grenzkontrollen, Zurückweisung illegaler Einwanderer und Remigration von Personen ohne Bleiberecht. Asylanträge müssen in Bearbeitungszentren außerhalb Deutschlands bearbeitet werden. Außerdem fordern wir den Austritt Deutschlands aus dem UN-Migrationspakt und UN-Flüchtlingspakt.“

    Auch hier findet sich kein Verweis auf eine Infragestellung der Staatsbürgerschaft. Keine Anzeichen dafür, aus Remigration eine Reintegration zu kreieren, also die Außerlandesbringung von Menschen, die sich integriert haben. In der kompletten Langversion desselben Programms steht: „Unser Maßnahmenkatalog zur Umkehr dieses migrationspolitischen Staatsversagens heißt Remigration und umfasst folgende Maßnahmen, die bereits heute der geltenden Rechtslage entsprechen oder sich jedenfalls mittels verfassungskonformer Gesetzesänderungen umsetzen lassen: Wir werden vollziehbar ausreisepflichtige Personen konsequent abschieben und bestehende Fehlanreize (Bürgergeld, Bleiberechte für Ausreisepflichtige, Turboeinbürgerung) abstellen. Ebenso werden wir in diesem Zusammenhang Anreize zur freiwilligen Rückkehr ausbauen. Wenn der Fluchtgrund entfällt – wie aktuell in Syrien –, endet der Schutzanspruch, der zeitlich begrenzt ist und keinesfalls eine Anwartschaft auf eine dauerhafte Einwanderung begründet. Hierzu sind umgehend Widerrufsverfahren einzuleiten und Verhandlungen mit den Herkunftsländern aufzunehmen. Hierin sehen wir ein großes Remigrationspotential, welches auch durch die Herkunftsländer selbst eingefordert wird. Ausländische Gefährder, Extremisten und schwere Straftäter werden wir vorrangig zurückführen. Die Ausweisung ausländischer Straftäter insbesondere bei Gewalt-, Drogen- und Sexualdelikten sowie bei der organisierten und Clankriminalität werden wir deutlich erleichtern. Dem Import ausländischer Konflikte auf deutschem Boden werden wir nicht länger tatenlos zusehen. Das gilt für die Ausrufung des Kalifats genauso wir für muslimischen Antisemitismus. Die Remigration ausländischer Straftäter werden wir auch in diesem Zusammenhang deutlich erleichtern.“

    Auch hier gibt es keine einzige Forderung, Staatsbürgerschaften abzuerkennen und die Staatsbürger in mehrere Klassen zu unterscheiden. Was auch schwer wäre, zumal namhafte Vertreter der AfD ebenso einen Migrationshintergrund haben und ich die dumme Differenzierung zwischen „Biodeutschen“ und „Passdeutschen“ ja wohl wirklich im 21. Jahrhundert nicht hören möchte und kein Mensch es ernst nehmen kann und soll. Besonders skurril empfinde ich, dass diese Forderung ausgerechnet von jener Spezies von Menschen gepflegt wird, die rein äußerlich dem Klischee des „Biodeutschen“ kaum entsprechen. Das ist der Treppenwitz der Geschichte. Diese Vertreter der „reinen Lehre“, die vom deutschen Volksstamm träumen, sind klein, körperlich gedrungen, dunkelhaarig und von den bemühten blauen Augen der reinen deutschen Ethnie ist selten was zu sehen. Allein diese Forderung ist eine Karikatur aus schlechten Zeiten. Gerne rufe ich in der Betrachtung des sogenannten Biodeutschen in Erinnerung, dass man einen Hamburger mit einem Münchner wohl kaum in Sachen Sprache, Tradition, Kultur und Identität vereinen könnte. Das sind historisch unterschiedliche Stämme, die sich im Verband eines deutschen Sprach- und Kulturraumes und in Bezug auf die beiden Städte auch in einem Dachstaat, in diesem Fall Deutschland, vereinen lassen. In dieser Vereinigung kann man auf Basis des Unterschiedlichen auch eine einheitliche Leitkultur mit verschiedenen Verästelungen bestimmen, die aber weit über die Grenzen Deutschlands hinaus in den gesamten Sprach- und Kulturraum einwirkt. Mehr Ableitungen kann man aber nicht treffen.

    Giorgia Meloni, Italiens rechte Ministerpräsidentin, hat sich kaum über Remigration geäußert. Ihr Plan von Ausreisezentren in Albanien hingegen deutet klar in jene Richtung, die wir im deutschsprachigen Raum als Remigrationspolitik verstehen könnten. Der Chef der Lega Nord und Vizepremierminister Italiens Matteo Salvini brachte es 2015 angesichts der Merkelschen „Wir schaffen das“-Krise klar und deutlich und vor allem unverhohlen auf den Punkt. „Ich glaube nicht an einen Flüchtlingsnotstand. Wir sind mit einer geplanten, finanzierten und organisierten Masseninvasion konfrontiert. Ziel dieser Strategie ist es, die Europäer mit anderen Völkern zu ersetzen, um über Massen neuer Arbeitskräfte zu verfügen, die man für drei Euro pro Stunde ausnutzen kann. Die Geburtenrate in Nigeria ist vielfach höher als in Italien. Hier werden ganz einfach Völker von einem Kontinent zum anderen geschoben, auf Kosten des alten Europas“, betonte Salvini gegenüber dem Radiosender RTL. Für Salvini war 2015 ein Schock, unter dem Italien nach wie vor leidet. Salvini hat sich auch gegen die NGOs, die die internationale Schlepperei de facto unterstützen, massiv zur Wehr gesetzt und sah sich rechtlicher Anfeindungen bzw. Anzeigen durch die Flüchtlings-NGOs ausgesetzt. Aber was sagte Salvini konkret? Erstens, dass er gegen die zügellose Politik der unkontrollierten Asyl- und Sozialmigration ist. Zweitens, dass er in dieser Zuwanderung auch das Thema Demografie als großes und nachhaltiges Problem erkennt. Und drittens, dass er Europas Identität in Gefahr sieht. Kaum ein Land Europas verfügt über mehr Identität und Kultur als das Stammland des römischen Reiches, das dem Kontinent nicht nur Recht, sondern eben auch Zivilisation gab.

    Italien unter der Führung von Giorgia Meloni und ihrem Stellvertreter Matteo Salvini verfolgt heute eine strenge, konsequente Asyl- und Migrationspolitik. Illegale sowie kriminelle Asylwerber sollen abgeschoben werden. Ein effizienter Grenzschutz soll den illegalen Grenzübertritt verunmöglichen. Gleichzeitig signalisiert aber die Regierung in Rom, hochqualifizierte und sich integrierende Fachkräftezuwanderung nicht nur zu ermöglichen, sondern auch zu begrüßen. Übrigens eine Forderung, die sich mit vielen wahren konservativen Kräften global deckt. Ich konnte für dieses Buch Matteo Salvini, Italiens mächtigen Vizepremier, exklusiv zur Migrationspolitik befragen. Die Antworten will ich Ihnen nicht vorenthalten. „Italien ist von über 181.000 illegalen Ankünften im Jahr 2016 auf etwas mehr als 11.000 im Jahr 2019 zurückgegangen, als ich Innenminister war. Das entspricht einem Rückgang von etwa 90 %. Die Zahlen sprechen für sich: Wenn politischer Wille vorhanden ist, ist es möglich, illegale Migration zu stoppen und die Kontrolle über die Grenzen wiederherzustellen. Dieses Ergebnis wurde mit einer klaren Linie erreicht: Schutz der Grenzen, Bekämpfung von Menschenhändlern und Zusammenarbeit mit Transitländern, um Abfahrten zu verhindern“, so Salvini. Und er spricht offen seine Auseinandersetzungen mit der Justiz an. Weil er sein Land und dessen Grenzen verteidigte, stand er vor Gericht. „Diese Entscheidungen hatten auch einen sehr hohen persönlichen Preis. Weil ich die Grenzen meines Landes verteidigt und die Gesetze durchgesetzt habe, wurde ich einem sechs Jahre dauernden Gerichtsverfahren wegen Freiheitsberaubung unterzogen, das mit einem vollständigen und endgültigen Freispruch endete. Das zeigt, dass der Schutz der Grenzen nicht nur möglich ist, sondern eine Pflicht darstellt“, so Salvini über die Zeit seiner justiziellen Verfolgung. Aber er hat sich nicht unterkriegen lassen und verfolgt auch heute beharrlich sein Ziel, Italiens Grenzen zu schützen. „Heute ist unser Ziel klar: Illegale Einreisen stoppen und den Menschenhandel bekämpfen. Gleichzeitig müssen wir entschlossen gegen diejenigen vorgehen, die sich bereits illegal auf europäischem Territorium befinden. Wer ohne Anspruch einreist, wer sich nicht an die Regeln hält und wer Straftaten begeht, muss zurückgeführt werden. Integration kann es ohne Rechtsstaatlichkeit nicht geben“, so Salvini.

    2025 verwendete die Administration von US-Präsident Donald J. Trump den Begriff „Remigration“. Er meint damit die Außerlandesbringung von sich illegal in den USA aufhaltenden Personen. Nicht mehr und nicht weniger. Dass dies in den USA unter der Zollbehörde ICE im quantitativ großen Stil erfolgt, heißt noch lange nicht, dass dies unvernünftig oder inhuman ist, zumal jeder US-Präsident der letzten Jahrzehnte jeweils mehrere Millionen von sich in den USA aufhaltenden Menschen abgeschoben hat. Die Administration von Bill Clinton ist für mehr als 12,5 Millionen Abschiebungen verantwortlich. Kein europäisches Medium hat in der Amtszeit des Demokraten Clinton meines Wissens von „Massendeportationen“ berichtet. Die Administration des demokratischen Barack Obama bilanzierte mit 5,2 Millionen Abschiebungen. Er bekam übrigens den Friedensnobelpreis. Auch hier kam keine Kritik Europas, keine Verleumdung europäischer Medien, keine Gleichsetzung der US-Grenzschutzbehörden mit der Nazi-Organisation SA, wie in den letzten Monaten eindrucksvoll von medialen Tastaturprostituierten in ihrem Programm „betreutes Denken, betreutes Wählen“ bewiesenermaßen erfolgte. Also lassen wir die Kirche im Dorf, wenn auch Donald Trump das massenhafte Interregnum des illegalen Aufenthaltes in den USA beendet und jene Politik fortsetzt, die alle Präsidenten der letzten 150 Jahre, manchmal mit mehr und manchmal mit weniger Erfolg, verfolgten. Trump verwendet den Begriff Remigration offensiv. Auch hier ist klar und deutlich, dass die Definition im US-Amerikanischen keinen An- oder Zugriff auf Staatsbürger bedeutet, denn in den USA ist das Staatsbürgerschaftsrecht sogar noch heiliger und im Gegensatz zu vielen europäischen Staaten ein sogenanntes Geburtsrecht.

    Und dennoch behaupten europäische Medien, europäische Parteien und europäische NGOs, dass Remigration, wie wir sie nun in Österreich, den USA, in Italien verstanden wissen, ein völkisch-nationales Ziel verfolge, den Verfassungen einzelner europäischer Staaten wie Deutschland oder Österreich widerspreche und den Gleichheitsgrundsatz breche. Selbst zur Neutralität und Objektivität verpflichtete und beeidete Behörden behaupten dies fälschlich und konstruieren aus der Falschheit ihrer eigenen Fantasie verantwortungslose Eingriffe in Demokratie, Parlamentarismus und demokratischen Wettbewerb.

    


     

    Die Denunzierung des Begriffs als Folge des Potsdam-Treffens

     

    Wie schnell man in Verdacht gerät, die „demokratischen Grundsätze“ eines Staates mit einem migrationskritischen Buch zu brechen, passierte mir unlängst selbst. Im August 2025 präsentierte ich mein Buch Merkels Werk, unser Untergang. In diesem Buch beleuchte ich negative wie positive Beispiele der Migrationspolitik der letzten Jahre. Ich prangere die Gefahren für Gesellschaft an, warne vor Antisemitismus, Homophobie, vor einer Einschränkung der Frauenrechte, vor Islamismus. Ich differenziere zwischen erfolgloser Migration und gelungener Integration innerhalb der letzten zehn Jahre. Also an sich Themen, für die Linke und Progressive jahrzehntelang gefeiert wurden. Im Oktober präsentierte ich das Buch in den Räumlichkeiten des Bayrischen Landtages. Vorsorglich ließ die Präsidentin dieses Landtages, eine in vorauseilendem Gehorsam agierende CSU-Funktionärin, ihre Beamtenschaft vor dieser Veranstaltung ausführlich schriftlich warnen. Man insinuierte, dass ich die Rechte von Menschen mit Migrationshintergrund einschränke, Angehörige autochthoner nationaler Minderheiten und Volksgruppen zugunsten einer „völkisch-nationalen Stärkung eines vermeintlichen Deutschtums“ verletze. Meine vorhersehbaren Äußerungen würden daher im Widerspruch zu den zentralen Grundprinzipien der freiheitlich demokratischen Grundordnung stehen. Der Verfasser dieses Schreibens und wahrscheinlich auch die Auftraggeberin, die Vertreterin der scheinkonservativen Union, eines Sammelsuriums von migrationskritischen Maulhelden, die in Bierzelten große Reden schwingen, aber in der Realität nichts umsetzen, dürften sich mit meinem Buch nie befasst haben. Sie dürften keine Zeile gelesen haben. Und bei der Gelegenheit betone ich auch, sie hätten wahrscheinlich auch kaum eine Zeile verstanden. Aber sie haben auf amtlichem Briefpapier, auf Kosten des Steuerzahlers ein vorsorgliches Urteil verfasst. Vorsorglich, damit man mich in ein Eck drängen kann, mir drohen kann. Man insinuierte mir eindeutig eine verfassungsfeindliche Haltung, einen rassistischen Ausdruck, ja sogar Antisemitismus. Mir?

    Im Buch Merkels Werk werden namhafte Vertreter der Kultusgemeinden zitiert, die Gefahr des steigenden Antisemitismus durch eine Islamisierung wird angeprangert und mein höchstpersönliches Verständnis zu unseren älteren Brüdern, den Juden, dargelegt. In diesem Buch beschütze ich Minderheiten wie Homosexuelle. Ich verteidige die Frauenrechte, zitiere eine Alice Schwarzer und namhafte weitere Aktivistinnen. All das war ihnen egal, dem Beamten und seiner Präsidentin. Das veranlasste mich, im Rahmen der Präsentation meines Buches im bayrischen Landtag eine scharfe Replik wiederzugeben. Naturgemäß. Auf Aktion folgt eben Reaktion. Und auch diese Replik führte dazu, dass man mir zu drohen versuchte. Über mir bekannte Personen wurde gedroht, ja sogar schriftlich wollte man mich mit einem Verwaltungsverfahren in die Knie zwingen. Die demokratisch legitimierten Institutionen werden dazu missbraucht, um Kritik, so sachlich fundiert auch vorgetragen, im Keim zu ersticken. Und daher frage ich: Handeln diese Institutionen, diese Verfassungsschutzeinrichtungen, diese zu Objektivität und Neutralität verpflichteten Rechtsinstitute tatsächlich noch auf Basis der Verfassungen und Grundordnungen oder sind nicht ausgerechnet jene, die die Schönheit der Verfassung in den Sonntagsreden bemühen, diejenigen, die sie am Ende schamlos untergraben? So agieren sie eben.

    Daher liegt der Gedanke durchaus nahe, dass trotz des Wissens um eine rechtlich unerschütterliche Remigrationsdefinition anerkannter und großer Parteien eine mediale Parallelwelt zur Denunzierung geschaffen wurde und wird. Selbst wenn die Remigrationspolitik der AfD bedeuten würde, Millionen von Afghanen und Syrer nach Deutschland zu holen, würden diese sogenannten Institutionen einen Beleg dafür zimmern bzw. sich aus den Fingern saugen, um diese Partei verbieten zu können. Der Begriff wird kriminalisiert, jene Menschen, die ihn in der politischen Debatte führen, ebenso. Und das liegt nicht nur an den Gegnern einer strengen Migrationspolitik, sondern auch an jenen, die aus Fahrlässigkeit die Deutungshoheit anderen schlicht überlassen und dem nichts entgegenzusetzen haben.

    Natürlich gibt es Kreise und Personen, die mit dieser Remigration auch die Abschiebung von Staatsbürgern und die konkrete Vertreibung aus rassistischen Gründen meinen, von Biodeutschen und Passösterreichern fabulieren. Natürlich gibt es auch noch immer Vertreter, die einen reinen Volksbegriff aufgrund von der Abstammung bis zu Kaiser Friedrich I. Barbarossa fantasieren. Es sind aber Randgruppen, es ist ein Narrensaum, der realpolitisch keinerlei Bedeutung hat. Ganz im Gegenteil, es sind, wie schon gesagt, Querulanten und Sektierer, die man teils auch als U-Boote des Verfassungsschutzes in Parteien entsendet, um wahre konservative Kräfte von innen heraus zu schwächen und zu blamieren. In breiten Teilen der Bevölkerung wird Remigration nicht zuletzt auch deswegen negativ konnotiert. Das Werk der Medienmacht hat ihre Wirkung gezeigt. Und nur mühsam erkämpfen sich vernünftige Kräfte den Begriff, füllen ihn mit einer sag- und tragbaren Wahrheit, die eine konkrete Politik und ein konkretes, wenngleich auch sicherlich bekämpftes Maßnahmenbündel ausdrückt.

    Ist der Begriff mittlerweile kaputt kriminalisiert, weil unlautere Personen mit unlauteren Mitteln ohne jeglichen inhaltlichen Zugang diesen missbrauchten, auf provokante Art und Weise die Diskussion anstießen, ohne die dafür notwendige Kraft zu haben, eine breite Erklärung zu liefern? Das Wort hat Bedeutung bekommen. Und zwar sowohl durch jene, die es in unterschiedlicher Art und Weise der Definition propagieren, als auch durch jene, die es bekämpfen. Richtig Fahrt hat die Diskussion im deutschsprachigen Raum erst durch das sogenannte Potsdam-Treffen bekommen. Am 25. November 2023 trafen sich in der Villa Adlon in Potsdam unterschiedliche Persönlichkeiten von Parteien wie der AfD, der Union, ja sogar der ÖVP und der sogenannten „Identitären Bewegung“. Ein Programmpunkt dieser Veranstaltung, die keineswegs geheim war, aber als solches im Nachhall propagiert wurde, war ein Diskussions-Modell der „Remigration“. Es erwies sich als Steilvorlage für Journalisten und politische Mitbewerber, eine Medienkampagne konzertiert zu inszenieren, die aus diesem Treffen medial eine Art Wannsee-Konferenz kreieren konnte. Dies war der Startschuss einer umfassenden Debatte über Remigration für eine breite Öffentlichkeit. Das Wort war plötzlich da, in allen Medien, auf allen Titelseiten, in allen sozialen Netzwerken. Immer mit der medial gespielten Duftnote, wonach diese politische Idee Staatsbürger mit Migrationshintergrund abschieben möchte. Diese Behauptung war für Medien und politische Mitbewerber bequem, AfD und Co. konnten in den ersten Monaten gegen diese Erzählung angesichts der Übermacht des verordneten Framings kaum etwas entgegensetzen. Retrospektiv ist zu sagen, dass den meisten Teilnehmern dieses Treffens kaum ein Vorwurf zu machen ist. Es finden jeden Tag Hunderte Treffen unterschiedlicher Parteien, Interessensvertreter und Gruppierungen statt, die ihre Schwarmintelligenz dazu nutzen, gesellschaftlich relevante Themen zu besprechen und Lösungen zu erarbeiten.

    Es war aber die Steilvorlage dafür, dass die Deutungshoheit über konservative Migrationspolitik bei Linken, Progressiven und den üblichen, zumeist abhängigen Haltungsjournalisten exklusiv lag und diese im Gleichschritt mit einem kleinen Narrensaum, der auch konservative Parteien umgibt, aufladen konnte. Und es war die Steilvorlage dafür, unter Verwendung falscher Begrifflichkeiten einen Versuch zur Spaltung konservativer Parteien von innen wie auch von außen herbeizuführen. Als politischer Kommentator war ich in diesen vorweihnachtlichen Tagen des Jahres 2023 ebenso mit dem „Potsdamer Geheimtreffen“ und mit der aus der Versenkung aufgetauchten Forderung der Remigration konfrontiert. Und ich muss gestehen, dass auch ich der medial massiven Verkündung über die Art und Weise des Treffens, der Zusammensetzung, dem vermeintlich Besprochenen auf den Leim gegangen bin. Der enge und nur auf die Ethnie abzielende Volksbegriff steht im krassen Widerspruch zum Staatsbürgerschaftsrecht und auch im Widerspruch zu meiner Überzeugung. Die Verfassungen europäischer Länder sind klug, sie sehen das Staatsvolk auf Basis der ethnischen Zusammengehörigkeit UND der Staatsbürgerschaft und bewerten dies auch nicht unterschiedlich. Und ich habe schon oft ausgeführt, dass sich weder Österreich noch Deutschland mit seiner jahrhundertelangen Geschichte, den unterschiedlichen innereuropäischen Wanderungsbewegungen dazu eignet, darüber auch nur im Ansatz eine ernsthafte Diskussion zu führen. Was ich sagen will: Lassen wir solche Diskussionen, weil sie die Menschheit immer in einen fürchterlichen Irrweg geführt haben. Europa hat so viele wunderbare Vorzüge, so viele unterschiedliche Völker und Gemeinschaften und am Ende hat eine gesamtheitliche kontinentale Bereicherung zwischen den unterschiedlichen Ländern durchaus stattgefunden. Daher habe ich an diesen Tagen nach dem sogenannten Potsdamer Geheimtreffen so reagiert wie viele: mit Entsetzen. Vielleicht war es überzogen, ungerecht und pauschalisierend. Meine Lehre daraus habe ich gezogen. Zur endgültigen Beurteilung von politischen Umständen reichen eben nicht Minuten, Stunden oder die auf Knopfdruck gesteuerte und längst vorbereitete tendenziöse Berichterstattung, sondern es braucht Zeit, um sich zu informieren, zu verstehen, in Kontext zu setzen und am Ende zu reagieren.

    Wo lag die Schwäche in Potsdam? Es war ein Treffen, das den in Deutschland agierenden Kräften der etablierten Altparteien und der Medien dazu diente, eine Inszenierung gegen konservative Strömungen zu zimmern, gegen die AfD zu agitieren und jegliche rechtskonservative Politik zu verleumden. Und es gelang ihnen auch, kurzfristig durchaus erfolgreich. Monatelang waren 2024 die Straßen und Plätze in Deutschland voll von Menschen, die gegen dieses Treffen und die Remigrationsidee, laut „Räääächts“ blökend, zu Felde zogen. Dazu kamen der volle Begleitschutz der Medien, die daraus abgeleiteten und aufgestellten Forderungen nach einem AfD-Verbot und der verfassungsschutzrechtlichen Überwachung durch Deutschlands weisungsgebundene Behörden. Aus dem Kreis der mehr als zwanzig Anwesenden, zu denen auch mehrere honorige und politisch gänzlich unverdächtige Personen gehörten, muss der Hinweis auf diese Zusammenkunft gekommen sein. War es die Indiskretion eines einzelnen Teilnehmers, war es schlicht Geschwätzigkeit eines Wichtigtuers oder war es ein Agent Provocateur, der das Wie, Wer und Wo den Medien gezielt steckte, was schlussendlich dazu führte, dass politische Gegner von konservativen und patriotischen Parteien auf den Plan gerufen wurden und den Remigrationsbegriff auf Jahre im Fegefeuer einer Politkampagne nachhaltig verbrannten? Irgendwann wird die Wahrheit ans Licht kommen, weil alles ans Licht kommt und sich am Ende alles entlarvt.

    Faktum ist, dass die Deutungshoheit in den ersten Tagen und Wochen ganz und klar auf Seiten jener stand, die gegen eine harte, rechtsstaatliche Migrationspolitik sind, die in Wahrheit die Politik der offenen Grenzen betreiben, die sich Merkels Werk und unseren Untergang bis heute schönreden und fortsetzen wollen. Die Richtigkeit eines Standpunktes ergibt sich auch in der Kenntnis seiner Gegner. Information ist auch eine Bringschuld, doch die Anwesenden waren in diesen Tagen angesichts der diffamierenden Übermacht wie gelähmt, valide Informationen über Gesagtes wurden nicht publiziert und man war im Schockzustand und in wenig professioneller Defensive. Das lag auch daran, dass nicht offensiv darüber kommuniziert wurde, was man in Potsdam tatsächlich besprochen hatte. Man überließ es anderen und die falsche Botschaft, die mittlerweile gerichtlich erfolgreich bekämpft wurde, sickerte in die Hirne der Medienkonsumenten. Aber dieser Fortgang der gewollten Inszenierung ist gar nicht so wichtig wie jene Tatsache, dass die in diesem Kreis vorgestellte Remigrationsidee eben keine Deportation von Staatsbürgern – entgegen der verkündeten Legende – konkret vorsah. Mag sein, dass der eine oder andere gedanklich damit spielt, die Nähe zu dieser Grenzüberschreitung sucht, aber es wurde laut mehreren Teilnehmern an diesem Treffen nicht besprochen oder gefordert.

    Was es hingegen vorsah, war, Anreizsysteme zur Auswanderung für jene Menschen zu schaffen, die zwar eine deutsche oder österreichische Staatsbürgerschaft haben, aber trotz dieser dauerhaft keinerlei Integrationsbereitschaft zeigen. Diese Vorstellung teile ich nicht, weil es wieder nur die Post-mortem-Korrektur eines fehlerhaften Prozesses zur abenteuerlich schnellen Erlangung der Staatsbürgerschaft ist. Unsere Gesetze sehen vor, dass man die Staatsbürgerschaft dann entzieht, wenn eine Doppelstaatsbürgerschaft beispielsweise vor Österreichs Behörden verschwiegen wurde bzw. die Erlangung der Staatsbürgerschaft auf falschen Angaben beruhte. Das sollte reichen.

    Besprochen wurde in Potsdam, jenen die Staatsbürgerschaft zu entziehen, die diese unter Vorspiegelung falscher Tatsachen bei Behörden illegal erlangt haben. Das ist im Übrigen zentraler Bestandteil vieler europäischer Rechtsnormen, also nichts Ungewöhnliches. Die Debatte über „ethnische Wahlen“, also die Diskussion darüber, wie Menschen mit Migration als Staatsbürger Deutschlands oder Österreichs wählen, halte ich im Übrigen für sinnlos und am Ende für falsch. Das geheime Wahlrecht, ja eine Absehbarkeit eines Wahlverhaltens einzelner Gruppen hat mich nicht zu interessieren. Zumal ein Großteil jener Menschen, die bis in die 2000er-Jahre nach Europa, hier insbesondere nach Deutschland und Österreich, gezogen sind, heute aus voller Überzeugung Parteien wie AfD oder FPÖ wählen und selbst, wenn Linke diese ethnische Wahl im Auge gehabt hätten, diese damit eindrucksvoll gescheitert wären. Spanien, ich beschreibe es später, versucht derzeit, 500.000 oder mehr Illegale zu legalisieren und ihnen in weiterer Folge die Staatsbürgerschaft zu verleihen. Vielleicht der verzweifelte Versuch der spanischen Regierung, neue Wählerschichten zu akquirieren. Aber auch sie werden scheitern.

    


     

    Remigration ist keine Reintegration

     

    Die zentrale Frage ist die Erlangung der Staatsbürgerschaft. Das ist der wahre Hebel, den man in aller Offenheit diskutieren muss. Spanien bürgert, wie gesagt, Hunderttausende Menschen im Eilzugstempo ein, Berlin ebenso nach wie vor. Gerade Menschen mit Migrationshintergrund, die einen entscheidenden Beitrag zu Gesellschaft und Wohlstand ihres Ziellandes leisten, sind die, die sich am lautesten gegen die Massenzuwanderung des letzten Jahrzehnts aus dem Nahen Osten und Afrika und die damit verbundenen Schnelleinbürgerungen aussprechen. In Österreich gibt es in vielen Migrationscommunitys mittlerweile relative Mehrheiten, die aus voller Überzeugung die FPÖ wählen. Diskussionen über ethnische Wahlen sind, auch wenn man unterschiedliche Ansichten über die Sinnhaftigkeit hat, erlaubt, solange wir auf Basis unseres unverbrüchlichen Rechts auf Meinungsfreiheit bestehen. Ob sie klug sind, ist eine andere Frage. Ob die Veröffentlichung dieser Thesen klug ist, stelle ich explizit in Abrede. Aber es ist jedermanns gutes Recht.

    Die Forderungen nach einer Kontrolle der Rechtsmäßigkeit der Erlangung der Staatsbürgerschaft sowie die Abschiebung von integrationsunfähigen, integrationsunwilligen Menschen ohne unsere Staatsbürgerschaft, die keinerlei Integrationsanzeichen erbringen, sind aus meiner Sicht höchst vernünftig. Ich vertrete diese seit mehr als 30 Jahren und sie müssen in einem politischen Rahmen unaufgeregt diskutiert werden können. Und ja, beide politischen Forderungen sind keineswegs im Widerspruch zur deutschen Grundordnung, zur österreichischen Verfassung oder den Regeln der europäischen Gesetzgebung.

    Aber wie sagt man so schön, die „Kuh ist aus dem Stall“, der Remigrationsbegriff wurde erstmals nach Potsdam gedeutet und zu einer mehrköpfigen Hydra, in der sich jeder seine eigene Remigrationsdefinition bar jeglicher Wissenschaftlichkeit oder politischer Grundlegung kreieren konnte. Eine „Meisterleistung“! Ich gehe sogar noch weiter: Diese Debatte hat dazu geführt, den konservativen Parteien kurzwie mittelfristig mehr zu schaden, als zu nutzen. Langfristig hingegen ergeben sich Perspektiven, die durchaus dazu dienen, mit einem einzigen Wort eine Forderung abzubilden, die dauerhaft, über Jahre und Jahrzehnte hinweg die politische Arbeit bestimmen könnte, ja sogar zu mehr Vernunft in der Migrationspolitik führen könnte, wenn man sie in ein strenges Korsett gießt.

    Ist Remigration nun „Ausländer raus“? Nein! Ist es nicht. Aber es entspricht haarscharf dessen, was Jörg Haider beispielsweise 1992 im erwähnten Volksbegehren „Österreich zuerst“ forderte. Wollte Haider alle Ausländer loswerden? Niemals würde man dies heute behaupten, zumal Jörg Haider niemals ein Rassist war, weltoffen nach dem Motto „Achte jedermanns Vaterland, das deinige liebe“ lebte und auch österreichische Staatsbürger mit Migrationshintergrund ein wichtiger Bestandteil seiner politischen Bewegungen FPÖ und dann BZÖ (Bündnis Zukunft Österreich 2005–2015) waren, die sich samt ihren Familien bestens integriert hatten. Jörg Haider war Kosmopolit, gerade den Alpe-Adria-Raum verstand er als geschlossenen, kleinen Kulturraum. Remigration würde sich als Schlagwort, hinter dem sich eine klar definierte und allgemein gültige, klar abgrenzbare Forderung verbirgt, als perfekte Überschrift für eine langfristige Politik zur Umkehrung der Schäden, die von illegalen, unintegrierbaren, unsozialen Migrationsteilnehmern verursacht wurden, eignen.

    Remigration, ich wiederhole, darf nie Reintegration bedeuten! Herbert Kickl, der österreichische FPÖ-Chef, hat dies verstanden. Er packt diesbezüglich den „Stier bei den Hörnen“ und macht ihn sich zu eigen. Das ist riskant, keine Frage. Aber es ist ein kluger Weg, der langfristig bei intellektuell redlicher Befüllung des Begriffes und Aussparung von provokanten Zwischenrufern nur Erfolg bringen kann. Der wahre Erfolg zeichnet sich aber dann ab, wenn man aus der Definition ins Tun kommt und die Gründe für einen vernünftigen Rückbau der Gesellschaft einem breiten Teil der Menschen sachlich erklärt und sie mit den Maßnahmen vertraut macht. Eine Mehrheit gibt es dafür, eine Mehrheit der Bürger Europas will ihre Identität, ihre Kultur, ihr Dasein schützen. Die Schmerzgrenze ist zweifelsohne erreicht!

    


     

    Der große Bevölkerungsumbau

     

    Natürlich hat sich die Zusammensetzung der Bevölkerung in den letzten Jahren und Jahrzehnten massiv und größtenteils zum Nachteil einer funktionierenden Gesellschaft verändert. Wir müssen erkennen, dass die Politik der zügellosen Einwanderung nicht funktioniert hat, sie ist gescheitert, zulasten jener, die einen Anspruch auf eine intakte, friktionsfreie Lebensumgebung, auch Heimat genannt, hatten und haben. Zulasten jener Menschen, denen das multikulturelle Experiment, dieses russische Roulette der Zuwanderung, sprichwörtlich um die Ohren flog, weil ihnen der vielzitierte Einzelfall Angehörige geraubt hat. Zulasten jener jungen Menschen, die ein Recht auf Bildung haben und heute erkennen müssen, dass die Klassenzimmer unseres Kontinents Austragungsorte ethnischer und weltpolitischer Konflikte geworden sind. Zulasten der Wirtschaft, die nach Facharbeitern rief, aber kaum qualifizierte Zuwanderer, sondern größtenteils Asyl- und Sozialtourismus bekam. Zulasten eines Sozialsystems, aus dem immer mehr Menschen Leistungen nur mehr beziehen, aber größtenteils keinen Beitrag zum Funktionieren dessen leisten wollen.

    Merkels Werk der letzten zehn Jahre war das Finale eines langen Prozesses zügelloser Zuwanderung und das Ergebnis sehen wir schwarz auf weiß in allen gesellschaftlich relevanten Zahlen und Statistiken. Europa wurde von Wirtschaftsflüchtlingen, von Sozialmigranten, von Asylmigration unterwandert. Laut und unübersehbar seit 2015, still und heimlich seit 2011. Trotz des Wissens dieser dramatisch nachhaltigen Fehler findet diese Unterwanderung kein Ende, sie wird fortgesetzt und unter Zuhilfenahme von Gesetzeswerken wie EU-Migrationspakt behübscht. In meinem Buch Merkels Werk, unser Untergang beschrieb ich, dass zwischen 2015 und 2025 insgesamt 9,4 Millionen Menschen, größtenteils von anderen Kontinenten, größtenteils unkontrolliert, größtenteils unintegrierbar nach Europa strömten. Die damit verbundene Überlastung aller staatlichen Systeme der einzelnen europäischen Länder ist unbestrittenes Faktum, wir lesen jeden Tag in allen Medien darüber. Die Bildungssysteme kollabieren, die Sozialsysteme werden geplündert, die Gesundheitssysteme waren auf diesen Zustrom von Migranten in Millionenhöhe bei gleichbleibendem quantitativem Angebot der Gesundheitsberufe niemals ausgelegt. Dazu kommt das weit verbreitete Gefühl der Unsicherheit, das sich im Anstieg der Gewaltdelikte und in den Statistiken über die Auslastung der Justizanstalten schwarz auf weiß niederschlägt.

    Womit sehen wir uns heute konfrontiert? In den Großstädten Europas blühen die Parallelgesellschaften. In Wien, in Berlin, in Hamburg, in Stuttgart, in Düsseldorf, in den Großstädten des Kontinents und auch immer mehr in den kleineren Kommunen bildet sich diese Politik ab. Europa wächst rasant und unterschiedlich – zumindest in jenen Regionen, die reich sind, über eine exzellente Infrastruktur verfügen, deren Bürger aus ihrer Schaffenskraft ein Bündel an Sozialleistungen anzubieten haben und deren Regierungen dieses gemeinschaftlich errungene Kapital wie am Kirtag jedem, der es will, anbieten. Manche Regionen europäischer Länder verzeichnen einen Anstieg der Bevölkerung in den Jahren 2011 bis 2021 von weit über zehn Prozent. Auffällig ist es, dass Deutschland, Österreich und Frankreich besonders stark im Plus sind, während andere Länder wie Spanien und Ungarn, die Slowakei oder Tschechien eher gleich bleiben bzw. deren Bevölkerungsanteil rückläufig ist. Liegt es vielleicht am Sozialsystem?

    Den wahren Boom erlebte in diesem Zeitraum die Türkei. Ist es tatsächlich die längere Lebenserwartung aufgrund eines verbesserten Gesundheitssystems, das beispielsweise die Bevölkerungsanzahl der Türkei explodieren lässt? Ist es die Lendenstärke der Anhänger Erdoğans, die jegliches demografisches Problem am Bosporus beseitigt? Nein! Es ist die Zuwanderung und die Türkei gehört zu jenen Ländern, die einen millionenfachen, politisch von Erdoğan gesteuerten Zuzug erlebten. Diese Flüchtlinge dienen als Faustpfand Erdoğans gegen Europa. Und auch die Männer in Österreich, Deutschland oder Frankreich haben nicht ihre Potenz entdeckt und die Fertilitätsraten in die Höhe getrieben, sondern den Ausschlag für den Bevölkerungsanstieg gibt ausschließlich die Zuwanderung. Am Papier wachsen die Österreicher, in Wahrheit sterben diese aus und an ihre Stelle treten Migranten. Es sterben mehr angestammte Ursprungsbürger unserer Länder, als von diesen geboren werden. Und obwohl die Fertilität, also die Geburtenraten, dies nie ausgleichen könnte, steigt der Bevölkerungsanteil. Die Migration ist daher der ausschlaggebende Faktor, lügen wir uns doch nichts vor.

    Und wenn eine vorher ansässige Ursprungsbevölkerung durch mangelnden Fortpflanzungswillen nicht ansteigt und dafür Menschen anderer Weltregionen nach Europa regelrecht angelockt und eingeladen werden, kann man vom Bevölkerungsumbau sprechen. Oder eben flapsig auch vom Austausch, wenngleich der Tauschort in einem Fall der Friedhof und im Fall der Neuankömmlinge größtenteils der Kreißsaal ist. Städte wie Wien, London, Berlin oder Paris sind besonders rasch gewachsen. Klingelt’s?

    Sprach nicht der scheinkonservative deutsche Kanzlerdarsteller Friedrich Merz noch im Jahr 2025 von einer Änderung des Stadtbildes, um wenige Wochen nach seinem Sager medial unter dem Druck seines eigenen Koalitionspartners und der toleranzbewegten Medien und Kommentatoren im Eilzugstempo feig zurückzurudern. Merz meinte sicher nicht die Veränderung des Stadtbildes durch eine massive Implementierung von Fußgängerzonen oder Radfahrwegen. Er riss an, dass sich das Stadtbild der Metropolen verändert hat und einst deutsche Städte bzw. einzelne Straßenzüge und Viertel heute beliebig auch am Hindukusch stehen könnten. Also beklagt der Darsteller eines deutschen Kanzlers das abgefressene Gemüse im Garten seiner Vorgängerin. Der Bock Merz, den man zum nachfolgenden Gärtner nach Merkel machte, beklagt, dass Merkel, seine eigene Vorgängerin, die deutschen Städte weniger städtebaulich, sondern vor allem durch die personell neu erzwungene Zusammensetzung regelrecht von jedem europäischen Charakter entstellte. Es ist mit Blick auf Berlin oder Teile Wiens auch nicht mehr von europäischen Städten zu sprechen. Darin sind sich selbst die scheinkonservativen Regimenter von ÖVP bis Union, von Europäischer Volkspartei bis zu Teilen der Sozialdemokraten einig. Sie beklagen heuchlerisch nun ihre eigene Tat im Rahmen ihrer zügellosen Migrationspolitik, lassen aber keine Taten zur Wiederherstellung des alten Stadtbildes folgen. Es sind keine europäischen, deutschen, österreichischen Städte mehr, nur mehr auf dem Papier. Zumindest wenn man zur Beurteilung des geografischen Standortes und der Eigentümlichkeit einer Stadt die abzusehende Mehrheitsbevölkerung heranzieht oder sich das besonders einzigartige Vergnügen leistet, sogenannte Brennpunktbezirke in den einzelnen Städten genauer zu analysieren. Die Medien hingegen insinuierten, dass das urbane europäische Wachstum auf die Landflucht zurückzuführen ist. Was sie nicht sagen, ist, aus welchem Land die Flucht nach Wien oder Berlin stattfindet. Ein Hinweis, es ist nicht Niederösterreich oder Brandenburg.

    Wenn man die Bevölkerungsstatistiken und die im Zusammenhang stehende Berichterstattung analysiert, wird einem erst bewusst, wie belogen und betrogen wir werden. Die Bevölkerung in Österreich ist in den Jahren 2000 bis 2025 auf über 9,2 Millionen Menschen gestiegen, bei rückläufigen Geburtenraten. Damit sind keine Staatsbürger gemeint. Der Bevölkerungsanstieg in Deutschland wurde von 81,2 Millionen auf 83,56 in den Jahren 2015 bis 2025 bemessen. Das waren nicht die Jahre, in denen deutsche Bundesbürger besonders dafür bekannt waren, kinderreiche Familien zu begründen. Die Bevölkerung Frankreichs explodierte regelrecht von 60,8 Millionen auf knapp 70 Millionen in 25 Jahren. Die Fertilitätsrate lag hier zeitweise besser als im Rest der westlichen Staaten Europas. Doch auch diese bessere Rate hätte die biologisch absehbaren Abgänge durch Tod niemals ausgleichen können. Auch hier zeigt sich, dass der Anstieg des Bevölkerungsanteils rein durch Zuwanderung geschieht.

    Wer ist zugewandert? Nicht der Österreicher nach Frankreich und auch nicht der Deutsche nach Wien. Das ist alles Humbug, quasi Opium fürs fragende Volk. Wir erleben eine transkontinentale Zuwanderung und die Straßen, die nach Europa, nach Deutschland, Österreich und Frankreich führen, sind klar und deutlich ausgeschildert. Sie führen über Griechenland und die Balkanroute nach Norden, über die italienischen Inseln in dieselbe Richtung und über Spanien auf den gelobten Kontinent. Die Routen sind klar, sind offen, werden größtenteils nicht kontrolliert, sondern es wird ungebrochen, trotz aller Schwüre, durchgewunken. Das führt nun zu folgendem Ergebnis: In Deutschland leben knapp 14 Millionen Menschen, die keine deutsche Staatsbürgerschaft besitzen, also weder durch Abstammung noch durch Staatsbürgerschaft ein Teil des deutschen Staatsvolkes gemäß Definition der deutschen Grundordnung sind. In Österreich residieren 1,86 Millionen Menschen derselben Einstufung. Sie sind keine Österreicher. Unter den Top-Einwanderungsstaaten weltweit liegen fast sämtliche EU-Staaten mit Ausnahme jener wie Ungarn, Tschechien, der Slowakei und Polen. Deutschland rangiert mit einem Ausländeranteil von 18,8 Prozent vor den Vereinigten Staaten von Amerika, die ja traditionellerweise immer ein Zuwanderungsland waren.

    Binnen weniger Jahrzehnte wurde dieses Land zu einem beliebten Zuwanderungsland, das zwar Zustrom erfährt, aber das gemeinschaftliche Leben längst nicht mehr regeln kann. Und dies wurde politisch verordnet, ohne das Staatsvolk zu fragen. Das deutsche Innenministerium, geführt von einem scheinkonservativen Unionspolitiker, titelt auf seiner Homepage: „Deutschland ist ein Einwanderungsland. Und Deutschland muss auch ein Einwanderungsland sein. Denn durch die Entwicklung unserer Bevölkerung sind wir auf Zuzug aus anderen Ländern angewiesen. Gleichzeitig wollen viele Menschen als Arbeitnehmer, Fachkräfte oder Selbständige nach Europa und Deutschland kommen, junge Menschen möchten hier studieren oder eine Ausbildung absolvieren. Außerdem suchen und finden Menschen in Deutschland Zuflucht vor Krieg und Verfolgung.“ Diese Staatszielbestimmung wurde politisch willkürlich als solche erhoben und findet sich nicht in der deutschen Grundordnung.

    Der deutsche SPD-Kanzler Helmut Schmidt, kein Rassentheoretiker, fand zum Ende seiner Amtszeit Anlass für folgende klare Feststellung: „Die Bundesrepublik soll und will kein Einwanderungsland werden.“ Dieser Grundsatz galt auch unter Bundeskanzler Helmut Kohl. Erst unter der rot-grünen Regierung ab 1998 wurde dies aufgeweicht und umgedeutet und unter der scheinkonservativen Kanzlerin Angela Merkel wurden die ersten Zuwanderungsgesetze und in deren Windschatten die zügellose Zuwanderung beschlossen. Es war Rot-Grün, das damit begonnen hat, und Merkel hatte dem nichts entgegenzusetzen, sondern vollzog brav die ideologische Agenda ihrer Vorgängerregierung. Man kann daher feststellen, dass die letzten beiden ernstzunehmenden Regierungschefs Deutschlands, die in der zügellosen Sozial- und Asylmigration eine Gefahr sahen, Helmut Schmidt und Helmut Kohl waren. Ersterer, weil er mehr Logiker als Ideologe war, und Zweiterer, weil er dann doch konservativer dachte und agierte, als man in seinen Nachrufen lesen konnte.

    Die durchschnittliche Zuwanderungsquote aller Länder weltweit liegt im Schnitt bei 3,6 Prozent. Natürlich können wir diesen Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund, nichtdeutscher Muttersprache, Asyl, Facharbeiterzuzug noch weiter in die Höhe treiben. Deutschland verschenkt ja de facto seine Staatsbürgerschaft im Eilzugstempo, ohne auf Integrationsfähigkeit und -willigkeit, ohne auf die Anforderungen von Wirtschaft oder Gesellschaft zu achten. 20,2 Prozent beträgt der Anteil jener Menschen, die über keine österreichische Staatsbürgerschaft verfügen. Mit jenen, die aber bereits eingebürgert sind, haben über 27 Prozent der Bevölkerung in Österreich einen Migrationshintergrund, der weit über jene Migration hinausgeht, die Österreich durch seine Rolle als Dach des k. u. k. Vielvölkerstaates eingenommen hat. Man kann fast zusammenfassen: Deutschland ist vorerst verloren! Und Österreich hinkt vorerst brav hinterher, wie Frankreich oder Spanien. Ich betone vorerst, denn es liegt an einem Paradigmenwechsel, auch jenes rückgängig zu machen, was politisch willkürlich gegen eine Mehrheit der Staatsbürger vollzogen wurde.

    Wohin geht die Reise, wenn wir nicht umfassend und nachhaltig korrigieren, aber vor allem rasch eingreifen und rückbauen? In dieselbe Richtung. Denn jetzt kommt zur Zuwanderung der letzten Jahre und zu den schwachen Fertilitätsraten der europäischen Länder bzw. ihrer Ursprungsbevölkerung die starken Fertilitätsraten seiner Zuwanderer. Also man kann schon sagen, dass die Gesellschaft umgebaut wird, aus dem Kinderwagen heraus, finanziert mit unseren Sozial- und Steuerleistungen. Das ist keine Verschwörung, das ist eine Tatsache.

    Woher kommen die Neubürger, die diesen Umbau der Gesellschaft und seines Systems so radikal ausmachen? In den letzten zehn Jahren kamen mehr als neun Millionen Menschen von außerhalb Europas nach Europa. Für die nächsten zehn Jahre bis 2035 sind weitere acht Millionen prognostiziert. Wenn ich von „außerhalb Europas“ schreibe, meine ich damit ausdrücklich nicht jene US-Amerikaner, die sich nach Europa verirrt haben. Die bekommen ohnedies selbst nach 15 Jahren keine Staatsbürgerschaft. Aus meinem Bekanntenkreis ist mir der Fall eines deutsch-amerikanischen Doppelstaatsbürgers bekannt, der aufgrund von familiären Wurzeln, dem Ursprung seiner Ahnen, nach Wien gezogen ist, im Pharmabereich im oberen Management erfolgreich tätig ist und dem man die österreichische Staatsbürgerschaft regelrecht verweigert, währenddessen man das heilige Papier, den Pass, jedem Neuankömmling von Damaskus bis Kabul nach wenigen Jahren gratis und ohne nennenswerte Kontrolle nachschmeißt. Der Pharmaunternehmer, der akzentfrei Deutsch spricht, dessen Einkommenssteuerleistung mehrere Hunderttausend Euro im Jahr ausmacht, der in einer großen Wohnung in Wien lebt, ohne jemals einen einzigen Cent Sozialleistung bezogen zu haben, der ein selbstständiges, rechtschaffenes Leben führt, musste über seine Botschaft bei höchsten Regierungsstellen Österreichs um eine Staatsbürgerschaft intervenieren, blitzte am Behördenwahnsinn der roten Stadt Wien ab, aber der vor zehn Jahren gekommene, unter falschen Tatsachen als unbegleiteter Minderjähriger titulierte Erwachsene, der in den letzten zehn Jahren fünf volle Jahre in der Sozialleistung verharrte, bekommt den österreichischen und damit den EU-Pass.

    Allein in dieser wahren Geschichte liegt so viel politische Bosheit und Dummheit, dass man aus der Haut fahren könnte. Wer so einen Wahnsinn politisch zu verantworten hat, gehört wegen Landesverrates vor Gericht gestellt! Dem Zuwanderer, den wir tatsächlich brauchen, verweigern wir jede Unterstützung und jenen, die selbst nur unsere Systeme nutzen wollen, aber keinen nennenswerten Beitrag erbringen, rollt man sprichwörtlich den roten Teppich aus.

    Ich habe bereits in meinen TV-Auftritten auch den Fall jenes Flugkapitäns geschildert, der aus beruflichen Gründen seinen Stützpunkt in Asien hat, dort geheiratet und eine Familie begründet hat, aber seine Frau keine österreichische Staatsbürgerschaft erhält und diese Familie sich jedes Mal an der Botschaft anstellen muss, damit die Familienangehörigen eines Österreichers ein Aufenthaltspapier in der Heimat erhalten. Diese Fälle sind keine Einzelfälle, das hat System. Jeder, der will, kann kommen. Jeder, den wir wollen, der soll draußen bleiben. Derweil fabuliert die Politik von einer „Rot-Weiß-Rot“-Karte und ähnlichen Schwachsinnigkeiten, die das System der falschen Zuwanderung nicht in richtige Bahnen lenken.

    Seit 2015 sind die meisten nach Europa eingesickerten Menschen Flüchtlinge und Zuwanderer aus Nigeria, weiteren afrikanischen Staaten, Syrien, Afghanistan und Irak. Auch hier findet man größtenteils nicht die klassische Facharbeitskraft. Ganz im Gegenteil. Der Anteil an Akademikern aus diesen Herkunftsländern lag in den letzten Jahren bei drei Prozent. Seien wir uns jetzt einmal ehrlich: Brauchen wir größtenteils unqualifizierte Zuwanderung aus Syrien, Afghanistan, Irak und afrikanischen Ländern, deren Bildungssysteme mit dem unsrigen nicht kompatibel sind? Macht die Masse der nach Europa gelockten Menschen tatsächlich das neue Wirtschaftswunder aus, auf das wir seit Jahren wie auf einen Bissen Brot warten? Nein! Die kulturellen Unterschiede sind zu groß. Das ist ein unverrückbares Faktum, das auch nicht durch das Totschlagsargument des vorgeworfenen Rassismus neutralisiert werden kann.

    Dass der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund „nur“ bei ca. 27 Prozent in Österreich liegt, hat damit zu tun, dass die älteren Semester vor Jahrzehnten von dem gezielten und politisch gewollten Umbau der Bevölkerungsstruktur noch weniger betroffen waren. Die wahre Unterwanderung unserer Gesellschaft begann vor 15 Jahren. Wenn man einen Blick auf die jüngeren Semester wagt, sind schon ganz andere Zahlen auf dem Tisch. Der Migrationshintergrund von Menschen unter 16 Lebensjahren in Augsburg im Jahr 2026 liegt bei 70,5 Prozent, in Frankfurt bei 70,1 Prozent, in Nürnberg bei 65,8 Prozent. In München, im Heiligtum scheinkonservativer Bewahrungs- und Identitätspolitik heuchelnder Unionspolitik, liegt der Anteil der Jugendlichen mit Migrationshintergrund bei 60,6 Prozent. Und jetzt nehmen wir die Bevölkerungspyramide zur Hand und erkennen, dass am oberen Ende die Menschen wie die Fliegen wegsterben und der sogenannte urbayrische Nachwuchs für die bayrische Hauptstadt zu 60 Prozent nicht aus Bayern, sondern aus Kontinenten und Ländern kommt, die für den durchschnittlichen Bayern in Lederhose und Wasti an der Leine wie ein katastrophaler Kulturschock anmuten müssen. So sieht scheinkonservative Politik à la Markus Söder und Ilse Aigner aus. So sieht das Ergebnis jener aus, die in den Bierzelten und bei den Parteitagen das größte und stolzeste Land Deutschlands als Hort der guten alten Tradition, der Bräuche und der homogenen Gesellschaft beschwören und in der Realität ihren eigenen Wählern das Messer in den Rücken rammen. Von Lederhose keine Spur.

    Dafür halten andere Sitten und Bräuche Einzug. Damit diese Zahlen nicht allzu auffällig und erschreckend sind, damit man nach außen hin den Kulturkämpfer geben kann, neigt man zu Masseneinbürgerungen im Schnellzugstempo. Dann sind es in der Statistik alles Bayern. Weit mehr als drei Millionen Menschen wurden in den letzten 25 Jahren in Deutschland eingebürgert. Die Einbürgerungen steigen vor allem in den letzten Jahren rasant, weil jene, die seit 2015 nach Deutschland, nach Europa und auch nach Österreich gekommen sind, nun die zeitlichen Voraussetzungen für eine Einbürgerung erfüllen. In Deutschland bereits früher, in Österreich mit dem Jahr 2025. Im Jahr 2024 wurden 292.000 Menschen in Deutschland eingebürgert. Zum Vergleich, im Jahr 2008 waren es 94.000. In Österreich wurden von 2000 bis 2025 mehr als 400.000 Menschen eingebürgert. Auch hier steigt die Zahl der Einbürgerungen vor allem in den letzten Jahren rasant an, weil die „Wir schaffen das“-Karawane von Angela Merkel nun nach zehnjähriger Aufenthaltsfrist zumindest die zeitliche Voraussetzung schafft, entsprechende Anträge zu stellen, und es Behörden gibt, die den Pass wie am Basar von Damaskus feilbieten.

    Den Vogel schoss, wie schon vorhin festgestellt, im Jänner 2026 Spanien ab. Die linke spanische Regierung unter Pedro Sanchez will den illegalen Aufenthalt von mehr als 500.000 Menschen legalisieren und ihnen in einem Schnellprozess einen legalen Daueraufenthalt ermöglichen. Spanien ist ein Land, in dem jetzt schon ein Fünftel der Bevölkerung im Ausland geboren wurde. Dazu kommen jene, die bereits aus Familien mit Migrationshintergrund stammen. Mit der nunmehrigen Maßnahme zielt man wieder nicht auf Integrationsfähigkeit und Bereitschaft ab, sondern legalisiert das Illegale mit dem Zweck, den künftig Aufenthaltsberechtigten die spanische Staatsbürgerschaft rasch zu verleihen. Nachdem Spanien ein EU-Mitgliedsland ist, vergibt die Regierung in Madrid eine EU-Bürgerschaft, die eine Personen- und Reisefreizügigkeit bis nach Deutschland und Österreich sowie in alle anderen Länder der Europäischen Union ermöglicht. Unverhohlen kommentierte das Irene Montero, ehemals linke Ministerin, im Jänner: „Natürlich hoffe ich auf die Verdrängungstheorie, ich hoffe, wir können dieses Land von Faschisten und Rassisten mit Einwanderern befreien.“ Die Linke gibt offenherzig zu, dass diese Einbürgerung in Spanien dazu dient, die Ursprungsbevölkerung, von ihr als Rassisten und Faschisten diffamiert, zu verdrängen. Jede Regierung, die wie in Spanien, Österreich und Deutschland ihre nationalen Pässe zum Ramschpreis feilbietet, leistet somit der Unterwanderung des gesamten Kontinents Vorschub, da man als künftiger Österreicher, in Syrien geboren, automatisch EU-Bürger wird.

    Diese Politik wird international mit Argusaugen beobachtet. Dass hier besonders die USA keine große Freude haben und die Einwanderungsbestimmungen gegenüber Europa laufend verschärfen, darf nicht verwundern. Die USA haben seit jeher strenge Einwanderungsbestimmungen, nicht nur gegenüber Europa, sondern abgestuft auch gegenüber anderen Kontinenten. Seit 9/11 ist vor allem die Einreise aus muslimischen Staaten in die USA an hohe, nein höchste Hürden und penible Überprüfungen geknüpft. Ich habe vor einigen Monaten mit einem Vertreter einer US-Regierungsbehörde über das Problem, dass die USA auch gegenüber Europa strengere Einreisebestimmungen erlassen haben, gesprochen. Bis jetzt war die Einreise eines Österreichers beispielsweise, und viele werden das wissen, nur über das sogenannte ESTA-Programm möglich. Im Zuge dessen musste man schon bisher eine Art Offenbarungseid leisten. Nicht erst seit Donald Trump. Schon unter Biden und unter Obama sowie unter Bush jun. musste im Rahmen dieses Verfahrens angegeben werden, welche verwandtschaftlichen Verhältnisse man hat. Seit dem Boom von Social Media war es auch geläufig, den Internetauftritt jedes Antragstellers nennen zu müssen. Und wie oft stand ich am Flughafen Wien und musste eine eigene Sicherheitskontrolle über mich ergehen lassen, weil der Zufallsgenerator mich dafür ausgesucht hatte. Das ist vielen Menschen passiert. Jetzt sind die Einreisebestimmungen in die USA noch einmal verschärft worden. Hinter vorgehaltener Hand bekam ich zu hören: „Freunde, wenn mittlerweile Syrer und Afghanen mit österreichischem Pass in die USA in Masse einreisen können, weil Ihr Eure Staatsbürgerschaft und damit die EU-Staatsbürgerschaft verschenkt, dürft Ihr Euch nicht wundern, wenn wir auch gegenüber Europa strengere Maßnahmen hochfahren. Bedankt Euch bei Frau Merkel.“ Der einst im internationalen Vergleich als besonders wertvoll angesehene Pass eines EU-Mitgliedsstaates hat jeglichen Wert verloren, weil wir zum Einfallstor für eine weitere Wanderungsbewegung in den Westen angesehen werden.

    Damit ergibt sich ein weiteres Detail, das in den Medien verschwiegen wird. In Europas Statistiken zur Einwanderung wird in Bezug auf einzelne Mitgliedsstaaten immer wieder davon gesprochen, dass die Hauptzuwanderung beispielsweise in Österreich und Deutschland durch Bürger anderer EU-Mitgliedsländer stattfindet. Ja, das stimmt. Nur diese Bürger anderer Mitgliedsländer sind zu immer größer werdenden Teilen nicht in jenen Ländern geboren, deren Pass sie nun tragen. Mit diesem System der Feilbietung der Staatsbürgerschaft haben wir die gesamte Kontrolle über Wanderungsbewegungen verloren und können sie zumindest interkontinental, in Europa, nicht mehr verhindern.

    Wie in Deutschland so auch in Österreich zielt das System nicht mehr auf Integrationsbereitschaft und Integrationsfähigkeit, auf wirtschaftliche Notwendigkeit und gesellschaftliche Akzeptanz ab. Es wird eingebürgert, als gäbe es kein Morgen, als sei von der Einbürgerung unser gesamtes Leben abhängig.

    Ich schrieb bereits, dass selbst das deutsche Innenministerium die Zuwanderung als Staatszielbestimmung sieht, der sich alle Behörden gleichsam unterwerfen. Dahinter stecken linke, progressive Politiker, die durch verschiedenste Einbürgerungs-NGOs auch auf die feigen scheinkonservativen Parteien wie ÖVP oder Union Druck ausüben. Bei jeder Wahl, die in Deutschland oder Österreich abgehalten wird, veranstalten diese Organisationen eine sogenannte „Pass egal“-Wahl und simulieren ein Wahlergebnis unter Einbeziehung von Menschen, die kein Wahlrecht haben, um immer in Erinnerung zu rufen, dass die wahre, einzige und heilige Pflicht unserer Staaten die Verschenkung des Passes wäre. Außerdem dienen diese Wahlexperimente natürlich dazu, den politischen Armen der linken Bevölkerungsumbaus-NGOs zu zeigen, dass eine gezielte massenhafte Zuwanderung und die damit verbundene rasche Einbürgerung solche Parteien wie Sozialisten, Grüne und Linksliberale wahlarithmetisch über Wasser halten würden. Die ethnische Wahl, ein Begriff, dem man gerne den vermeintlichen Rechtsextremen in die Schuhe schiebt, haben jene Organisationen selbst kultiviert, die eine solch ethnische Wahl tatsächlich durchführen – Linke und Progressive. Wenn jemand Staatsbürger wird, sollte mich das Wahlverhalten als Demokrat bestenfalls am Wahltag interessieren. Das Problem unserer Länder ist nicht ein vermeintlich unterschiedliches Wahlverhalten, sondern die Verscherbelung der Staatsbürgerschaft samt dem darin inkludierten Wahlrecht aus niederen parteipolitischen Instinkten. Wenn man tatsächlich ein ethnisches Wahlverhalten nachweisen kann, dann kann man den Spieß getrost umdrehen: Dann sind jene, die darauf abzielen und damit spekulieren, die wahren Rassisten. Ich bin’s nicht!

    Ein weiterer Parameter des Umbaus der Gesellschaft ist die Entwicklung des religiösen Bekenntnisses in Europa. Hier wird dann relativ nüchtern die Auswirkung des Umbaus sichtbar, ohne dass man mit falscher Migrationsgeschichte in der Statistik tricksen kann. Im Jahr 2016 waren Frankreich und Deutschland bereits die Spitzenreiter mit den größten muslimischen Populationen innerhalb der EU-Mitgliedsstaaten. Frankreich vermeldete 7,5 Prozent Anteil, Deutschland 5,8, dicht gefolgt von Österreich mit 5,4 Prozent. Polen, Tschechien, Ungarn und die Slowakei hatten einen statistisch kaum fassbaren Anteil von 0,1 bis 1 Prozent. Bereits 2017, ein kurzes Jahr später, vermeldete Frankreich einen Anteil von 8,8 Prozent, Österreich von 6,9 und Deutschland von 6,1 Prozent. Polen, Tschechien, Ungarn und die Slowakei verzeichneten auch einen Anstieg, aber im Promillebereich. Die Forschungsinstitute waren sich 2016/2017 sicher, dass sich dieser Anteil bis 2050 verdoppeln werde. 2021 war der Anteil von Muslimen in Österreich bereits bei 8,3 Prozent. Ich vermute, das ist stark untertrieben. Wir sind bereits in der Verdoppelung. Der Anteil an Muslimen an Wiens Volks- und Grundschulen liegt bereits bei über 41 Prozent. Wir sehen, der Anteil steigt beständig. Und diese Steigerung kommt eben dadurch zustande, dass sich die sogenannte Zuwanderung nach Europa aus größtenteils muslimischen Ländern nährt. Das ist Faktum.

    Wir sehen aber auch in der Differenz zwischen dem Gesamtanteil von Migranten an der Bevölkerung im Durchschnitt und dem relativ weit größeren Anteil im Jugendsegment, was uns noch erwartet. Bei der Gelegenheit rufe ich in Erinnerung, dass alle Erkenntnisse des gesellschaftlichen Zusammenlebens in Europa, jegliche Weisheit, jegliches Recht, jede Tradition, jede identitätsstiftende Maßnahme auf der Geschichte eines Kontinents aufbaut, der seit zwei Jahrtausenden alle Ursprünge aus dem Christenwie Judentum schöpft.

    Europa ist trotz aller historischen Versuche zur Landnahme nie muslimisch geworden, wurde bis auf einzelne Regionen nie in seiner Gesamtheit muslimisch geprägt und hat auch keine wünschenswerten Verbindungsfäden zu dieser Religion. Mit demselben Brustton der Überzeugung und um jeglichen Anschein zu vermeiden, islamophob zu sein, betone ich auch, dass Europa nicht buddhistisch ist. Reicht das? Es ist in der Masse christlich. Dieses Christentum ist, salopp gesagt, eine durch den Glaubensgründer, den Juden Jesus Christus, basierende Abspaltung des Judentums. Islamisiert sich Europa? Ja. Und zwar ausgerechnet in Österreich, Deutschland, Frankreich. Der sogenannte Osten mit Ungarn, Tschechien und Polen sowie der Slowakei verweigert sich dieser Entwicklung.

    An dieser Stelle ist es ratsam, sich wieder die Fertilitätsraten, die Geburtenraten, anzusehen: Die Fertilitätsraten in Österreich liegen bei 1,31 Kinder pro Person, in Deutschland bei 1,36 Kinder, in Frankreich bei 1,63 Kinder. Blicken wir nach Österreich. Der österreichische Staatsbürger bringt durchschnittlich 1,22 Kinder auf die Welt, der Nicht-Österreicher bekommt hingegen 1,58 Kinder, also statistisch spürbar mehr. Menschen aus Afghanistan, Syrien und dem Irak bekommen in Österreich durchschnittlich 3,3 Kinder. Sie sind größtenteils übrigens Muslime. Da ist ein gewaltiger Unterschied, der auch ganz unverhohlen ausdrückt, dass die Migrationswelle nach Europa nicht am Überschreiten der Grenzen ein Ende gefunden hat, sondern, wie gesagt, aus den Kinderwindeln heraus fortgesetzt wird. Einer der Gründe, warum die Fertilitätsrate der Ursprungsbevölkerung sehr niedrig, aber die der Migranten der letzten Jahre vergleichsweise sehr hoch ist, ist die ökonomische Frage. Kinderkriegen kostet Geld, Kindererziehen kostet Geld, Kinder kosten Zeit. Jene, die im Erwerbsleben stehen, wollen oder können all dies nicht aufbringen. Und die Sozial- und Familiensysteme, die Familiengründung mit der Erwerbstätigkeit unter ein verträgliches Dach bringen sollen, werden größtenteils von jenen Zuwanderern genutzt, von denen die Hälfte immer noch in den Sozialsystemen ist. Da trickst sich das System selbst aus.

    Wir sehen auch hier, dass der gesellschaftliche Umbau stattfindet, nicht schleichend, sondern ganz offiziell und ein Großteil des politischen Establishments sich darüber ausschweigt. Die einzig zulässige Frage stellt sich, ob dieser Umbau gut oder schlecht ist. Auch hier ist die Antwort tendenziell und größtenteils leider katastrophal. Weil diese Zuwanderung eben nicht durch Facharbeiterzuzug, gewollt durch die Staaten selbst, erfolgte, sondern größtenteils durch Asyl und Sozialflucht aus Ländern, die selbst instabil waren und sind und daher ihren Abkömmlingen größtenteils keine nur irgendwie verträgliche Sozialisierung in ihren Migrationsrucksack legen konnten. Und weil diese Zuwanderung in Masse kaum sozial und kulturell verträglich ist.

    Die Hauptherkunftsländer der Asylmigration nach Österreich sind Afghanistan, Syrien und Somalia. Nur ist Österreich weder ein afghanisches noch ein syrisches und auch kein somalisches Land. Wir sind weder Teil des historischen Orients noch ein Teil Afrikas. Zudem ergeben sich durch diese nicht gestoppte Migrationsbewegung massive Problem für unser Gesundheitssystem, für unser Sozialsystem, für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit, für unsere Wirtschaft, schlussendlich für den Zusammenhalt der gesamten Gesellschaft. Der Umbau hat eingesetzt, seit Jahren und Jahrzehnten.

    Ein Benennen dieser Fakten gilt als rechtsextrem, rechtsradikal, völkisch, national und rassistisch. Doch die Statistiken lügen nicht. Ein Konzept für eine die Identität unserer Länder bewahrende Migrationspolitik kann sich daher nicht im Schutz der Grenze und der Kontrolle der Zuwanderung erschöpfen. Es muss umgehend politische Antworten darauf geben, wie man konkret den Umbau stoppt, die Gesellschaft wieder zurückbaut, jene, die gekommen sind und keine deutsche oder österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, wieder in ihre ursprünglichen Heimatländer bringt und die eigene Geburtenrate am Kontinent ankurbelt. Migrationspolitik ist daher universell und betrifft viele Bereiche der Gesellschaftspolitik. Das bloße Abzielen auf „restriktive Zuwanderung“ stoppt die Unterwanderung nicht mehr. Dafür ist sie zu weit widerstandslos fortgeschritten. Hier wird im politischen Establishment zaghaft in Richtung Zuzug geblickt. Jene, die bereits im letzten Jahrzehnt gekommen sind, deren Wirkung sich entfaltet, erscheinen unangetastet. Man findet sich damit ab. Das ist falsch, denn diese Migration setzt sich aus dem Inneren heraus fort.

    


     

    Man raubt uns die Heimat

     

    Die Asyl- und Sozialmigration des letzten Jahrzehntes, die sich in den nächsten zehn Jahren, wenn man nicht dagegen steuert, unaufhaltsam fortsetzen wird, spüren wir alle. Wir sehen es, wie sich unsere Länder verändern, von einst in Aussicht gestellter Kulturbereicherung ist größtenteils eine Invasion übriggeblieben. Ich schrieb es, mehr als neun Millionen Menschen strömten in den letzten elf Jahren nach Europa. Und die EU prognostiziert für die kommenden zehn Jahre bis 2035 die nächsten acht Millionen. Die Differenz von ein wenig mehr als einer Million Menschen, wird uns als epochaler Erfolg verkauft. Aber egal, was wir lesen, egal, was wie hören, und vollkommen egal, wie intensiv das Propagandafeuer auf uns zielt, wir fühlen uns in unseren Städten und Dörfern ein Stück weit nicht mehr zu Hause und wohl.

    Ich bin in Graz geboren, im weststeirischen Deutschlandsberg aufgewachsen, aber seit 2006 habe ich in der steirischen Landeshauptstadt Graz nicht nur meinen Hauptwohnsitz, sondern diese mittelgroße österreichische Stadt ist mir tatsächlich zur Heimat geworden. Mein weststeirisches Naturell möchte ich nicht missen, die Zeit meiner Jugend ebenso wenig. Natürlich habe ich starke Verbindungsfäden zu jenem Ort, Deutschlandsberg, wo ich dann doch mehr als zwanzig Jahre meines Lebens verbracht habe. Aber dieses Graz ist nun seit mehr als 22 Jahren eine Art Mittelpunkt für mich geworden. Eine Ehre war es, dass ich auf Basis des Votums der Grazerinnen und Grazer eine Periode im Grazer Gemeinderat, dem Stadtparlament, dienen durfte. Im Jahr 2008 plakatierte ich als junger Wahlkämpfer „Wir säubern Graz“. Diesen Slogan habe ich bewusst vom großen Sohn der Stadt Graz, dem US-amerikanischen Gouverneur Arnold Schwarzenegger, entliehen, der in seinem Wahlkampf „We will clean California“ propagierte. Warum tat ich das? Weil ich schon Jahre vor dem großen Ansturm sah, dass dieses Graz sich als Magnet zügelloser und ungesteuerter Zuwanderung immer mehr zum Negativen entwickelte, ganze Stadtviertel jenseits des die Stadt trennenden Flusses Mur regelrecht aufgegeben wurden. Es waren jene Bezirke, die traditionell sogenannte Arbeiterbezirke waren. Die Gesellschaft von Graz ist unsichtbar durch die Mur getrennt. Jenseits der linken Murseite beginnen das historische Stadtzentrum, das Universitätsviertel und die sogenannten bürgerlichen Bezirke. Rechts der Mur waren früher die sogenannten Arbeiterviertel beheimatet und in diesen wurde über die Jahrzehnte der sogenannte soziale Wohnbau implementiert. Von vernünftigen Sozialdemokraten übrigens, so viel Ehre muss sein. In den letzten 25 Jahren hat sich diese Stadt gänzlich geändert. Die einstigen Arbeiterviertel sind heute Migrationshotspots geworden. Migration darf man nicht mit Integration verwechseln. Sozialisten wie Grüne und im speziellen Grazer Fall auch Kommunisten wie Scheinkonservative haben den sozialen Wohnbau für Angehörige aller Herren Länder geöffnet. Und damit jene Grazer aus dem sozialen Wohnbau vertrieben, die diese Hilfestellung der öffentlichen Hand nötig gehabt hätten. Die Massenzuwanderung trifft nicht die bürgerlichen Regimenter, die gut situierten Menschen in ihren noblen Wohnbezirken. Die Asyl- und Migrationspolitik beschert man jenen Menschen, die es ohnedies schon schwer genug haben.

    Auch in Wien und anderen Städten Europas sind die von Massenmigration betroffenen Bezirke und Viertel der Städte nicht die noblen Gegenden, in denen die sprichwörtliche Botschaftergattin lebt. Es sind die Arbeiterbezirke, es sind jene Wohngegenden von Menschen, die eine besondere Zuwendung durch das solidarische System zur Aufrechterhaltung einer bescheidenen Lebensqualität brauchen. Und genau jenen zerstört man die ursprüngliche Heimat, macht sie zu Laborhasen des Migrationsexperiments. Die Politiker, die Unternehmer, die Anwälte und Ärzte in ihrer Wohngegend bleiben unbehelligt.

    Der Zuwanderungsanteil in den einstigen Arbeiterbezirken ist hoch, in den bürgerlichen und ruhigen Wohngegenden noch verschwindend gering. In diese Viertel wurden Migranten gepumpt, geschickt. Es wurden in großem Maße Menschen implementiert, die von ihrer Quantität her schon einem homogenen gesellschaftlichen Zusammenleben in Mehrparteienhäusern unter einem Dach abträglich waren. Aus den Gassen der genannten Viertel der Stadt sind typische österreichische Geschäfte, Handwerksbetriebe, Schuster, Papierhändler, Bekleidungsunternehmen, einfache, alte Gasthäuser verschwunden. An ihre Stelle sind, wie auf einer Kette aufgefädelt, Kebab-Schnellimbisse entstanden, die durch Wettspelunken, Handyshops und bunte Ramschläden aufgelockert werden. Vor diesen Geschäften stehen zu jeder Tages- und Nachtzeit immer Gruppen von Männern, was auch ein Spezifikum ist, das mit einem höheren Anteil an Beschäftigungslosigkeit dieser Gruppen einhergeht. Wer nichts arbeitet, wer nur von den Sozialleistungen lebt, kann seine Tage durchaus in oder rund um die neuen Lokale verbringen. Das lässt sich nicht verbergen, das sehen viele Menschen und denken sich ihren Teil dazu. Dort entsteht auch ein allgemeines Verständnis, das im Widerspruch zum Leistungsdenken europäischer Staaten steht, auf dessen Basis sich Wohlstand, sozialer Friede und gesellschaftlicher Zusammenhalt gründen.

    Nur durch Leistung, nur durch den zu leistenden Beitrag ins Sozialsystem ist ein ökonomisch freies Leben zu garantieren. Es sind die Leistungsträger, die die Systeme für jene finanziell ausstatten, die nicht in der Lage sind, ein eigenständiges Leben ohne Zuwendung aus dem Sozialsystem zu bestreiten. Wenn man immer mehr den verfestigten Eindruck bekommt, dass diese Sozialsysteme dazu dienen, anderen Menschen ein schönes und sorgloses Leben zu machen, ohne dass diese jemals willens oder in der Lage sind, ihren Beitrag dazu zu leisten, driftet unsere Gesellschaft noch mehr auseinander. Das sehen wir übrigens auch in jenen Statistiken, wonach immer weniger Menschen bereit sind, einer regelmäßigen Arbeit nachzugehen. Die „der-Staat-macht’s-eh-Mentalität“ setzt sich immer mehr durch und zersetzt in Wahrheit ein fein austariertes System. Machen Sie doch ein Experiment, liebe Leser. Begeben Sie sich in die nächstgrößere Stadt und spazieren Sie durch die Brennpunktviertel. Wenn Sie diese Beobachtungen nicht ohnedies gemacht haben, wird Ihnen spätestens dann, wenn Sie offenen Auges und analytischen Blickes durch die Gassen wandeln, ein Licht aufgehen. Da sind wir dann wieder bei jener Stadtbilddebatte, in der die scheinkonservativen Regimenter vor lauter Angst, politisch anzuecken, bei allen Vorwürfen zurückrudern.

    Was wir auch nicht vergessen dürfen, ist, dass ausgerechnet in diesen Brennpunktbezirken entgegen jeder Raum- und Bauordnung Hinterhofmoscheen wie die Pilze aus dem Boden schießen. Wir oft bin ich in den Jahren meiner aktiven politischen Zeit mit solchen Beschwerden von der Ursprungsbevölkerung konfrontiert worden. Unzählige Male. In Wien, in Graz, in Berlin, in den Großstädten Deutschlands sehen wir diese Entwicklung, die sich quantitativ auch immer mehr ausweitet. Diese Hinterhofmoscheen sind vor allem auch ein großes Sicherheitsproblem, weil sie sich abseits der Glaubensgemeinschaften etablieren. Nicht selten sind sie der Hort der Radikalisierung, nicht selten wird in diesen illegalen Einrichtungen gegen Demokratie, gegen Staat, gegen Frauen, gegen Minderheiten, gegen Juden gehetzt.

    Und weil das nicht das letzte Problem ist, dienen diese Viertel, wie gesagt einstige Arbeiterbezirke, heute kriminellen Zuwanderern, um Clans zu etablieren, die de facto an die Stelle der staatlichen Ordnungsmacht treten. Diese Straßenzüge, diese Viertel werden nach eigenen Gesetzen organisiert, die mit unserer Rechtsstaatlichkeit nichts zu tun haben, sondern sich explizit gegen diese richten. Mafiöse Strukturen von Großfamilien aus dem Nahen Osten, oft aus Tschetschenien, die zu neuen, kriminellen Machthabern jener Gebiete werden, die einst Bestandteil der Städte europäischer Prägung waren.

    Zur geänderten Sicherheitslage in diesen Bereichen kommen auch massive wirtschaftliche Schäden. Hat vor 50 Jahren ein Bewohner dieser Bezirke beispielsweise auf Kredit eine teure Eigentumswohnung im einstigen angenehmen Wohnviertel gekauft und diente diese Investition auch dazu, die Pension so angenehm wie möglich zu bestreiten, ist der Wertverlust durch überbordende Zuwanderung unter Einbeziehung der inflationsbedingten Teuerung gigantisch. Wohnungen sind in diesen Vierteln nicht mehr viel wert.

    All das wächst in den Großstädten, all das wächst auch in meinem Graz. In den städtischen Grundschulen in Graz beträgt der Migrationsanteil, der Anteil von Kindern nichtdeutscher Muttersprache, bereits durchschnittlich über das gesamte Stadtgebiet annähernd 60 Prozent. Ich verweise nochmals auf die Demografie und sage daher, dass die restlichen 40 Prozent auf 100 Prozent Kinder nichtdeutscher Muttersprache durchaus auch noch über den Eroberungsfeldzug aus dem Kinderwagen, gestützt durch die eigenen Sozial- und Familienleistungen, künftig erreichbar sind.

    Graz war Kulturhauptstadt Europas, das noble, von historischen Bauten durchzogene Zentrum im Süden Österreichs. Heute wirkt Graz abgewirtschaftet, das Zentrum steht leer, manche Viertel sind, wie beschrieben, de facto nicht mehr begehbar. Die Menschen fühlen sich größtenteils unwohl. Diese Entwicklung setzte übrigens unter der sogenannten ÖVP, dem scheinkonservativen trojanischen Pferd der Unterwanderungspolitik, ein. Und diese Politik wurde von Kommunisten wie Sozialisten nicht nur mit Beifall quittiert, sondern die letzten Jahre auch noch verstärkt. So schnell kann man eine Stadt kaputtmachen, so rasch breitet sich das Ungleichgewicht aus und zerstört den Zusammenhalt. Die Dosis macht das Gift. Und die Systemüberforderung sehe ich täglich, wenn ich durch Grazer Gassen spaziere.

    Stolz vermelden Politiker von ÖVP, Grünen, Kommunisten und SPÖ jährlich den größten Bevölkerungszuwachs unter allen Städten Österreichs. Was sie nicht dazu sagen, ist, dass dieser Bevölkerungszuwachs nicht dadurch zustande kommt, indem ein Weststeirer sich nach Graz verirrt, sondern dass dieser Zuwachs in einem großen Teil auf Basis der Asyl- und Sozialmigration zustande kommt. Die Hauptzuzugsgebiete sind Türkei, Syrien, Afghanistan und seit Beginn des Krieges auch die Ukraine.

    Graz ist auch weiter Kulturhauptstadt, aber sichtbar mit einer neuen Kultur ausgestattet, für die diese Stadt im Süden Österreichs eben nicht diesen schönen Titel bekommen hat. Heimat geht verloren, für Millionen von Menschen in Europa und dessen Städte, die auch ein Recht auf eine intakte, sichere, freie Heimat hätten, was jedoch zugunsten eines abstrakten Rechts auf Zuzug aus 10.000 Kilometer Luftlinie missachtet wird. Der Stadtpark in Graz ist Drogenhotspot, ebenso weitere Parkanlagen. Sicherheitszonen bzw. Schutzzonen mussten auf öffentlichen Plätzen und rund um Schulen eingerichtet werden. Neue Gesetze und darauf basierende neue Sicherheitsmaßnahmen sind notwendig, die vor zwanzig oder dreißig Jahren nicht einmal in einem üblen Alptraum angedacht worden sind.

    Ich frage an dieser Stelle einmal mehr: Ist all jenen, die jede Sekunde ihres Lebens nur mit dem Ruf nach Zuzug bestreiten, auch klar, dass dies am Ende ein Mehr an Sicherheit bedarf, was wiederum in ein Weniger an Freiheit mündet? Ist diesen Linken, diesen Kommunisten und den heuchlerischen Scheinkonservativen, von ÖVP bis Union, klar, dass ihre Politik die Gesellschaft spaltet, das Vertrauen in die Demokratie sinken lässt und regelrecht dazu dient, den Rassismus wieder zu züchten? Ja, es muss ihnen klar sein. Denn in meiner aktiven Zeit als Mandatar dieser Stadt und im Parlament Österreichs habe ich beständig, wie viele andere auch, darauf aufmerksam gemacht, welche Folgen diese Politik haben wird. Wir wurden belächelt, verhöhnt und diffamiert. Ein schwacher Trost ist es, heute sagen zu können, dass wir Recht hatten. Den einzigen Vorwurf, den ich mir mache, ist, dass wir wahrscheinlich noch untertrieben haben.

    


     

    Die Systeme sind gekippt!

     

    Bildungssystem, Justizsystem, Gesundheitssystem, Sozialsystem – alle kippen, alle implodieren uns unter den Händen weg. Und werden in der politischen Debatte in Frage gestellt.

    Jene politischen Kräfte, die durch Vorsatz und Fahrlässigkeit „mithalfen“, die solidarischen Gesundheits- und Sozialsysteme zu überlasten, weil man die Nachfahren aller Armutshäuser der Welt versorgen wollte, schreien nun laut nach längerer Arbeitszeit, Selbstbehalten im Gesundheitsbereich und weiteren Belastungen. Jene, die eine Politik der offenen Grenzen vertraten und das Bildungssystem überforderten, beklagen nun das Ergebnis und setzen wegen Platzmangels in den Schulen auf Containerklassen und eine qualitative Herunternivellierung des Lehrstoffes zulasten künftiger Generationen. Jene, die in ihrem Zuwanderungswahn alle Warnungen vor Schläfern und Kriminellen vom Tisch wischten, schlagen nun das Fußfesselsystem für Kriminelle vor, weil die Justizanstalten völlig überfüllt sind. Es war doch klar absehbar.

    Nehmen wir das Gesundheitssystem. Seit 25 Jahren haben wir in unseren Spitälern und Gesundheitseinrichtungen gleichbleibende Personalstände, in manchen Fällen durch die Überalterung des medizinischen Personals sogar rückläufige. Mediziner fehlen uns, Pflegekräfte fehlen uns, erstere sind überarbeitet, letztere unterbezahlt. Verfügte Österreich im Jahr 2000 über ca. 8.200 Kassenärzte, sind es 25 Jahre später 8.236. Der Personalstand blieb in Wahrheit in der kassenärztlichen Versorgung vor Ort trotz Anstiegs der Wohnbevölkerung nahezu gleich. Die Wahlärzte hingegen haben sich in demselben Zeitraum nahezu verdreifacht. Letztere machen aber nicht die öffentliche Gesundheitsversorgung eines Großteils der Menschen aus, weil sich eben eine Mehrheit der Menschen keine private Versicherung leisten kann, um einen Wahlarzt in Anspruch zu nehmen. Die Aufblähung der Wohnbevölkerung durch gezielte Asyl- und Sozialmigration trifft also wieder jene Schichten der Gesellschaft, die es ohnedies schwer genug haben. Jene Privilegierten, die sich eine Zusatzversicherung leisten können, also finanziell bessergestellt sind, setzen auf private Gesundheitsversorgung und kommen mit dem gesellschaftlichen Umbau zumindest in den Ordinationen kaum in Kontakt.

    Auch in Deutschland sieht es ähnlich aus. Der niedergelassene Bereich, also jene Praxen, die bisher die Erstversorgung von Patienten hauptsächlich zu bewältigen haben, ist rückläufig. Der Zuwachs von Wahlarztordinationen bleibt hingegen das beherrschende Thema. 1990 waren in Deutschland insgesamt 237.000 berufstätige Ärzte beschäftigt, im Jahr 2025 sind es sogar 437.000. Doch wo sind diese tätig? Ebenso ist da wie dort eine Ausdünnung des niedergelassenen Bereiches festzustellen, eine Flucht in Wahlarztordinationen nachweisbar. Dazu kommt die Überalterung der Ärzteschaft, deren berufliche Abgänge aus dem System durch Neuauszubildende nicht auffangbar sind. Das Gesundheitssystem kollabiert. Selbst mit dem Anstieg der Ärztezahl in den letzten 25 Jahren ist jene Situation nicht zu bewältigen, dass die Anzahl jener Menschen, die in unsere Länder geströmt sind und die teils keinen Beitrag zum solidarischen Gesundheitswesen leisten, einfach zu groß und damit logistisch und finanziell kaum zu stemmen ist. Sozialisten und Linke wie Progressive, die sich auf ihre Fahnen schreiben, das solidarische Gesundheitssystem quasi im Alleingang als größte Errungenschaft der Sozialpolitik des vorangegangenen Jahrhunderts „erfunden“ zu haben, sehen in dieser Entwicklung kein Problem, es wird einfach negiert, nicht angesprochen. Sozialdemokraten heften sich auf die Fahnen, das solidarische Gesundheitssystem quasi im Alleingang entwickelt und durchgesetzt zu haben. Jetzt stehen sie in erster Reihe der Zerstörer der eigenen Errungenschaft, da immer mehr niedergelassene Ärzte in die Wahlarztordinationen fliehen, weil sie sich den Druck einer immer „bunter“ werdenden Patientenschar nicht antun wollen. Ich habe einige Ärzte in meinem Bekanntenkreis, die allesamt in den letzten Jahren den Weg in die Wahlarztordination gegangen sind. Natürlich auch aus ökonomischen Gründen, da durch das finanzielle Ungleichgewicht in den Kassen eine existenzsichernde Tarifgestaltung für Ärzte fast unmöglich geworden ist.

    Die wahre Tragödie sieht man dann, vornehmlich an den Wochenenden, in den Spitalsambulanzen der größeren Städte des deutschsprachigen Raumes. Und auch in Relation zur Gesamtbevölkerung nutzen Ausländer die Spitalsambulanzen im Vergleich öfter als Staatsbürger. Der erste Weg führt in die Ambulanz. Vielleicht lassen auch sprachliche Defizite und Wissensdefizite über das Funktionieren des Gesundheitssystems immer weniger Ausländer in die ohnedies bald kaum mehr vorhandenen Hausarztpraxen des niedergelassenen Bereichs wandern. Und so bevölkern Zuwanderer in erster Linie die ohnedies immer am Anschlag arbeitenden Spitäler. Wer braucht schon eine Weltreise, wenn eine Stunde in einer Spitalsambulanz die babylonische Sprachverwirrung die Sprachen mehrerer Kontinente frei Haus liefert? Als ich vor einigen Jahren an einer akuten Gastritis litt, rief ich am Samstag um vier Uhr morgens die telefonische Ärzteauskunft an. Die Mitarbeiter dieser Einrichtung empfahlen mir, umgehend die nächste Krankenhausambulanz aufzusuchen. Also begab ich mich in Graz ins nahegelegene Universitätsklinikum. Samstag, 5 Uhr morgens. Die Ambulanz voll, ein Sprachengewirr. Von den ca. 40 Anwesenden waren wir, die des Deutschen mächtig waren, zu dritt. Jetzt sehe ich das Problem nicht nur aus der Warte eines Patienten, sondern ich versuche, mich in die Situation unseres Pflegepersonals hineinzuversetzen. Dazu kommt, dass sowohl die Anzahl der Krankenanstalten als auch der Bettenkontingente massiv eingespart wurde. Standen im Jahr 1985 in Österreich insgesamt 75.000 Krankenbetten zur Verfügung, sind es heute nicht einmal mehr 60.000, die der Versorgung von Erkrankten in unserem Land dienen. Diese Entwicklung bei gleichzeitigem massivem Anstieg der Wohnbevölkerung durch gezielte Zuwanderung und immer neuerer Erkrankungsformen durch eine fortschreitende Alterung der Gesellschaft ist skandalös. Dadurch ergeben sich Spannungen, Aggressionen, Anfeindungen gegen jene Personen, die ihr Leben in den Dienst der Gesundheit gestellt haben.

    Zusätzlich entsteht ein regelrechter politischer Krieg über die Versorgung von Bürgern im Gesundheitsbereich. In Österreich läuft eine Debatte zwischen zwei Bundesländern über die bundesländerübergreifende Versorgung von Patienten. Niederösterreich klagt die Stadt Wien, weil Wien Patienten aus Niederösterreich und dem Burgenland wegen Überlastung abweist. Dazu muss man wissen, dass Wien jene Stadt ist, in der die Migrationskatastrophe am ausgeprägtesten ist. Viele kritisieren daher zu Recht die politische Führung des sozialdemokratisch regierten Wiens. „Jeder Afghane und Syrer ist ihnen lieber als ein niederösterreichischer Patient“, lautet eine der im Kern richtigen Schimpftiraden, die sich gegen diese Art der Politik richten.

    Am Ende leiden Patienten, Ärzte und Pfleger. Sie werden in diese Abwärtsspirale hineingezogen. Das ist für das Gesundheitspersonal nicht nur unbewältigbar, diese Zustände sind schikanös. Der Aggressionspegel steigt unter den Patienten. Kann man es daher den Pflegekräften verdenken, dass sie aus ihren ursprünglichen Berufen regelrecht flüchten? Wir können also feststellen, dass die Gesundheitseinrichtungen sichtbarer Schmelztiegel der Nationen wurden. Apropos Sprachverwirrung: Die Kosten für Dolmetscher, die einzelne Gesundheitsträger in den größeren Städten Deutschlands und Österreichs zu finanzieren haben, sind ebenso explodiert. Allein im schon angesprochenen Gesundheitsverbund der Stadt Wien, der Bundeshauptstadt Österreichs, liegen diese Kosten bei über einer Million Euro.

    Die Freiheitliche Partei Österreichs hat im Jänner 2026 eine parlamentarische Anfragebeantwortung des österreichischen Gesundheitsministeriums publiziert, die besagt, dass in den Jahren 2015 bis 2025 22 Millionen einzelne Gesundheitsleistungen an Menschen ohne österreichische Staatsbürgerschaft vorgenommen wurden. Im Jahr sind das 2,2 Millionen. Am Tag sind dies 6.000 einzelne Gesundheitsleistungen, Mehrfachleistungen an ein und derselben Person inkludiert. Von den 22 Millionen Behandlungen an Flüchtlingen und Zuwanderern seit 2015 wurden je 2,6 Millionen Behandlungen bei Afghanen und Syrern durchgeführt. Immerhin 9,2 Millionen Behandlungen betrafen Türken. Immerhin 5.030 Behandlungen betrafen die plastische Chirurgie. Auch spannend, dass Österreichs Sozialversicherungszahler für die plastische Chirurgie von Menschen aufkommen muss, die zwar aus dem System nehmen, aber nichts einzahlen. Ein großer Teil zahlt nicht ins System ein, nimmt nur heraus und jene, die zahlen, werden in Relation immer weniger. Die Sozialquoten, also die Ausgaben für Sozialleistungen, sind in Österreich, Frankreich, Deutschland und Italien die höchsten innerhalb der Europäischen Union. Demgegenüber steht ein dramatischer Rückgang in der Finanzierung. Es ist Faktum: Immer mehr Menschen nehmen aus dem System, immer weniger zahlen ein.

    Das Gesundheitswesen kippt. Und zwar auch deswegen, weil die Anzahl der Wohnbevölkerung in Österreich von 2000 bis 2025 von acht Millionen auf 9,2 Millionen gestiegen ist und dieser Anstieg hauptsächlich auf Migration basiert, während die Ausstattung der den Wohlstand, die Sicherheit und die Freiheit garantierenden Systeme hingegen annähernd gleichgeblieben ist. Für jene, die in Migration ihr absolutes Heil suchen: Wenn man 1,2 Millionen Menschen zu einem großen Teil im Wege der Sozial- und Asylmigration anlockt, regelrecht importiert, aber alles im System beim Alten belässt, darf man sich nicht wundern, wenn das gute Alte zerstört wird. Die Menschen spüren dies auch. Die Wartezeiten auf Behandlungen und auf Operationen aller Art sind in den letzten Jahren unverhältnismäßig angestiegen. Immer mehr Menschen bekommen daher den Eindruck, dass ihrer Beitragsleistung keine ordentliche, adäquate und schnelle Gesundheitsleistung gegenübersteht. Auch hier wirkt sich diese Situation auf breite Teile der Bevölkerung fatal aus. Gesundheit gehört zum Wohlstand wie gleichermaßen zur Sicherheit als Teil der sozialen Sicherheit. Gesundheitssicherung ist Teil des sozialen Friedens, auf dem unsere Demokratie fußt. Trotz dieses Wissens dreht sich das Migrations-Karussell unvermindert weiter.

    Alle Statistiker prognostizieren einen weiteren Anstieg in den nächsten Jahren bis 2040. Nachdem aber unsere Geburtenraten, wie schon erwähnt, im Keller der Lendenschwäche heimischer Männer gelandet sind, findet auch der in Zukunft errechnete Zuwachs nur wieder über Zuwanderung, Migration und Asyl statt. In Deutschland lag die Zahl der Einwohner, nicht der Staatsbürger, im Jahr 2014 bei 81,2 Millionen. Heute, Anfang 2026, sind es 83,5 Millionen. Auch die Deutschen haben im Anstieg ihres Bevölkerungsvolumens nicht die Geburtenstationen bemüht, sondern das deutsche Politestablishment glaubt, den Erhalt der Gesellschaft, der Volkswirtschaft, der Infrastruktur durch 2,3 Millionen zusätzliche „künftige Bundesbürger“ aus anderen Kontinenten zu stemmen. Ein fataler Irrtum, vor allem, wenn man dabei bedenkt, dass sich Deutschlands wohlstandserhaltende Systeme in Relation zum Bevölkerungszuwachs wie in Österreich kaum weiterentwickelt haben. Das Geschrei ist ebenso groß wie das Chaos: Das Gesundheitssystem funktioniert nicht mehr, die Gefängnisse sind überlastet, die Schulen kaputt.

    Das Wort Migration dabei in die öffentliche Debatte zu werfen, gilt in der deutschsprachigen Debattenkultur als einzigartiges Sakrileg. Wie kann man nur? Immer nur die Ausländer? „Habt Ihr keine anderen Sorgen?“, schallt es einem von den Lordsiegelbewahrern dieser Politik entgegen. Darüber darf nicht diskutiert werden! Das ist Rassismus! Das hilft nur der AfD oder der FPÖ.

    Ich schrieb in Merkels Werk bereits über die fatale Realitätsverweigerung der Vertreter des politischen Establishments aus niederen parteitaktischen Gründen. Das ist tödlich! Ebenso ist es schlicht verboten, die unter Druck geratenen Sozialsysteme mit der Zuwanderung in Verbindung zu bringen. Das gilt als Gotteslästerung in den Augen jener, die zugunsten einer neuen, modernen, woken und schlussendlich umgebauten, wenngleich auch identitätslosen Gesellschaft selbst den Bruch geltender Regeln in Kauf nehmen. Über das Sozialsystem wird leidlich gestritten. Man könne sich den Sozialstaat nicht mehr leisten, hört man so oft. Er sei ineffizient und viel zu oft wird mit der Gießkanne das wertvolle Steuergeld über Menschen ausgeschüttet, die es gar nicht verdienen. Man müsse, um die Steuergeldzuschüsse ins solidarische Sozialsystem zu verringern, die Sozialleistungen breit streichen und senken. Die Menschen müssten länger arbeiten, damit Pensionen wie Sozialleistungen noch sicher seien.

    Das Sozialsystem sichert Menschen ein würdiges, weitgehend selbstständiges und unabhängiges Leben. Die Grundbasis dafür wie auch für die Pensionen ist ein schlichtes Versicherungssystem. Zur Versicherungsleistung erbringt der Steuerzahler, also jene Menschen, die durch Verdienst zur Steuerleistung gezwungen sind, in Form von Budgetzuschüssen einen weiteren Beitrag ins System. Ein leistungsbereiter Teil der Bevölkerung zahlt ein, damit er und jene, die nicht in der Lage sind, selbstständig Vorsorge zu treffen, im Fall der Fälle abgesichert sind. Das funktioniert so lange, solange es genügend Menschen gibt, die der Gesellschaft ihren Beitrag in Form von Leistung, von Sozialversicherungsbeiträgen und Steuern widmen. Zu kippen beginnt es, wenn immer mehr Menschen nur Sozialleistungen wollen, aber keinen entscheidenden Beitrag vorab zum Funktionieren dieses Versicherungssystems geleistet haben. So einfach ist das, das ist keine Raketenwissenschaft. Das Pensionssystem implodiert, das Sozialsystem wird von Politikern der etablierten Parteien als unfinanzierbar dargestellt. Die Budgetzuschüsse in diese Teilbereiche der Wohlstandsversorgung gehen weiter durch die Decke, die Staatsdefizite steigen. Alles, was gut und teuer war, alles, was Sicherheit, Freiheit und Wohlstand gab, wird in Frage gestellt, aber man darf die Frage nach den wahren Ursachen nicht stellen.

    Knapp 65 Prozent der Bürgergeldbezieher in Deutschland haben Migrationshintergrund. 60 Prozent der österreichischen Mindestsicherungsbezieher haben Migrationshintergrund, 44 Prozent sind Asylberechtigte oder Schutzberechtigte. In der Bundeshauptstadt Wien sind 71 Prozent der nicht-österreichischen Bezieher von Sozialhilfe Asylberechtigte oder subsidiär Schutzberechtigte. Mehr als 200.000 Asylberechtigte und subsidiär Schutzberechtigte waren 2024 im Jahresdurchschnitt in der Mindestsicherung bzw. in den Sozialhilfesystemen der Länder. Es ist kein Akt des Rassismus, sondern eher der Vernunft festzustellen, dass die Sozialtöpfe unserer Staaten dem ursprünglichen Zweck, jenen Menschen in schwierigen Verhältnissen zu helfen, die temporär nicht können, nicht mehr entspricht. Der Sozialbereich wurde in Masse zu einem Migrationsgeld, zu einem Lockmittel, zu einem Pullfaktor für die Migrationsbewegung. Diese Strategie kann man zumindest mathematisch legitim verfolgen, wenn genügend Migranten vorab in diese Systeme eingezahlt haben und genügend Migranten den Willen haben, am Arbeitsmarkt und nicht nur am Sozialsystem teilzuhaben.

    Haben sie aber in großer Masse nicht. Denn die Erwerbsquote ist bei Zuwanderern aus Drittstaaten eben massiv geringer als bei sogenannten Einheimischen, als die man Menschen mit Staatsbürgerschaft unabhängig ihrer Herkunft bezeichnen kann. Das führt zu einer dauerhaften Belastung der sogenannten Umverteilungssysteme, von den Starken hin zu den Schwachen. Nun gilt von den Starken hin auch zu jenen, die es nur wollen, aber nicht brauchen. Und die, die es brauchen, bleiben größtenteils auf der Strecke. Das ist fatal, weil es jegliches Vertrauen in diese gewachsenen, durchwegs guten, wenngleich auch immer fehleranfälligen Systeme raubt. Politiker neigen dazu, nicht das System zu reparieren, sondern die Aufregung ob der anfallenden Schäden zu kalmieren.

    Immer mehr Geld braucht es, um dieses System aufrecht zu erhalten. Und nachdem man bereits ohnedies in Österreich und Deutschland bei einer Steuer- und Abgabenquote von über 50 Prozent angelangt ist, erfindet man neue Steuern, die am Ende den Wirtschaftsstandort schädigen, indem sie leistungsbereite Menschen vertreiben. Ein Perpetuum mobile des Untergangs. In weiterer Folge raubt dieser Umstand auch jedes Vertrauen in eine Demokratie, an der sich Menschen beteiligen und im Gegenzug dazu Wohlstand und soziale Sicherheit garantiert bekommen. Die Arbeitslosenzahlen dienen dafür als regelrechte Bestätigung. 40 Prozent jener, die in Österreich durchschnittlich arbeitslos gemeldet sind, sind nicht-österreichische Staatsbürger. Das sind dann im Jahr immerhin mehr als 1,5 Milliarden Euro für Menschen ohne österreichische Staatsbürgerschaft, die aus welchen Gründen auch immer keinen Anteil an der leistungsorientierten Gesellschaft leisten können oder wollen.

    Wir sehen also, dass sich die Zahlen über die Staatsausgaben für Migrationspolitik immer mehr vergrößern, je tiefer man in die Materie und einzelne gesellschaftlich relevante Bereiche vordringt. Die publizierten Kosten über Migrationspolitik sind meistens ja nur jene, die Asylberechtigte im Sozialsystem zur Absicherung ihrer täglichen Kosten betrifft. Für Österreich rechneten verschiedene Studien bekanntlich mehr als zwei Milliarden Euro Kosten im Jahr für Migration aus, für Deutschland mehr als 50 Milliarden. Diese Kostendarstellungen sind allerdings massiv untertrieben, unredlich und falsch. Die Kosten liegen bei Weitem höher, wenn man die Schäden in allen relevanten Bereichen beziffert.

    Im Justizsystem spielt sich dasselbe ab. Ich möchte nur kurz in Erinnerung rufen, was die Politik der zügellosen Migration der letzten elf Jahre bedeutet hat. Menschen trauern nach wie vor um Ann-Marie, um Yannis, um Philippos, um Mia, um Maria, um Leonie, um die Opfer vom Breitscheidplatz, von Solingen, von Magdeburg, von Aschaffenburg, um Rouven aus Mannheim, um den jungen Burschen aus Villach, um die Terroropfer von Wien, jene von Nizza, von Paris, von Madrid. Jedes Jahr werden in Deutschland mehrere Hundert Menschen grausam umgebracht, Opfer von Mord und Totschlag. Nicht jeder Asylant oder Zuwanderer ist ein Mörder und nicht jeder der Täter hat Migrationshintergrund. Nein, beileibe nicht. Aber viele davon sind es und jeder Einzelne ist einer zu viel, wenn man bedenkt, dass konsequente, strenge Zuwanderungspolitik den tödlichen Ausgang des Experiments verhindern hätte können. Denn im Bereich der Migrantenkriminalität gilt der Zusammenhang zwischen der Politik der offenen Grenzen und dem persönlichen Schicksal von Opfern, das man verhindern hätte können.

    Ich rufe diesbezüglich und der Vollständigkeit halber nochmals die grundlegenden Zahlen der Flucht nach Deutschland in Erinnerung, weil sie sich auch im Lagebild der Zuwandererkriminalität der deutschen Sicherheitsbehörden prominent wiederfinden. Was für die deutsche Polizei gilt, gilt für mich als Autor hoffentlich auch, ohne als rechtsextrem diffamiert zu werden. Im Jahr 2015 hielten sich bereits 969.000 Flüchtlinge in Deutschland auf. Im Jahr 2024 waren es 3.061.000. Die Hauptfluchtländer der transkontinentalen, der außerkontinentalen Flucht waren Syrien, Afghanistan, Irak und die Türkei. Die vielzitierten „unbegleiteten Minderjährigen“ sind statistisch nicht die stärkste Kraft, obwohl unsere Medien uns ja gerne anderes weismachen wollen. Das Hauptfluchtalter lag zwischen 30 und 40 und die Migranten waren hauptsächlich, wie zu erwarten, männlich.

    Knapp 900.000 Tatverdächtige von insgesamt 1,9 Millionen Tatverdächtigen waren Ausländer. Das ergibt eine Quote von annähernd 50 Prozent. Der Anteil von ausländischen Strafgefangenen lag im Jahr 2014 bei 24,4 Prozent und im Jahr 2024 schon bei 37,4 Prozent. 2025 berichteten die Landesjustizminister Deutschlands, dass die Belastungsgrenze der deutschen Justizvollzugsanstalten erreicht sei. Man erreiche eine Gesamtauslastung von 86 Prozent. In nackten Zahlen bedeutet dies ca. 60.000 Häftlinge in Deutschland, davon sind 22.440 Ausländer. Die Haft kostet für einen Häftling im Monat im Durchschnitt 6.200 Euro. Damit sind wir gleich bei 1,6 Milliarden Euro, die Deutschlands Steuerzahler zu löhnen hat, damit die Schattenseiten der zügellosen Migrationspolitik finanziert werden. Rechnet man diese Zahlen in die offiziellen Kosten der Migrationspolitik? Nein, natürlich nicht. Statt die ausländischen Straftäter in ihren Herkunftsländern die Strafe absitzen zu lassen, kommt der deutsche Steuerzahler für Zigtausende ausländische Straftäter in den All-inclusive-Anstalten der heimischen Justizverwaltung auch noch auf und wird über das wahre Ausmaß seiner Beteiligung, um die er nie gefragt wurde, hinters Licht geführt. Die Migrationskosten betragen jetzt schon weit mehr als die von „Experten“ prognostizierten 50 Milliarden Euro im Jahr.

    In Österreich sieht es noch katastrophaler aus. Da betrug die Auslastung im Februar 2026 bereits 106 Prozent, die Hälfte der Insassen waren Ausländer. Das sind in Zahlen ca. 5.000 Personen, die dem Strafvollzug übergeben wurden und keine österreichische Staatsbürgerschaft besitzen. 2025 hatten bereits 60 Prozent der neuinhaftierten Menschen keinen österreichischen Pass. Was das finanziell bedeutet, wird statistisch nicht ausgewiesen. Aber rechnen wir es selbst durch. Die Kosten der Haft lagen in Österreich im Jahr 2025 bei ca. 180 Euro am Tag. 5.000 Strafhäftlinge sind Ausländer, 28 bis 31 Tage hat ein Monat, 12 Monate das Jahr. Voilà: 334 Millionen Euro, die dem Staatshaushalt eines defizitären Staates fehlen. Klar ist aber, dass das Personal, die Justizwachebeamten, unter katastrophalen Umständen ihren Dienst zu versehen haben. Wir opfern quasi unsere Justizwachebeamten für Umstände, die vor 20 Jahren in dieser Art und Weise selbst hinter Schloss und Riegel größtenteils die Ausnahme bildeten: Anfeindungen, Übergriffe, ethnische Konflikte und Clanbildungen. In Österreich werden jährlich mehr als 100 Justizwachebeamte Opfer von Übergriffen durch Insassen. Im Jahr 2022 waren es 129, 2023 waren es 144, 2024 waren es wieder mehr als 100.

    In Österreich wie in Deutschland stoßen die Systeme an ihre Grenzen. Und tatsächlich ist die zügellose Politik der offenen Grenzen der Hauptgrund für diese Situation. Die Rechnung ist recht einfach. Hätte Deutschland nicht drei Millionen Asylwerber ohne jegliche Kontrolle ins Land gelassen, hätte es Hunderttausende Straftaten weniger zu verbuchen und die Gefängnisse wären um einen hohen zweistelligen Prozentanteil leerer, während der Steuerzahler um 1,6 Milliarden reicher wäre. Durch die Belastung kommt es auch zu weiteren Folgen für die öffentliche Sicherheit.

    Denn für die Resozialisierung jener Insassen, die Staatsbürger oder EU-Bürger sind, fehlen nunmehr die personellen wie finanziellen Ressourcen. Von den Verfahrenskosten, die die personell unterbesetzte Justiz zu tragen hat, bevor es überhaupt zu einer Verurteilung kommt, gar nicht zu sprechen. Die Justizanstalt steht am Ende des justiziellen Prozesses. Davor kommen jahrelange Verfahren, die den Justizapparat wegen leichter, mittlerer und schwerer Delikte blockieren. Einerseits schlägt die Justiz ständig wegen Überlastung wegen zu vieler Verfahren und langer Verfahrensdauer sowohl in Österreich als auch in Deutschland Alarm, andererseits blockieren wir durch die unkontrollierte und teils illegale Asyl- und Sozialmigration das Justizsystem selbst und verursachen auch in diesem Bereich Milliardenkosten.

    Des Weiteren sind im Justizbereich auch die Verwaltungsgerichte zu nennen, die sich einer wahren Flut an Asylverfahren gegenübersehen. Allein diese Verfahren binden Kapazitäten, wodurch rechtliche Auseinandersetzungen in anderen Bereichen jahrelang unerledigt bleiben, rechtliche Konflikte nicht gelöst werden und wir den Justizapparat vollends lahmlegen. Allein beim österreichischen Bundesverwaltungsgericht betrafen im Jahr 2024 rund 70 Prozent der Neueingänge von Verfahren den Bereich „Fremdenwesen und Asyl“. Für diesen Bereich der Verfahren dort fielen ca. 72 Millionen Euro Kosten an. Dieser Kostenfaktor für den Steuerzahler findet sich selbstverständlich auch nicht in den genannten Summen über Migration, die den gebeutelten Steuerzahlern jährlich von den Ämtern der Republik präsentiert werden. Nicht jeder Asylwerber, nicht jeder Drittstaatsangehörige, nicht jeder EU-Bürger ist ein Risiko, ein Kostenfaktor, ein Schaden. Aber in Relation zur Gesamtbevölkerung unserer Länder sind es zu viele davon und somit wurde die Migrationspolitik zu einem russischen Roulette: In manchen Fällen funktioniert es, in manchen Fällen kostet es immenses und in Relation zum Erfolg nicht rechtfertigbares Steuergeld und in manchen Fällen endet es für viele unbescholtene und unschuldige Einwohner unserer Länder schlicht letal (Stichwort: Einzelfall).

    Aber wenn sich Europa einbildet, das Gesundheits-, Bildungs- und Sozialepizentrum der weltweiten Armut werden zu müssen, dann ist diese Entwicklung durchaus stimmig. Hätte Österreich nicht Hunderttausende Menschen aufgenommen, wären die Probleme heute nicht so groß. Die jährlichen Asylstatistiken der Erstantragssteller, welche derzeit tatsächlich rückläufig sind, sind ja recht nett, geben aber selbst im Fall deren Rückganges nicht jene Zahl von Asylberechtigten und sonstigen Migranten wieder, die bereits in unseren Ländern in Masse sind. In Österreich leben derzeit über 920.000 Drittstaatsangehörige, das sind die wahren Zahlen. Diese Ziffer ist übrigens nahezu ident mit dem Bevölkerungszuwachs der letzten Jahre. Was ich hierbei anmerke: Nicht jeder Flüchtling und Zuwanderer landet im Sozialsystem und nicht jeder ist eine Belastung für das Gesundheitssystem oder den Justizbereich. Diese Behauptung wäre falsch und zutiefst rassistisch. Wir haben auch tatsächlich viele Zuwanderer ins Land bekommen, die einen wertvollen Beitrag in Berufsfeldern leisten, für die sich sonst niemand mehr interessiert hat. Und es gab, ich schreibe es auch in Merkels Werk, genügend Fälle, bei denen sich Menschen vor allem in der innereuropäischen Zuwanderung bestens integriert haben und heute als Staatsbürger samt ihren Familien gleichberechtigte Teile unserer Gesellschaft und Teil des Staatsvolkes sind. Wir haben einfach über all die letzten 15 Jahre größtenteils nur jene ins Land und auf den Kontinent gelassen, die ihrerseits wollten und die wir in Wahrheit nicht brauchten. Da gab es keine Regeln, da gab es keine Ordnung, da gab es keine definierten Ziele, da gab es nur verordnete Anarchie. Die Folgen sind ja nicht nur in den Kriminalitätsstatistiken und in den Belegzahlen der Justizanstalten nachzuvollziehen, sondern sie sind für einen Großteil der Menschen täglich spürbar.

    Auch das gesellschaftliche Zusammenleben folgt einer Systematik, die jahrzehntelang funktioniert hat und heute nicht mehr friktionsfrei über die Bühne geht. Ganze Stadtviertel der größeren Bundes- und Landeshauptstädte in Österreich wie in Deutschland sind nicht mehr klassisch als deutsch oder österreichisch, in ihrer ohnedies vorhandenen Vielfalt, zu definieren. Sie sind de facto übergeben – an andere Gruppen, an Zuwanderer. Und es ist daher nur logisch, dass diese Zuwanderer auch für das neue lokaltypische Kolorit ihrer Ursprungsländer inmitten von Hamburg, Düsseldorf, Berlin, Wien oder Graz sorgen. Dass damit gezielt ursprüngliche Bewohner verdrängt werden, nimmt man in der bunten Migrationspolitik durchaus in Kauf.

    Auch das System des sozialen Wohnungsmarktes ist ein Schlachtfeld geworden und gerät aus dem Ruder. Der soziale Wohnbau dient Menschen dazu, trotz ökonomischer Benachteiligung lebenswürdig in einem sicheren Zuhause möglichst friktionsfrei zu leben. Der soziale Wohnbau ist eine Errungenschaft, die den Menschen garantieren soll, ihre eigenen, wenngleich auch bescheidenen ökonomischen Freiheiten durchzusetzen. Seine Anfänge liegen sowohl in Deutschland als auch in Österreich rund um 1920. Sein Ziel war es, einkommensschwachen Staatsbürgern eine dauerhafte Bleibe zu ermöglichen. Wenngleich dieser soziale Wohnbau durch den nach dem Zweiten Weltkrieg errungenen Wohlstand an Bedeutung verlor, ist er vor allem in den Großstädten wichtig und wird es auch bleiben. Einen dauerhaften persönlichen Wohlstand gibt es nicht, jede Generation hat ihn sich selbst zu erarbeiten. Und die geopolitischen Ereignisse der letzten Jahre zeigen recht eindrücklich, wie instabil diese Situation geworden ist. Schon 2014 zeigen Statistiken, dass der Anteil von Ausländern in Sozialwohnungen in München bei 50 Prozent liegen. Diese Zahlen sind in den letzten zwölf Jahren weiter massiv gestiegen. Und auch in Wien sieht das nicht anders aus, wo ca. 60 Prozent der Bewohner des sozialen Wohnbaus der Stadt Wien einen Migrationshintergrund haben. Diese Form des Wohnbaues sei von „Herkunftsvielfalt“ geprägt. Mit dieser beschönigenden Floskel der Vielfalt werden Probleme kaschiert, die es vor 30 Jahren eben nicht gegeben hat: Kriminalität, Vandalismus, Ruhestörungen u. v. m. führen dazu, dass immer mehr Staatsbürger selbst Flüchtlinge aus dem sozialen Wohnbau werden und den teuren Mietwohnungen im privaten Sektor ausgeliefert sind. Die Migrationspolitik trifft somit nicht den Mittelstand oder die Wohlhabenden. Sie trifft die einkommensschwachen Schichten.

    Dazu kommt grundsätzlich, dass man sich in einer solchen Umgebung, die von anderen Kulturen, einer anderen Mentalität und Sozialisierung geprägt ist, schlicht nicht mehr wohlfühlt. Ich will nicht in Kabul leben. Keine tausend Pferde bringen mich dahin. Aber warum tut man es in Deutschland und Österreich Millionen Menschen an, die sich nicht zu wehren wissen? Warum raubt man ihnen ein Stück Heimat und Sicherheit, warum zerstört man selbst das System einer sozialen Wohnunterbringung und diese Errungenschaften, um weiter an der zügellosen, unkontrollierten Zuwanderungspolitik festzuhalten? Warum setzt keiner Akzente, die Gesellschaft auf ein verträgliches Maß in größtmöglicher Sicherheit, Freiheit und Wohlstand zurückzubauen?

    Wie das Gesundheitssystem steht auch der Wohnungsmarkt unter Druck. Und es steht das Bildungssystem ebenso an der Kippe. In manchem Stadtviertel unserer Großstädte liegt der Ausländer- und Migrationsanteil im Schulbereich bei knapp 100 Prozent. Da sind die Kinder der Ursprungsbevölkerung statistisch neutralisiert und in andere Wohnviertel oder in Privatschulen getrieben worden. In den Großstädten und Metropolen Europas liegt der Ausländer- und Migrationsanteil gesamt bei über 50 Prozent. Die Ausnahmen kann man mit der Lupe suchen. Wenn es nicht die ländliche Schulstruktur gäbe, sähe es auch mehrheitlich in den nationalen Schulstatistiken Österreichs und Deutschlands so aus. Gleichzeitig stöhnt das Bildungssystem, immer weniger Lehrer üben ihren Beruf aus, die Bildungschancen nehmen ab, selbst Container müssen als Schulklassen herhalten, weil man den Platzmangel nicht bewältigen kann. Laut OECD fehlen uns nach wie vor Tausende Lehrer. In Österreich gab es im Schulsystem im Schuljahr 2024/2025 ca. 128.000 Schüler. Im Schuljahr 2015/2016 waren es 126.000. In den letzten zehn Jahren hat also kaum eine Steigerung der Schülerzahlen stattgefunden. Die Anzahl der Schüler in Österreich ist generell seit den 1990er-Jahren annähernd gleichbleiben. Doch die Zusammensetzung hat sich geändert, der Ausländeranteil ist gestiegen. Also haben wir hier vielleicht doch einen Beweis für die Verschwörungstheorie des großen Austausches oder, wie ich immer sage, des großen Umbaus unserer Gesellschaft. Faktum ist, dass die Schulen am Anschlag ihrer Möglichkeiten sind und die Herausforderungen für das Lehrpersonal andere geworden sind: Hohe Anteile an Schülern mit nichtdeutscher Muttersprache, die die einfachsten Grundregeln zum Einstieg in die Bildungsteilhabe nicht kennen, verstehen und auch in Teilen ablehnen, Mentalitätsunterschiede, Glaubensunterschiede, Sozialisierungsunterschiede, Sprachunterschiede, Kulturunterschiede. Ja, die Schulen sind vielfältig geworden und das Lehrpersonal ist nicht selten gezwungen, einen Selbstverteidigungskurs zu absolvieren. Ist das die Umgebung, die aus den jungen Menschen die leistungsbereiten Säulen unserer künftigen Gesellschaft machen soll? Auch hier wieder ein klares NEIN. So funktioniert das nicht, so schaffen wir uns ab. Stück für Stück im Eilzugstempo. Die demografische Entwicklung leistet da das ihre. Und auch wir erkennen hier, dass ein Bildungssystem mit allen Schwächen und Stärken an die Grenzen gelangt bzw. unrettbar verloren erscheint, weil sich große Teile der Politik in Systemanalyse ergötzen, aber zu feige sind, Maßnahmen zu ergreifen, um diese Entwicklung klar rückgängig zu machen. Da wird dann auf geltende Gesetze verwiesen, die es einem nicht erlauben würden, eine Reparatur der bisherigen Gesellschaft durchzuführen. Als seien Gesetze in Stein gemeißelt, als könne man diese nicht ändern. Das sind reine Ausreden, weil den meisten Politikern und politischen Parteien schlicht die Courage fehlt. Hier geht es nicht um einen Aufruf zur Radikalität. Hier geht es darum, die gesetzlichen Maßnahmen so rasch wie möglich in voller Souveränität unserer Nationen zu treffen, um das gesellschaftserhaltende System zu schützen.

    Dasselbe Chaos im Bildungssystem spielt sich in Deutschland ab. Was alle europäischen Staaten eint, ist die Ausrufung der Bildungskrise. Und keiner traut sich, die Gründe zu benennen. Was das Ende dieser künstlich erzeugten Explosion unseres Bildungssystems ist, ist auch klar: Mangelnde Bildung und mangelnde Bildungsabschlüsse münden in prekären Arbeitsverhältnissen, in mangelnder ökonomischer Freiheit und im schlimmsten Fall in der Kriminalität. Der Grundstein dafür wurde gelegt, doch niemand ist bereit, diesen Unzustand zu sanieren. Die volkswirtschaftlichen Kosten, die durch mangelnde Bildung in den nächsten Jahrzehnten zu tragen sein werden, sind ein eigenes Kapitel. Dies wird sich als Mühlstein eines einst mehr oder weniger funktionierenden Staatshaushaltes erweisen. Und wir sehen das Ansteigen der Defizitstände einzelner europäischer Länder auf sogenanntem Griechenland-Niveau in Lichtgeschwindigkeit. Alles, was in der Bildung nicht funktioniert, muss am Ende die gesamte Gesellschaft schultern. Denn was bedeutet es, wenn künftige Generationen über mangelhafte Bildung verfügen? Sie werden niemals einen freien und selbstständigen Platz in größtmöglicher ökonomischer Freiheit inmitten unserer Gesellschaft finden. Sie werden niemals in dem Ausmaß über die Qualifikation verfügen, dass sie einen wesentlichen Anteil am Funktionieren der Gesellschaft problemlos beitragen können. Und ein Teil wird mangels Bildung im Sozialsystem verharren. Ein vergleichsweise geringer Posten im Verhältnis zum gesamten Ausmaß sind die Integrationskurse, die allerorts angeboten werden müssen.

    Irgendwer wird die seit einem Jahrzehnt zu tragenden Kosten finanzieren müssen. Es sind wir, die durch gestiegene Steuerbelastung, durch die hohe Besteuerung des Faktors Arbeit, durch Gebühren und Abgaben dieses in sich zusammenbrechende System noch irgendwie erhalten, obwohl wir wissen, dass es nicht mehr funktioniert. Zusammenfassen lassen sich diese immensen Kosten des überlasteten Systems in den Budgets einzelner Länder bzw. wohl eher im Anstieg der Defizite. Nein, auch hier gehört gesagt, dass die größtenteils über sogenannte Asyl- oder Sozialflucht stattgefundene Zuwanderung nicht den größten Teil des Defizits ausmacht. Wir haben schon unsere eigenen hausgemachten Probleme, wie eine Überbürokratisierung, eine aufgeblähte und ineffiziente Verwaltung, hohe Lohnnebenkosten und Steuern, die die Wirtschaft vertreiben. Und das Ende der Erwerbstätigkeit der Baby-Boomer bereitet uns tatsächlich in der Finanzierung des Sozial- und Pensionssystems ein grundlegendes Problem. Im Wissen um diese grundlegende Wende unserer staats- und gemeinschaftserhaltenden Systeme diese auch noch vorsätzlich weiter durch eine zügellose und unkontrollierte Zuwanderung zu belasten, ist ein Verbrechen. Dieses Verbrechen macht sich in den öffentlichen Finanzen deutlich bemerkbar. Die etablierten Altparteien glaubten, dass durch die Zuwanderung die Probleme der Alterung der Gesellschaft behebbar wären, und aus dieser Strategie heraus meinten sie, dass sich auch die Verschuldung der Gesellschaft durch Subventionen ins Sozial- und Pensionssystem und in die staatliche Infrastruktur verringern würde. Das Gegenteil ist der Fall.

    Die Verschuldung steigt, denn die vielfältigen und gesamtheitlich erfassten Kosten der Migration stehen nicht in Relation zum Gewinn. Das liegt vor allem daran, dass die Migration eben in großen Teilen über Sozial- oder Fluchtmigration stattfand und die von der europäischen Wirtschaft gesuchten Facharbeiter eben nicht dabei waren. Afghanistan, Syrien, der Irak, Tschetschenien gehörten meines Wissens auch nie zu den besonders bekannten Industrie- und Wirtschaftsstandorten weltweit, die sich durch eine besondere Bildungsaffinität zumindest in den letzten Jahrzehnten ausgezeichnet hätten. Das klingt zwar zynisch, ist aber die trockene Wahrheit. Aber wer hätte das doch vor mehr als einem Jahrzehnt vermuten können? Und die, die darüber laut gedacht haben, wurden zum Schweigen gebracht.

    Einst gab es eine Zeit, wo andere Kontinente mit Neid auf Europa blickten. Sie versuchten, diesen Kontinent in der Leistungskraft zu imitieren und nahmen sich an den Systemen der europäischen Staaten ein Beispiel. Heute hat sich das Blatt gewendet. Denken wir beispielsweise an die Vereinigten Arabischen Emirate. Sie prosperieren, das Wirtschaftswachstum geht durch die Decke.

    Studien haben sich damit beschäftigt, wie hoch die Nettokosten pro Person im Lebenszyklus durch Zuwanderung sind. Am geringsten sind sie durch Zuwanderung aus der westlichen Hemisphäre. Am teuersten, nämlich dreimal so teuer für unsere Volkswirtschaft, sind sie durch die Zuwanderung im Wege der Asyl- und Sozialmigration aus Afrika und dem Nahen Osten. Die Gründe sind hierfür vielfältig: eine andere Mentalität, eine andere Sozialisierung, eine andere Erziehung und eine andere Bildung. All dies ist schwer mit jenen Werten, die Europa ausmachen, kompatibel.

    Auch die These, wonach Zuwanderung zu einer Verjüngung der Gesellschaft führt, ist falsch. Zuwanderer werden selbst alt, der durchschnittliche Zuwanderer arbeitet größtenteils im Niedriglohnbereich, zahlt daher weniger Beiträge und Steuern, nutzt aber die Infrastruktur in demselben Ausmaß wie jener, der mehr in das System einzahlt, und bekommt am Ende auch eine Rente bzw. Pension. Um dieses Zuwanderungspyramidenspiel mit größtenteils unqualifizierten Migranten, also das fiskalpolitische Gleichgewicht, aufrecht zu erhalten, müssten in der nächsten Generation noch mehr Zuwanderer kommen, immer mit dem Makel, dass ein großer Teil der Zuwanderer für unsere Wirtschaftssysteme nicht geeignet ist und direkt in den Sozialsystemen landet.

    Dieser ökonomische „Kollateralschaden“ ist aber zu groß. Das ist reine Mathematik, keine Ideologie. Diese Zahlen werden aber nicht genannt, nicht einmal diskutiert. Denn sie würden ja der Strategie jener widersprechen, die in Zuwanderung das Allheilmittel sehen.

    Jene, die mit dieser Akribie die multikulturelle Agenda vorantreiben, haben längst vergessen, die Familienleistung in jenem Maße anzupassen, damit sich der Kinderreichtum unserer Staatsbürger verstärkt. Allein die politische Forderung, die Kosten der Zuwanderung – zig Milliarden Euro im Jahr in Deutschland, mehrere Milliarden Euro in Österreich – in Familienleistungen zum Anreiz, Kinder zu bekommen, zu stecken, ist politisch nicht opportun, sogar verpönt. Besonders bemerkenswert ist es, dass ausgerechnet Sozialisten und Linke, die sich als Begründer der Familien- und Sozialleistungen, wie schon erwähnt, feiern ließen, ihre ursprüngliche Klientel gänzlich verraten und verkauft haben.

    Aber nicht nur die gesellschaftserhaltenden Systeme brechen, sondern die Gesellschaft selbst bricht. Immer weiter treibt es die Bürger auseinander. Identitätsstiftende Elemente, die eine Gesellschaft zusammenhalten, verschwinden. Die gemeinsame Geschichte, die Herkunft, die Tradition, das Bekannte verblassen oder sterben aus. Ist es nur auf die Städte begrenzt? Nein, das reine Gefühl der Heimat- und Identitätslosigkeit umschleicht viele auch auf dem Land. Während es bei einigen ein noch abstraktes beängstigendes Gefühl ist, ist es bei vielen anderen im städtischen Bereich das Ergebnis von negativen Erlebnissen über Jahre hinweg. Heimat geht verloren. Und diese Heimat ist deutsch, österreichisch, italienisch, französisch, spanisch und lässt sich für alle Nationen Europas fortsetzen, die sich, jede einzelne, durch besondere Merkmale in Sprache, Kultur, Tradition, Mentalität und Sozialisierung unterscheiden. Der Umbau der Gesellschaft geht nicht friktionsfrei vonstatten und die wenigsten ahnen, wohin die Reise geht. Sie geht, wenn man ihr nicht Einhalt gebietet, in die Formung eines neuen Identitätsbegriffes, der nicht historisch über Jahrtausende gewachsen ist, sondern binnen Jahrzehnten gleichsam durch unumkehrbare und alternativlos erscheinende Migrationspolitik befohlen worden ist. Von einer kleinen Minderheit von Mächtigen, die in der Souveränität der Nationen, die sich durch Identität, Glaube und Sprache speisen, in ihrer bunten und woken Agenda der Gleichmacherei bedroht fühlen. Diese Agenda ist ein neuer Mensch, der neue identitätslose Einheitsmensch, dessen Grenzen nicht am Bosporus enden, sondern verschwinden. Ich habe dies in meinem Buch Der perfekte Untertan aus dem Jahre 2024 bereits ausführlich beschrieben.

    Ich wiederhole mich nun in meinem siebten, Ihnen hier vorliegenden Buch: Europa ist der Glaube Israels, die Philosophie Griechenlands und das Recht Roms. Dem Glauben Israels werden wir durch diese Migrationspolitik nicht gerecht, wenn christliche Grundwerte, die ursprünglich auf dem Judentum basieren, verschwinden. Der Philosophie Griechenlands werden wir nicht gerecht, wenn wir zu einem Volk der entwurzelten Dummen, geistig und ökonomisch Unselbständigen werden. Und das römische Recht schänden wir, indem wir in Masse einem anderen Rechtsverständnis den Teppich ausrollen, das als geistig implementierte Mentalität im Rucksack der Zuwanderer unbestreitbar mitgekommen ist. Auch die Gesellschaft als Ganzes ist am Limit, und wenn wir nicht rasch gegensteuern, erziehen wir automatisch einen Geist, den wir vor Jahrzehnten überwunden gesehen haben: Der Rassismus als extreme Ausprägung der Fremdenfeindlichkeit und das Wiederauferstehen völkischer Ideologien, die derzeit gottlob nur am Rand auftauchen, sind nicht gottgegeben. Sie sind nicht genetisch in die Hirne von Menschen eingesetzt. Sie sind das Ergebnis von Erfahrenem, von Erlebtem, von Ängsten, von einer vom Establishment selbst vorangetriebenen Radikalisierung. Diese Ängste schüren nicht die Kritiker dieser Entwicklung, wie von Linken und Progressiven sowie Scheinkonservativen behauptet wird, sondern diese Ängste entstehen durch die spürbare und erlebbare Realität, die einem unbestreitbar negativen Wandel unterzogen worden ist.

    Eine Mehrheit quer durch Europa bewertet das Zusammenleben mit Zuwanderern negativ. Sind wir noch Demokraten und achten auf Mehrheiten? Oder ist der Bevölkerungsumbau eine von einer Minderheit entgegen der Mehrheit autokratisch verordnete Ideologie, die man nicht mehr in Frage stellen darf und gegen die man sich nicht mehr zur Wehr setzen darf? Wenn Letzterem so ist, dürfen wir uns nicht wundern, wenn uns diese Gesellschaft um die Ohren fliegt, wenn sich Menschen in ihrer Unsichtbarkeit, in ihrer Ungehörtheit radikalisieren. Sind dann die Ergebnisse dieser Radikalisierung jenem zuzuschreiben, der vor exakt diesem Ergebnis warnt? Wohl kaum. Es tragen jene die Verantwortung, die stur ihre Politik weiterverfolgen, ohne auf Demokratie und den breiten Wunsch der Bevölkerung Rücksicht zu nehmen. Sie sind die wahren Zerstörer von Demokratie, sie sind die wahren Delegitimierer des Systems. Wenn sich unsere Politiker nicht darauf besinnen, was Demokratie wirklich ist, und sich nicht an ihre Aufgabe erinnern, den Menschen Wohlstand, Freiheit und Sicherheit zu ermöglichen, wird das Vertrauen in die Demokratie enden wollend sein und am Ende eines nicht mehr allzu langen Prozesses in Frage gestellt werden. Mit der Infragestellung der Demokratie brechen die tragenden Säulen wie Exekutive, Legislative und Judikative weg. Sie kennen doch alle die Umfragen, wonach eine relative Mehrheit in Europas Gesellschaft kein Vertrauen mehr in den jeweiligen Parlamentarismus und damit in die Demokratie setzt.

    Das reine Diskutieren dieser Ergebnisse der falschen Migrationspolitik ist zu wenig. Die Menschen wollen zur Befriedung ihrer Wünsche und zur Besänftigung ihrer Ängste konkrete Taten sehen. Sie wollen ihre Heimat zurückbekommen und wünschen all jenen, die sich nicht integriert haben, die das Wesen unseres Zusammenlebens zerstören, die die vielfältigen Systeme durch ihre ungebetene Anwesenheit ans Ende führen, schlicht: „Ab nach Hause.“

    


     

    Die Zeit läuft uns davon

     

    Die Zeit läuft uns davon. Alle Statistiken zeigen, dass der Umbau der Gesellschaft rasant vorangeht, er exponentiell erfolgt. Die Kosten explodieren, die Staatshaushalte stöhnen, die Wirtschaft bricht ein, die Sozialtöpfe werden geplündert, die Unsicherheit wird größer, die Angst greift um sich. Die Situation wird nicht leichter, sondern noch schwerer. Es muss gehandelt werden, darin sind sich alle Interviewpartner für dieses Buch einig.

    Herbert Kickl, Österreichs FPÖ-Chef, sieht noch eine Chance auf die Korrektur der bisherigen Politik. Diese Sanierung, diese Wiederherstellung der Gesellschaft ist aber nur möglich, wenn man das Zeitfenster nutzt und die Dringlichkeit der Maßnahmen erkennt. „Je früher wir handeln, desto weniger müssen wir später reparieren und desto größer ist der Nutzen für die gesamte Gesellschaft“, so Kickl. Er sagt mir weiters im Interview: „Aus meiner Sicht bleibt nur ein begrenztes Zeitfenster, um die Fehlentwicklungen der vergangenen Jahre wirksam zu korrigieren. Je länger notwendige Entscheidungen hinausgeschoben werden, desto schwieriger wird es, verlorene Kontrolle wieder zurückzugewinnen und bestehende Probleme strukturell zu entschärfen. Doch ich bin überzeugt: Wenn der politische Wille vorhanden ist, entschlossen gegenzusteuern, ist eine Umkehr möglich“, so Kickl. Und er spricht ein Problem an, dem ich in diesem Buch breiten Raum widme: den Parallelstrukturen in den großen Städten Europas, in denen einzelne Viertel bereits nach eigenen Regeln abseits der demokratischen Rechtsstaatlichkeit „regiert“ werden. Hier müsse man ansetzen, so der FPÖ-Chef. „Es gibt Städte in Europa, in denen sich Parallelstrukturen bereits stark verfestigt haben. Aber auch dort zeigt sich, dass eine entschlossene und klare Politik sehr wohl Veränderungen bewirken kann. Unumkehrbarkeit ist meist nur ein anderer Begriff für fehlenden politischen Mut. Was durch politische Entscheidungen entstanden ist, kann durch politische Entscheidungen auch wieder korrigiert werden.“ Und Kickl führt „sein Remigrationskonzept“ ins Treffen: „Genau hier setzen wir mit der Remigration an: konsequente Rückkehr zu Ordnung und Rechtsstaatlichkeit im Asyl- und Zuwanderungsbereich durch Rückführungen bei Wegfall des Schutzgrundes, durch Abschiebungen bei Gesetzesverstößen und durch die klare Begrenzung des Asylsystems auf temporären Schutz. Für Österreich bedeutet das: Wir können die Entwicklung stabilisieren und in vielen Bereichen sogar wieder zurückführen, wenn wir rasch handeln – bei der Rückführung von Personen ohne Aufenthaltsrecht, beim Grenzschutz, bei der Entlastung des Sozialsystems und bei der Wiederherstellung von Sicherheit und Ordnung im öffentlichen Raum. All diese Schritte sind Bausteine einer realistischen Remigrationspolitik“, so Kickl. Der Wunsch nach einer Reparatur der Gesellschaft muss aus dieser heraus entstehen. Die Wende ist nur möglich, wenn der Wähler die Chancen erkennt, seine Heimat für sich und fortlaufende Generationen zu retten. Und Kickl spricht es an: „Entscheidend ist, dass wir diese Wende so schnell wie möglich einleiten. Das Ergebnis der Nationalratswahl 2024, das die FPÖ zur stärksten politischen Kraft in Österreich gemacht hat, war aus unserer Sicht ein klarer Regierungsauftrag der Österreicher für einen freiheitlichen Volkskanzler. Das Ergebnis der nächsten Wahl, die im Übrigen früher stattfinden wird, als es der Regierung lieb ist, muss so eindeutig ausfallen, dass der Wille der Bürger nicht mehr zur Seite geschoben werden kann.“

    Der deutsche AfD-Fraktions- und Parteichef Tino Chrupalla meint: „Was wir tun können, das ist, die Entwicklung in bessere Bahnen zu lenken. Wir haben umfangreiche Programme ausgearbeitet, um die Migrationspolitik vom Kopf auf die Füße zu stellen. Wer keinen Anspruch auf Asyl hat, muss Deutschland verlassen. Auch straffällige oder gewalttätige Zuwanderer müssen abgeschoben werden. Flüchtlingen muss in der Heimatregion geholfen werden. Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht mehr leichtfertig vergeben werden. Und die Grenzsicherung muss weiter verbessert werden.“

    Dabei spielt Zeit eine Rolle. Der ehemalige oberste deutsche Verfassungsschützer Dr. Hans-Georg Maaßen bringt es im Interview für dieses Buch auf den Punkt: „Je länger wir zuwarten, desto schwieriger wird es, die Fehler der Vergangenheit zu beheben. Wir haben bereits jetzt zu viel Zeit vergeudet und ich bin der festen Überzeugung, dass nur geringfügige Korrekturen an der Ausländerpolitik nichts verändern werden. Je länger man zuwartet, werden die darauffolgenden Maßnahmen immer einschneidender werden müssen. Sie können dann richtig weh tun.“ Damit liegt Maaßen goldrichtig.

    Und auch Eva Vlaardingerbroek, reichweitenstarke Migrationskritikerin aus den Niederlanden, sieht es im Exklusivinterview für dieses Buch so: „Ich weigere mich zu glauben, dass es in Europa Orte gibt, an denen die Situation bereits unumkehrbar ist. Das ist die Denkweise von Verlierern. Wie man so schön sagt: In verzweifelten Zeiten greift man zu verzweifelten Maßnahmen. Bei der Rückwanderung wird es nicht anders sein: Je stärker der Bevölkerungswandel, desto mehr Rückwanderung wird nötig sein. Das wird anfangs mehr kosten … aber letztendlich ist es nichts im Vergleich dazu, einfach aufzugeben und die Situation so zu belassen, denn dann verlieren wir unsere Länder.“ Je länger wir zuwarten, umso einschneidender werden die Maßnahmen.

    Angela Merkel sagte anlässlich des traurigen 10-Jahres-Jubiläums ihres „Wir schaffen das“-Satzes im Jahr 2025, sie hätte mit ihrer Politik nur – sinngemäß – „unschöne“ Bilder verhindern wollen. Was sie damit meinte, war klar. Die Bilder von den ungarischen Grenzpolizisten, die in den darauffolgenden Jahren mit Wasserwerfern gegen den illegalen und unkontrollierten Ansturm zu Felde zogen, wollte sie mit sich selbst und ihrer Politik nicht in Verbindung bringen. Nun hat sie andere Bilder in den letzten elf Jahren frei Haus über die Medien bekommen, nicht nur „unschöne“, sondern schlicht schreckliche Bilder von Blut und zerstörten Weihnachtsmärkten, von Tatorten, von christlichen Kirchen und Synagogen, die von der Polizei bewacht werden müssen, von Friedhöfen, an denen ihre Opfer des Einzelfalls liegen, von erstochenen Polizisten, von Gedenkfeiern auf Plätzen, wo man einst friedlich beisammensaß. Sie wollte „unschöne Bilder“ verhindern und hat dafür Tatortbilder bekommen, inmitten Berlins, inmitten Münchens, Solingens, Aschaffenburgs und weit über die Grenzen Deutschlands hinaus. Sie hat politisch daran mitgewirkt, dass Bilder von verstorbenen Kindern mit Trauerflor auf den Anrichten der Wohnzimmer deutscher und österreichischer, ja europäischer Haushalte stehen. Sie hat die Bilder der Trauerparten gleichsam mitproduziert, mit ihrer Politik in Auftrag gegeben. Wenn man also das Gleichnis der „unschönen“ Bilder nun einmal mehr bemüht, wird es unschöne Bilder von der rechtsstaatlichen Durchsetzung unserer demokratischen Gesetze geben müssen, wenn man die Gesellschaft wieder in ein vernünftiges Maß zurückbaut. Und diese Bilder sind schon jetzt klar: Es sind Bilder von Menschen, die einen negativen Asylbescheid und ein Ausreisedokument in die Kameras halten und mit Hilfe der Journalisten die Zivilgesellschaft erweichen sollen. Es sind Bilder von Kindern mit Tränen in den Augen, die an das Gefühl der Gesellschaft appellieren und eine Mehrheit der Bürger von der Unterstützung einer konsequenten und gleichsam strengen Migrationspolitik abhalten sollen. Die Regie ist bereits im Kasten: Gefühl statt Rechtsstaat, Mitleid statt Gesetz, Tränen statt Recht und Ordnung. Es sind Bilder von Menschen, die aufgrund ihrer Illegalität durch die Ordnungsgewalt des demokratischen Staates unter Zuhilfenahme auch von staatlicher Gewalt zur Ausreise gebracht werden. Jetzt, spätestens jetzt könnten meine geschätzten Leser aufschreien. „Das darf man nicht, das kann man nicht“, könnten jetzt einige zu Recht einwenden.

    Und jetzt frage ich Sie direkt: Haben Sie jemals dasselbe Mitgefühl mit einem Straßenrowdie empfunden, der von der Polizei auf Basis der geltenden Gesetze durch Schüsse in den Reifen aufgehalten wurde? Sind das auch untragbare Bilder? Haben Sie jemals Mitgefühl mit einem Straftäter empfunden, der mit Handschellen vor Gericht geführt wird? Zeigen Sie Anteilnahme, wenn ein Steuerbetrüger von der Finanzpolizei gefilzt wird? Nein!

    Und wenn es um Bilder und deren ikonographische Wirkung geht, muss man in Erinnerung rufen, dass es immer nur darum geht, demokratisches Recht im Rahmen eines Rechtsstaates durchzusetzen.

    Auch wenn die Asylzahlen im Jahr 2025 und 2026 aus geopolitischen Gründen zurückgegangen sind, ist die Anzahl an Migranten, die wir im letzten Jahrzehnt aufgenommen habe, de facto unbewältigbar, wenn wir nicht rasch handeln. Wenn wir jene Menschen in Massen einbürgern, dann Gnade uns Gott. Unbewältigbar ist die Lage auch deswegen, weil dieses quantitativ einzigartige Migrationsexperiment in Europa eindrucksvoll zulasten einzelner Bürger, zulasten der gesamten Volkswirtschaft und zulasten der tragenden Systeme gescheitert ist und die Auswirkungen ohne Korrektur praktisch einem Selbstmord gleichen. Und weil wir, wenn wir in diesem Stil und in diesem Tempo ungehindert weitermachen, die gesamte bisher bekannte Gesellschaft restlos zerstören. Ja, tatsächlich zerstören. Damit meine ich nicht den Unmut eines Bürgers, der nur mehr Kebabstände in seiner Gasse sieht. Damit meine ich nicht die Existenzsorge einer Gemeindebaubewohnerin, die die letzte Minderheit in ihrem Mehrparteienhaus darstellt. Damit meine ich auch nicht jene, die das Wertvollste, ihren Angehörigen, als sogenannten „Einzelfall“ verloren haben und ihr Leben lang um ihn trauern werden. Wir zerstören uns selbst, weil wir nicht nur uns selbst, sondern auch unser gesamtes Dasein mit all den Instrumenten in Frage stellen und diese einem ideologischen, wahnwitzigen Irrweg opfern. Und dieser Irrweg heißt „falsche Zuwanderung“.

    Ich spreche mich dezidiert nicht gegen Zuwanderung aus. Zuwanderung bzw. Wanderungsbewegungen wird es immer geben. Die Frage, die man sich dabei immer stellen muss und die man sich im letzten Jahrzehnt nicht gestellt hat, ist die Frage nach Qualität und Quantität. Und gerade in Zeiten der Globalisierung ist der Wechsel des Lebensortes rascher vollzogen als je zuvor. Ich spreche mich dezidiert gegen die vorherrschende, falsche Zuwanderung aus, die wir größtenteils seit 2015 erfahren haben. Und ich spreche mich dagegen aus, ständig öffentlichkeits- und medienwirksam nur über das Zuwanderungsproblem zu fabulieren, aber keine konkreten Lösungen zur Behandlung dieses im Corpus europeum wütenden „Todeskeims“ zu ergreifen. Das bedeutet, dass wir die Migration der letzten Jahre bzw. des letzten Jahrzehnts rückgängig machen müssen. Es ist die einzige Chance, dieses Europa in all seiner Vielfalt, in all seiner noch vorhandenen Stärke und in all seinen übermittelten Werten zu erhalten.

    Es ist auch in geopolitischer Hinsicht eine tatsächliche Überlebensfrage, weil wir durch die Zuwanderungspolitik des letzten Jahrzehnts auch international mit großer Sorge betrachtet werden. Die US-Sicherheitsstrategie, herausgegeben Ende 2025, dokumentierte eindrucksvoll die Angst der Vereinigten Staaten, dass Europa durch die falsche Migrationspolitik als Partner wegbrechen könnte. China warnt seit mehr als zehn Jahren vor dieser Entwicklung und sieht in Europa eine „No-go-Area“. Zudem profitieren diese Weltmächte von der Abwanderung von Facharbeitern. Denn gerade diese Facharbeiter werden nicht von Europa, sondern von China, aufstrebenden Staaten des Nahen und Mittleren Ostens und den USA sowie weiteren Wirtschaftsmächten angeworben, die in der europäischen Migrationspolitik den Ursprung allen Übels sehen. Diese Mächte warnen vor dem Kontrollverlust und sehen beispielsweise Frankreich, Deutschland, aber auch Österreich bereits als verlorene Nationen. Das Ausmaß der Tragödie ist also nicht nur national bemerkbar, sondern wird auch international mit Argusaugen beobachtet. Davon liest man bei uns, in den europäischen Medien, übrigens kaum etwas. Die Tatsache, dass Europa immer weniger als stabiler Faktor des Weltgeschehens gesehen wird, liegt im Ursprung dieser seit Jahren gepflogenen Politik einer staatlich angeordneten Anarchie, eines von politischen Verantwortungsträgern selbst angezettelten Chaos. Sowohl China als auch die USA sehen massive Brüche in der ökonomischen Grundlage Europas. Jene Kritik, die bei uns sofort als rassistisch, verfassungsfeindlich oder rechtsextrem deklassiert wird, findet sich unverhohlen offen in den Strategiepapieren jener Mächte, zwischen denen Europa gerade zerrieben wird. Ausgerechnet mit den USA und China warnen zwei Vielvölkerreiche vor dem multikulturellen Experiment, das längst die Grenzen der sozialen Systeme Europas gesprengt hat und durch die Anlockung von Menschen aus Afrika und dem Nahen Osten auch deren Probleme in die Mitte des alten Kontinents importiert hat. Das ist eine Strategie, ein drastischer Fehler, den weder Chinas Regierung noch die der USA jemals machen würde. Der Schaden, der angerichtet wurde, erweitert sich damit auch auf die außenpolitische Komponente. Als ob die innenpolitischen Verirrungen nicht schon reichen würden.

    Welche Länder in Europa betrifft es am meisten? Da ist Österreich, das in Relation zu seiner Größe die höchste Pro-Kopf-Belastung an Flüchtlingen in Zentraleuropa aufweist. Da ist Deutschland, Rekordland in Sachen Sozial- und Infrastrukturbelastung. Da ist Schweden, ein Staat, der vor den Augen der Weltöffentlichkeit aufgrund von Banden- und Clankriminalität erodiert. Da ist Frankreich, dessen Großstädte von Paris bis Marseille keinen französischen Charakter mehr aufweisen, obwohl dieses Land durch seine Kolonialgeschichte eine Besonderheit einnimmt. Da ist Italien, das als Transitland vollkommen allein gelassen wurde. Und nicht zu vergessen Spanien, das mit seiner linken Regierung zum Einfallstor für illegale Zuwanderung in die Europäische Union wurde. In all diesen Ländern ist größtenteils der Kontrollverlust der staatlichen Organe eingetreten. In vielen Bereichen beschränkt er sich bisher geografisch auf einzelne Stadtviertel der jeweilig größeren Metropolen. Derweil werden wir mit rhetorischem Opium in Sicherheit gewogen – von Parteien und Politikern, die zwar das Thema in Wahlkämpfen zur Maximierung der Stimmung und zum Erhalt ihrer Macht ansprechen, aber keinerlei Taten folgen lassen oder sich nur mit Placebo-Lösungen zufriedengeben.

    Beste Beispiele sind in Deutschland und Österreich durchaus verfügbar. In Österreich leben 100.000 Syrier. Der ursprüngliche Fluchtgrund, das Assad-Regime, ist längst passé. Dennoch schiebt die Regierung in Wien aber nicht ab. Gerade einmal vier, medial als Großereignis inszenierte Abschiebungen haben stattgefunden. Im Februar 2026 schob Österreich einen Asylberechtigen ab, der, mehrmals straffällig geworden, von seinem zehnjährigen Aufenthalt in Österreich insgesamt sieben Jahre in Justizvollzugsanstalten untergebracht war. Eine Großleistung, nein, eine Meisterleistung. Für diese Maßnahmen klopfen sich Politiker auf die Schulter, während 99,999999 Prozent der außer Landes zu bringenden Migranten – weil entweder der Asylgrund erloschen ist, weil die jeweiligen kriminell wurden oder weil sie sich nicht integriert haben – unbehelligt bleiben.

    Das Äquivalent zur scheinkonservativen Heuchelei aus Österreich ist in Deutschland der bayrische Ministerpräsident Markus Söder, dessen wiederholte Ankündigungspolitik kein deutscher Politiker oder Journalist auf den Prüfstand stellt bzw. sich auf den medialen Prüfstand zu stellen getraut. Das wäre Majestätsbeleidigung. Nur einen Bruchteil jener, die in Bayern abzuschieben sind, finden den Weg über die Grenze raus aus Bayern. Aber in den Bierzelten sind Söder und seine Kumpanen stark und in den verteilten Presseaussendungen künden sie selbst von ihren sogenannten Heldentaten.

    Bundeskanzler Friedrich Merz gewann die Bundestagswahl im Frühjahr 2025 mit dem Anspruch, Deutschland sicherer zu machen, die Grenzen kontrollieren zu lassen und eine Wende in der Migrationspolitik einzuleiten. Nichts von alledem ist geschehen. Es wird zwar das Gefühl vermittelt, nur auf die Fehleranalyse folgt keine konkrete Handlung.

    Doch die gelebte politische Lüge ist keine Erbpacht der Scheinkonservativen in der Union oder der ÖVP. Selbst die Sozialisten merken seit Jahren, dass sie auf den Zug einer schärferen Migrationspolitik aufspringen können. In Deutschland war dies der damalige Bundeskanzler Olaf Scholz. Am 20. Oktober 2023 formulierte er: „Wir müssen mehr und schneller abschieben.“ Dafür wurde er von Medien und Parteigängern gefeiert. Alle erhofften sich, dass in Deutschland wieder Recht und Ordnung einziehen. Eine glatte Fehlannahme. Bis zu seinem Rücktritt als Kanzler im Jahr 2025 nach der verlorenen Bundestagswahl vollzog er brav das, was ihm seine Vorgängerin im Amte, Angela Merkel, als Lebenslüge und Scherbenhaufen zugleich hinterlassen hat. Das Einzige, was man Olaf Scholz zugutehalten muss, ist, dass er halt ein verblendeter Sozialist war, wie schon Saskia Esken oder Lars Klingenbeil, denen die multikulturelle Ideologie nähersteht als all das, was Sozialisten seit den 1960er-Jahren glauben, erkämpft zu haben. Frauenrechte, Homosexuellenrechte, das Pensionssystem, das Sozialsystem – sie opfern alles und stellen alles in Frage, nur um in einer falsch verstandenen Heiligkeit zu stehen.

    Wie schon Scholz haben viele in Europa erkannt, dass sich das Ausländerthema vorzüglich eignet, Stimmung zu machen, in der Hoffnung, dass damit auch Stimmen eingeheimst werden können. Die Migrationsdebatte beherrscht seit mehr als 35 Jahren auch die österreichische Sozialdemokratie, die sich über all die Jahrzehnte nicht durchringen konnte, einen einheitlichen Kurs zu finden. Mit Fortschreiten der Debatte verloren die Sozialdemokraten einen Großteil ihrer Wähler. Historisch brockte ihnen dieses Dilemma der in den 1990er-Jahren regierende Bundeskanzler Franz Vranitzky ein. Mit seiner sogenannten Vranitzky-Doktrin gegenüber der in Österreich aufstrebenden Freiheitlichen Partei unter Jörg Haider begann nicht nur eine nie dagewesene Ausgrenzungspolitik gegenüber einer demokratischen Partei, sondern auch eine Abgrenzungspolitik gegenüber einer vernünftigen migrationspolitischen Linie. Getrieben zwischen Linken und Realos ist es dieser SPÖ bis heute nicht gelungen, auch im Interesse ihrer einstigen Stammwähler eine härtere Zuwanderungspolitik zu verfolgen. Man fürchtet sich davor, denn ein längst notwendiger Schwenk in dieser Politik würde ja bedeuten, von Jörg Haider bis Herbert Kickl allen führenden Köpfen der FPÖ in Sachen Ausländerpolitik Recht zu geben. Um dies auf keinen Fall tun zu müssen, machte man bis 2026 einfach gar nichts. Erst im Frühjahr 2026 entbrannte eine Diskussion zu dem Thema in der SPÖ. Man müsse das Profil in der Zuwanderungspolitik schärfen, tönten mehrere Spitzenfunktionäre. Doch die Erklärung dafür, warum man eine grundlegende Änderung anstrebt, ist abenteuerlich. Eben nicht, um im Land für Recht, Ordnung und Gerechtigkeit zu sorgen, sondern um die Wähler von der FPÖ zurückzugewinnen. Diesen Parteien geht es nicht um die Sache, sondern schlicht um Machtpolitik. Und mit dieser haben sie uns über Jahrzehnte in den Abgrund geführt.

    2017 probierte es in Österreich die junge, dynamische, talentierte und rhetorisch mittelmäßig begabte Zukunftshoffnung Sebastian Kurz. Er versuchte, die zur reinen Wahlplattform verkommene und wertelose ÖVP wieder auf „rechten Kurs“ zu bringen. Aber nicht, um tatsächlich etwas zu ändern, sondern rein aus parteitaktischem Kalkül, um der FPÖ unter dem damaligen Vorsitzenden Heinz-Christian Strache das Wasser abzugraben. Eine ähnliche Strategie verfolgt bis heute, wie schon beschrieben, der bayrische Ministerpräsident und CSU-Vorsitzende Markus Söder. In den Bierzelten ist er stark, in den Pressekonferenzen zieht er vom Leder, doch in der Umsetzung der versprochenen Politik ist er jämmerlich gescheitert. Scheinkonservative, Sozialisten, ja sogar Linksliberale geben sich nach Jahrzehnten der falschen Zuwanderungspolitik neuerdings plötzlich geläutert. Man hat den Eindruck, sie haben den Schuss gehört, der Groschen ist gefallen und nun wird endlich begonnen, einen Paradigmenwechsel einzuleiten. Aber nicht aus einer inneren Überzeugung oder einer faktenorientierten Erkenntnis heraus, dass etwas grundlegend falsch läuft, sondern aus purem Kalkül, um vor den Wahlen mit Emotionen zu spielen und nach der Wahl den besorgten Bürgern in den Rücken zu treten.

    Zurück zu Merz, dem rhetorischen Ankündigungskaiser und Umsetzungszwerg der deutschen Scheinkonservativen. „Der Bürgerkrieg in Syrien ist beendet. Es gibt jetzt keinerlei Gründe mehr für Asyl in Deutschland und deswegen können wir auch mit Rückführungen beginnen“, tönte Friedrich Merz am 3. November 2025. Am 15. Oktober 2025 meinte er: „Aber wir haben natürlich immer im Stadtbild noch dieses Problem, und deswegen ist der Bundesinnenminister ja auch dabei, jetzt in sehr großem Umfang auch Rückführungen zu ermöglichen und durchzuführen!“ Liebe Deutsche, nichts ist passiert. Ganz im Gegenteil: Als Merz merkte, dass der Widerstand gegen seine Äußerungen aus dem linken Lager groß wird, zog er den Schweif ein und ruderte zurück. Und schon war die Diskussion um das Stadtbild vergessen. Es ging dabei natürlich weniger um die städtebauliche Historie der deutschen Metropolen, sondern um die Abbildung einer neuen Gesellschaft, die sich weniger integrativ, sondern eher invasiv breitgemacht hat. Da ging es nicht um Kebabstände, sondern um die Eroberung ganzer Stadtviertel mit neuer Kultur, neuer Identität, neuer Sprache und neuem Rechtsverständnis. In Berlin-Neukölln ist auch nicht mehr der deutsche Staat der Herr von Recht und Ordnung, sondern die dort angesiedelte Clanstruktur. Dass diese Clans überhaupt geduldet werden und dass sich die Exekutive mittlerweile hilfesuchend genau an diese zur Regelung von strafrechtlich relevanten Konflikten wenden muss, ist eine Schande für einen sogenannten Rechtsstaat des 21. Jahrhunderts.

    Ein weiteres Beispiel heuchlerischer Ankündigungen mit null Substanz gefällig? Anfang 2026 formulierte der formelle Vorsitzende der ÖVP, des scheinkonservativen Ablegers in Österreich, ein gewisser Christian Stocker, im Zuge der Neujahrsansprache, dass man Österreichs Spitäler vor der Zuwanderung schützen müsse und Asylwerbern wie Asylberechtigten nur mehr die medizinisch notwendigen Behandlungen zur Verfügung stelle. Der gelernte Bürger stellt sich hierbei die Frage: Wer war denn die letzten 25 Jahre Innenminister der Republik Österreich? Richtig, mit einer einzigen, mehr als ein Jahr andauernden Ausnahme waren es durchwegs Funktionäre dieser scheinheiligen und scheinkonservativen ÖVP, die nur allzu bereitwillig erklären, dass man gegen den Zustrom nichts machen konnte. Sie sind reine Verwalter unseres Schicksals, führen uns aber nicht aus dieser Sackgasse, in die sie uns hineinmanövriert haben. Sie sind scheinkonservative Heuchler, die glauben, dass es mit großen Ankündigungen, mit Parteitags- und Wahlkampfreden sowie mit Wahlprogrammen getan sei.

    Von den letzten 26 Jahren waren mit Thomas de Maizière, Hans-Peter Friedrich, Horst Seehofer und Alexander Dobrindt die Mehrheit der deutschen Innenminister von der Union gestellt. Ernst Strasser, Günther Platter, Liese Prokop, Maria Fekter, Johanna Mikl-Leitner, Wolfgang Sobotka, Karl Nehammer und Gerhard Karner hießen und heißen die Innenminister Österreichs seit 2000 von der ÖVP. Alle eint die Erkenntnis, im Migrationsbereich etwas tun zu müssen, und alle bilanzierten, dass sie dem grenzenlosen Zuzug Tür und Tor geöffnet hatten. Auch auf EU-Ebene waren es Scheinkonservative der EVP (Europäische Volkspartei) und Linksliberale, die zeitlich am längsten das Amt eines sogenannten EU-Kommissars für innere Angelegenheiten besetzten und besetzen. Derzeitiger Amtsinhaber ist Magnus Brunner von der ÖVP, der uns im Jahr 2025 doch allen Ernstes als epochalen Erfolg verkaufen wollte, dass die Zuwanderung bis 2035 „nur“ acht Millionen Menschen betragen werde.

    In den Reden sind sich alle einig, doch in der Handlung versagen sie kläglich. Immerhin mehr als 30 Jahre hat es gebraucht, dass man nun differenziert und offen über das Migrationschaos diskutieren „darf “. Bei der Debatte um die Wiederherstellung der alten, guten Gesellschaftsordnung herrschen allerdings die alten Floskeln. Da ist man schnell wieder bei der Nazi-Keule. Natürlich könnte man sich mit der Gegebenheit des Geschehenen abfinden und sich darüber beklagen oder man geht eben den Weg der Umkehr. Und die Umkehr bedeutet, dass man sich Städte und Kommunen, die dem europäischen Geist nicht mehr entsprechen, zurückerobert.

    


     

    Das leere Europa

     

    Europa ist leer und schwach geworden, wir sterben auf hohem Niveau. Je mehr Wohlstand sich breitgemacht hat, umso größer ist der Vertrauensverlust in unsere Existenz als ehrenwerter, geschichtsträchtiger, wertebewusster Kontinent. Seien wir uns doch ehrlich, die sinkenden Geburtenraten sind der schlagende Beweis dafür, dass die Menschen in sich selbst und in den unterschiedlichen, teils bunten und grellen Lebenswelten dieses neuen, geistig und kulturell minimierten Europas keine wertvolle Existenz mehr sehen, in die sie mit eigenen Kindern investieren wollen. Wir kappen unsere Wurzeln, kastrieren uns geistig selbst, wir sind Minimalisten geworden, wir glauben nicht mehr an uns selbst. Manchmal möchte man meinen, dass die Menschen keine Zukunft mehr in diesem Europa sehen und es keiner nachfolgenden Generation mehr antun wollen, darin leben zu müssen. Das ist ein dramatischer Befund des kollektiven Selbstmordes eines so vielfältigen, historisch tief verwurzelten, einst werte- und sendungsbewussten Kulturvolkes, das über Jahrtausende der bestimmende Faktor der Weltgeschichte war und es auch zukünftig sein könnte. Europa ist für andere Kontinente der Hort der Geisteswissenschaften, des Rechtsverständnisses und der Ausgangspunkt für das weltweit etablierte Christentum. In diese dramatische Situation des Bedeutungsverlustes tritt die politisch vorherrschende und vor allem vorangetriebene Idee, die durch die eigene Verachtung und die Verachtung für die eigene Ursprungsgesellschaft verursachte Minimierung der Ursprungsbevölkerung durch Zuwanderung nach Europa zu substituieren. Wir haben den Glauben an uns selbst verloren. Und damit ist auch klar, dass die zügellose Zuwanderung nicht die Ursache unseres Untergangs, sondern nur das bedeutungsschwere Symptom des sterbenden Europas, so wie wir es gekannt haben, geworden ist. Waren die großen Kriege und der Verlust von Millionen von Menschen durch einen grausamen Tod einst der Beweggrund, dass die Menschen trotz widrigster Umstände der Nachkriegszeiten mehr Kinder aufgrund eines vorherrschenden Selbsterhaltungstriebes in die Welt setzten, leben wir heute in einem scheinbaren Frieden und verweigern uns der Schaffung nachfolgender Generationen. Die Wohlstandsgesellschaft ist sicher ein Grund dafür, wiewohl immer mehr Menschen von dieser sogenannten „Wohlstandslegende“ nichts mehr spüren.

    Die Gründe für diese Trostlosigkeit sind vielfältig, sie beginnen beim Egoismus und enden beim Relativismus. Der Begriff Familie wurde und wird seit Jahrzehnten bekämpft. Ein Familienverband sei veraltert, kinderreiche Familien werden von der Breite der Gesellschaft als skurril bis antiquiert angesehen. Kinder seien immer mehr ein leidiger Kostenfaktor, eine Karrierebremse, eine kaum zu bewältigende, bisweilen nervige Mammutaufgabe. Das Framing wirkt. Kinder seien zu laut und die Erziehungsarbeit zu anstrengend. Diese Ansichten ziehen sich durch die meisten Länder des Kontinents. Der natürliche Drang eines jeden Wesens zur Fortpflanzung wurde durch gezieltes Framing, wonach Fortpflanzung im Widerspruch zum sogenannten „freien Individuum“ steht, verdeckt oder zerstört. Natürlich sind unsere Lebensweise und unser moderner Anspruch ans Leben an der Situation nicht unschuldig. Im Mittelpunkt des modernen Lebens steht Selbstverwirklichung. Das „Selbst“ in der Verwirklichung ersetzt das „Wir“ einer Familie. Egoistische Selbstverwirklichung wird zur realen Selbstverachtung und am Ende zur Selbstverweigerung. Die logische Schlussfolgerung ist daher, dass mit dem Ende der kleinsten Zelle eines Staates, der funktionierenden Familie, auch das Ende eines gesamten Staatsgefüges voranschreitet. Die Familie war immer das Vorbild im Kleinen für eine Nation im Großen. So wie die Familie im Kleinen funktioniert, sich organisiert und die einzelnen Glieder der Familie in Zuwendung zueinander stehen, so erwartet man es vom großen Vater Staat. Unsere Familien funktionieren nicht mehr. Mit dem Ende der Familien zerbrechen die Staaten.

    Europa hat sich über Jahrtausende der Zivilisierung über Werte definiert. War es die schon angesprochene Philosophie des antiken Griechenlandes, das den Menschen in seiner geistigen Gesamtheit skizzierte, war es der sinnstiftende Glaube Jerusalems oder das römische Recht. Aus diesen drei Wurzelstämmen entsprang Europa. Und auf diesen Wurzeln bauten die Werte, die sich heute in den Menschenrechten wiederfinden. Selbst diese haben wir verraten und verkauft. Sie sind zu Scheinrechten verkommen, die man zu hohen Fest- und Feiertagen bemüht, aber im alltäglichen Leben in der Gesellschaft zur Seite schiebt. Was ist aus der Philosophie Griechenlands geworden, wenn Europas Bildungssystem nicht mehr in der Lage ist, die Erkenntnisse der großen Philosophen auch einer breiten Masse von Menschen zu vermitteln? Nichts. Eine bedeutungsschwangere, aber zugleich leere Hülle. Ein Vakuum, das durch die angeordnete Volksverdummung gefüllt wird. Was ist das römische Recht noch wert, wenn das grundlegende Verständnis von Gerechtigkeit, von Recht und Ordnung durch die politischen Eliten relativiert, ja ausgehöhlt wird? Das Recht hat das Volk zu schützen, dem Volk zu dienen, sich nicht gegen die Bürger zu stellen. Was sind Europas Menschenrechte wert, wenn sie ebenso relativierbar geworden sind?

    Menschenrechte wie Meinungsfreiheit wurden in eine Scheinmeinungsfreiheit überführt. Diese Grundfreiheit des Kontinents besteht nur mehr auf dem Papier. Das Menschenrecht auf soziale Sicherheit, auf körperliche Unversehrtheit, auf allgemeine Freiheit, auf Eigentum, auf Wohlstand wurde zugunsten einer Ideologie der offenen Grenzen relativiert. Ein Treppenwitz, dass das Establishment konsequent den Weg eines Gesellschaftsumbaus durch Zuwanderung geht oder vermeintlich gehen muss, weil der eigene Hass auf die eigenen Werte und die Aushöhlung des sinnstiftenden Fundaments des Kontinents dazu geführt haben, dass sich die europäische Ursprungsgesellschaft einer gesicherten Fortdauer ihrer eigenen Population größtenteils verweigert.

    Und wie der Zusammenhalt am Kontinent und in den einzelnen Nationalstaaten schwindet, so schwindet er auch in den Familien. Jede dritte Ehe in Österreich wird geschieden. In Deutschland sind die Zahlen dieselben. In Europa führen die nordischen Staaten die Scheidungsstatistiken an. Das sind ausgerechnet jene Staaten, die als Vorzeigeprojekte der europäischen Moderne, als Versuchslabore des Zeitgeistes gelten.

    Die niedrigsten Scheidungsraten verzeichnen südosteuropäische Staaten. Und diese Staaten glänzen auch in den jährlichen Erfolgsraten von Eheschließungen. Es zeigt sich der kausale Zusammenhang zwischen einer staatlichen Identitätspolitik, einem gesunden Patriotismus, einem Nationalstolz und der individuellen Entscheidung der Bürger für konservative Lebensmodelle. Es zeigt, dass diese Staaten in ihrem Grundauftrag, eine Gesellschaft zu schützen, mehr oder weniger intakt sind. Aus Ehen und aus intakten Familien fruchtet im wahrsten Sinne des Wortes ein Kinderreichtum. Dieser Kinderreichtum ist die Basis für die intakte Gesellschaft. Solange diese Gesellschaftsstruktur als intakt wahrgenommen wird, investieren Menschen in diese, auch und im Speziellen mit dem entscheidenden Beitrag, für Nachwuchs zu sorgen. Wer also eine intakte, sich selbst erhaltende Gesellschaft möchte, muss die Identität des Staates schützen und im Zuge dessen für einen gesunden Nährboden intakter Familien sorgen.

    Der Weg, den Österreich, Frankreich, Deutschland, Spanien oder auch die nordischen europäischen Staaten gehen, ist ein anderer. Ein-Personen-Haushalte prägen das Bild, Scheidungen stehen an der Tagesordnung, Kinderlosigkeit und zerrüttete Familienverhältnisse hinterlassen höchstindividuelle Tragödien, die sich über Generationen fortsetzen und den Untergang eines zu sich in Harmonie stehenden Staatsvolkes bedeuten. Traditionelle Werte sind nicht veraltet, sie sind universell und lebenswichtig. Werte kennen keine Zeit und kein Ablaufdatum. Allein das Framing „traditionell“ dient dazu, eine von Vernunft und Verantwortung getragene Lebensweise als rückwärtsgewandt wie die Tracht abzustempeln. Den wahren Kulturkrieg, der tatsächlich tobt, haben nicht die konservativen Gruppierungen in den USA oder Europa begonnen, sondern dieser Krieg wird seit den 1970er-Jahren zulasten unseres gesellschaftlichen Zusammenhalts gegen den Wertekonservatismus geführt. Alleine die 68er-Bewegung hat das Kind mit dem Bade ausgeschüttet und in ihrem missionarisch wie aggressiv eifernden Wirken wesentliche Wertefundamente für den Zusammenhalt unserer Gesellschaft zerstört. Warum die östlichen und südöstlichen Staaten davor bewahrt worden sind, liegt auch in der Tatsache begründet, dass ihre Länder von dieser Entwicklung der Progressiven und Linken aus den 68ern durch die Abkoppelung vom sogenannten Westen über Jahrzehnte „geschützt“ waren. Nein, ich relativiere nicht die Schrecken des Kommunismus, die den östlichen europäischen Ländern widerfahren sind, oder die Schrecken der Sozialisten am Balkan. Natürlich waren es waschechte Diktaturen und das Volk litt darunter. Aber in der Zeitkapsel dieser Diktaturen ist doch ein wenig dieser „guten, alten“ Zeit stehen geblieben, was diesen Ländern heute als Vorteil gereicht. Sie wurden von den ideologischen Strömungen de facto bewahrt, die einen Großteil von Europa heute sterben lassen.

    Wir spüren in Österreich und Deutschland diese Depression am eigenen Leib. In diese Situation tritt die Realität der grenzenlosen Zuwanderung transkontinental, größtenteils kulturfremd und in Teilen auch im krassen Widerspruch zu unserer Kultur und Identität. Diese Zuwanderung wirkt wie ein Brandbeschleuniger. Je mehr unkontrollierte Zuwanderung über Asyl- und Sozialmigration aus kulturfremden Kreisen eindringt, umso rascher werden selbst die Restbestände europäischer Identität wie nutzlos gewordene Ruinen abgetragen. Umso rascher schwindet auch in der Allgemeinheit ein gesellschaftliches Eintreten für die Verteidigung des wertetreuen Lebensmodells. Eine Krux, ein Teufelskreis. Eine Politik, die eine Gesellschaft in ein vernünftiges Maß zurückführt, muss neben der Migrationspolitik eine umfassende Familienpolitik, eine Identitätspolitik und eine Leitkultur vorsehen. Achtung, allein die Verwendung des Begriffes Leitkultur oder ein Bekenntnis dazu kann in manchen politischen Kreisen zu Schnappatmung führen.

    Was ist die Leitkultur Europas? Die Lederhose? Das Trachtenfest? Die Ruinen des Forums in Rom? Unsere Alpen und Seen? Der britische Tee? Das französische Croissant? Nein, sie sind jeweiliger Ausdruck einer Leitkultur, bilden aber selbst keine. Die Leitkultur dient nicht dazu, um auszugrenzen, sondern um sich selbst zu definieren. Sie ist viel weitreichender als nur eine Momentaufnahme von unserem derzeitigen Gesellschaftssystem. Scheinkonservative in Deutschland wie auch in Österreich und darüber hinaus bedienen sich in regelmäßigen Abständen dieses Begriffes, um von den sogenannten „Zuwanderern“ ein Bekenntnis zu einer Leitkultur im Sinne eines Vertrages einzufordern. Um ja keine religiösen Gefühle zu verletzen und um im größtmöglichen Ausmaß Toleranz zu zeigen, verstehen diese Scheinkonservativen unter Leitkultur das Bekenntnis zur Demokratie, zu europäischen Menschenrechten und zum säkularen Staatssystem. Das Wort „Leitkultur“ ist daher genauso inhaltsleer und selbstüberhöht wie das von einigen Kreisen skizzierte Wort „Remigration“, für dessen Definition niemand eine allgemein klare und gültige Antwort kennt.

    Wenn man schon glaubt, man befinde sich in einem Kulturkrieg, sollte man die rhetorischen Waffen wenigstens mit Munition ausstatten. Diesen Vorwurf kann ich allen politischen Lagern gleichermaßen machen, wiewohl die Linken und Progressiven ganz offensichtlich seit den ausgehenden 68ern ein klares Ziel mit beeindruckender Beharrlichkeit verfolgen.

    Blicken wir aus den Fenstern unserer Wohnungen und Häuser. Betrachten wir unsere Umwelt, die Berge, die Täler, die Seen, die Meeresufer, die Hochebenen wie die Tiefebenen, betrachten wir diese Kulturlandschaften. Sie haben uns geprägt, die Natur hat uns in unserer Lebensweise über Jahrtausende geprägt, uns in unser Verhalten und Lebensmodell regelrecht gezwungen. Die Europäer sind genauso verschieden wie die vielfältigen Landschaften, die dieses Europa ausmachen. Diese wohl einzigartige Umwelt ist Leitkultur, sie ist die Basis, auf die der Mensch Weisheit, Bildung, Wissenschaft, Kultur, Kunst, Kleidung, Bauweise, Erziehung u. v. m. baute.

    Wesentliche Grundsäulen der Leitkultur sind dazu die unterschiedlichen Sprachen dieses Europas, die auf wenigen, starken Sprachwurzeln basieren. Am Anfang war das Indogermanische. Aus dieser Sprachfamilie bedienen sich 94 Prozent der Europäer. Die daraus entspringenden starken Zweige sind das Germanische, das Romanische, das Slawische sowie das Griechische oder Keltische. Auch diese Ursprungssprachen, die sich heute in Englisch, Französisch, Italienisch oder Deutsch weiterentwickelt haben, sind Leitkultur. Ohne diese Sprachen gibt es keine Verständigung und keine Interaktion einer zueinanderstehenden Gesellschaft. Ohne Sprache gibt es keine Integration.

    Auch der Glaube dieses Kontinents ist bestimmende Leitkultur. Hier hat sich vor 800 bis 1700 Jahren das Christentum durchgesetzt, in dessen historischem Rucksack sich das Alte wie das Neue Testament und Glaubensvorschriften der Kirche befinden. Aus diesem Glauben entstand ein einzigartiger Kontinent, dessen Wirkung weit über die christlichen Bräuche und Traditionen hinausgeht. Der Glaube bzw. das Christentum in seinem ursprünglichen Fundament hat das Rechtsverständnis geprägt und über die Jahrhunderte hinweg unsere Gesellschaft zusammengehalten.

    Natürlich gibt es auch Einflüsse anderer Glaubensrichtungen, das ist unbestritten. Da wäre in erster Linie das Judentum, aus dem das Christentum entstand. Ohne Judentum, ohne den Juden Christus, ohne den Gott Davids gäbe es kein Christentum. Diese Einflüsse der ursprünglichen jüdischen Gemeinden haben ebenso Einfluss auf Europa, seine Gesellschaft und seine gesamte Kultur genommen. Daher ist auch das Judentum ein Teil unserer Leitkultur, wenn man diese umfassend und ehrlich definieren möchte.

    Nicht verschweigen möchte ich, dass es auch muslimische Einflüsse durch Eroberungen vor allem im Süden Europas gab. Der Islam hat sich aber im Hauptteil Europas nie in einer entsprechenden und die Kultur beeinflussenden Größe etablieren können. Diese Feststellung ist Faktum, sie ist historisch unverbrüchlich und sagt nichts darüber aus, wie man persönlich zum Islam steht. Allein diese historische Feststellung ist nicht ausgrenzend, sondern entspricht einfach der Realität.

    Zur europäischen Leitkultur gehört auch die bereits bemühte Philosophie Griechenlands und mit ihr das über Jahrtausende entstandene, aber in seinem Ursprung bereits in der Antike beschriebene Bild vom Menschen. Diese Philosophie ist in der europäischen Leikultur eingewoben, die Gedanken der großen Personen der griechischen Antike sind aktueller denn je. Und wenn wir heute auf die allgemein gültigen Menschenrechte Europas blicken, haben sie darin einen klar definierten Ursprung. Auch diese Philosophie grenzt sich von anderen Lehren, die sich im Laufe der Geschichte auf anderen Kontinenten entwickelt haben, ab. Alles hat seine Bestimmung, seinen Ursprung. Der Versuch, zu verwässern, neu zu definieren, gar zu relativieren, ist ein Verbrechen an unserer Leitkultur und unserer Identität. Aus dieser Philosophie entspringt das, was man heute Weisheit nennt. Die europäische Weisheit, gewachsen über Jahrtausende, im Feuer der Aufklärung regelrecht gestählt, macht uns wohl einzigartig.

    Diese drei Grundsäulen, der Glaube, die Philosophie und das Recht, sind die Grundlage unseres gesamten Bildungssystems. Also ist diese europaspezifische Bildung, die uns von anderen Kontinenten unterscheidet, ein Teil der Leitkultur, zu der man sich bekennen und die man bewahren und verteidigen muss. An diesem Baum der Vielfältigkeit dieser europäischen Leitkultur wachsen viele Zweige. Da ist die Kunst, die Kultur, da sind die Traditionen, die Bräuche und die sinnstiftenden Elemente unserer Gesellschaft. Da sind die Erziehung und die Sozialisierung, die am Ende in eine dem europäischen Bürger zuschreibbare Mentalität münden. All das legen wir ab, all das zerstören wir.

    Politische Eliten dagegen sehen in diesem von mir sehr weit gefassten Begriff der Leitkultur reine Folklore. Wenn man heute die Parteiprogramme der etablierten Parteien liest, wird Leitkultur auf Demokratie und Menschenrechte eingekürzt. Als ob Demokratie und Menschenrechte das einzige Exportgut des alten ehrenwerten Kontinents sind, auf das wir zu Recht stolz sein können. Wir leben größtenteils selbst nicht mehr in dieser Leitkultur und uns fehlt meist das Verständnis dafür. Aus der Unkenntnis verteidigen wir diese nicht mehr und an ihre Stelle treten andere Leitkulturen, die aber aus ihrer Geschichte heraus im Gegensatz zu unserer stehen. Wir müssen doch ohne den Vorwurf des Rassismus erkennen, dass die afrikanische Leitkultur eine andere als die asiatische Leitkultur oder die europäische Leitkultur ist. Wir gestatten anderen Kontinenten ihre Leitkultur zu, respektieren sie, schätzen sie, aber die eigene legen wir ab oder reduzieren sie auf ein paar Allerweltssätze. Aus dieser Kindesweglegung europäischer Kultur heraus vermitteln wir sie nicht mehr, fordern wir sie auch nicht mehr ein.

    Integration kann und darf sich mit Blick auf diese europäische Vielfalt der Kulturen, die sich in europäischer Leitkultur zusammenfassen lässt, doch nicht auf Demokratie und Menschenrechte reduzieren lassen. Scheinkonservative, wie wir sie aus Österreich mit der ÖVP, aus Deutschland mit der Union und in anderen Ländern in bereits dezimiertem Ausmaß kennen, pochen zwar auf diese Leitkultur als kleinsten gemeinsamen Nenner einer Migrationspolitik, haben diese allerdings selbst minimalisiert bzw. zur Unkenntlichkeit verunstaltet. An die Stelle des „leeren Europas“ treten andere Kulturen, andere Menschen, keine Europäer, und auch nicht in einem Ausmaß, in dem Integration oder gegenseitige Bereicherung möglich ist, sondern eher in Form einer Invasion. Dafür erhalten wir von anderen Kulturen keinen Applaus, sondern eher Verachtung. Kein Mensch versteht diese europäische Selbstverleugnung, diese Selbstzerstörung.

    Die USA sehen in Europa keinen stabilen Partner mehr. Selbst für US-Amerikaner, mit ihrer Vergleichsweisen jungen und kontroversiellen Leitkultur, ist der europäische Lemmingstrieb unverständlich, ja abenteuerlich. Der Nahe Osten, die ganze islamische Welt haben keinen Respekt mehr vor Europa, denn in ihren Augen ist dieses Europa schwach, woke, unberechenbar geworden und zum Scheitern verurteilt. Man wird von anderen Völkern nur dann wahrgenommen, wenn man zu sich selbst steht und niemanden imitieren will. Europa tut aber genau Letzteres. Es legt seine Leitkultur ab und versucht, sich eine neue zu zimmern. In diesem Kochtopf finden sich viele Zutaten: die politische Korrektheit, der Relativismus, die Geschlechtervielfalt, die Klimakatastrophe, die Islamisierung, die latente Erfolglosigkeit, die Leistungsfeindlichkeit, die sogenannte Wokeness und alles, was dazu gehört, die Verlogenheit und die Heuchelei. Aus diesen Zutaten versucht man ein neues Rezept, einen neuen Kontinent zu kreieren bzw. der alten Hülle ein neues Fundament zu geben. Das überträgt sich auf jene Menschen, die zu uns kommen. Sie spüren förmlich, dass sie sich größtenteils gar nicht integrieren oder gar assimilieren müssen, weil ja ohnedies nur der Spracherwerb der Goldstandard der verlogenen Migrationspolitik ist.

    Im Übrigen zerstören wir damit auch jene Generationen von jungen Menschen, deren Eltern und Vorgängergenerationen bereits Bestandteil der jeweiligen europäischen Länder waren. Was soll denn ein 20-jähriger Österreicher oder eine 17-jährige Deutsche an Leitkultur mit auf den Lebensweg bekommen, wenn sich Politik und die damit verbundenen Systeme, wie das Bildungssystem, beharrlich weigern, den Geist dieses Kontinents zu vermitteln, sondern das Bildungssystem nur mehr darauf abzielt, aus jungen Menschen einen leistungsfähigen Bestandteil des KI-lastigen Wirtschaftswachstums zu kreieren? Vor allem im großstädtischen Bereich merken wir, dass eine inhaltsleer gewordene, aber gleichzeitig suchende junge Generation von Menschen auf einen mitten in unsere Städte implementierten neuen Kulturkreis trifft und sich nun eher in der neuen Kultur abseits der europäischen Leitkultur zwangsintegriert.

    Wir merken es in der Mentalität, im täglichen Leben und in der Sprache. Wir sehen und hören doch, wie die nachfolgenden Generationen das hinterlassene Vakuum mit einer neuen Kultur füllen, die nicht nur von ihren Werten her im glatten Widerspruch zur europäischen Zivilisation steht. Die Jugend kippt uns weg, und das seit mehr als einem Jahrzehnt. Dadurch potenziert sich dieser Werteverlust, der einerseits durch eigenes Verhalten und andererseits durch aufgedrängtes Verhalten von Millionen auf den Kontinent gesickerten Menschen entstanden ist.

    Die entscheidende Feststellung ist daher, dass Europa, wenn wir nicht gegensteuern und rückbauen, in bereits zehn bis zwanzig Jahren als solches nicht mehr erkennbar ist. Paris hat sich gewandelt, es ist, wie bereits beschrieben, nicht mehr französisch, Marseilles ebenso nicht. Nun geht diese Entwicklung auf die nächstkleineren Städte und Regionen über.

    Dasselbe Schauspiel sehen wir in Deutschland, wo ursprünglich die Metropolen die Migrationsbrennpunkte waren und die Nachteile der zügellosen Migrationspolitik nun auch bereits in den kleinen Bezirksstädten und Dörfern spürbar werden.

    In Österreich war über Jahrzehnte Wien das Problem. Nun ist es mittlerweile als österreichische Bundeshauptstadt nur mehr im noblen ersten Wiener Gemeindebezirk erkennbar und vielleicht noch in jenen Wohnvierteln, die der näheren Stadt innerhalb der sogenannten Gürtelstraße angehören. Der Rest ist viel, aber nicht Wien und schon gar nicht Österreich, das aus der Historie heraus als Vielvölkerstaat unter einem europäischen Kulturdach immer durch Vielfalt glänzte.

    Rom, Madrid, Brüssel – es passiert doch überall. Wir sehen dies. In der in deutschsprachigen Ländern geführten Stadtbilddiskussion geht es genau darum: Städte, in denen Bauwerke wie Menschen um die eigene Leitkultur befreit wurden und neue Bürger und Kulturen Einzug gehalten haben.

    


     

    Keine Scheinlösungen mehr

     

    Zu lange war das Migrationsthema beherrschend. Zu lange haben Menschen den Wahlkämpfern vertraut und wurden regelmäßig enttäuscht. Zu lange warten Bürger unserer Länder darauf, dass sie sich in diesen wiederfinden und nicht in anderen Welten als de facto Minderheit vegetieren müssen. Sei es der UN-Migrationspakt oder der EU-Migrationspakt, beide haben sich als der falsche Weg dargestellt. Das Gegenteil wurde erreicht: Statt Ordnung zu bringen, wurde Chaos verlängert. Statt Identität zu bewahren, wurden ganze Völker unterwandert. Statt Vernunft und Logik walten zu lassen, ließ man die Politik der zügellosen, der millionenfachen Asyl- und Sozialmigration zu. Alles hat sich als falsch herausgestellt.

    Wie viele Milliarden Euro sind in die Türkei geflossen, damit man mit Recep Erdoğan einen Migrationsdeal eingeht, der sich so gestaltet, dass die Milliarden weg sind und Erdoğan nun ein millionenfaches Faustpfand an sogenannten Flüchtlingen in seinen menschenunwürdigen Lagern hält und Europa weiter erpresst.

    Und wie oft schmückt sich die Politik mit Scheinabschiebungen einiger weniger Straftäter, ist aber nicht in der Lage, das große Problem an der Wurzel zu packen. Was hilft es uns, wenn, wie im Jahr 2025, vielleicht zwei Syrer und zwei Afghanen abgeschoben werden, aber derweil weitere Zigtausende in die Systeme in Österreich und Hunderttausende in die deutschen Systeme strömen.

    Die Menschen haben schon genug Placebos bekommen, doch ein weiteres dieser Art tut sich auf, der EU-Migrationspakt. Er wird schon jetzt als das Allheilmittel der Migrationspolitik verkauft. Man würde mit diesem die Zuwanderung steuern und mit der EU-Rückführungsverordnung die illegalen Zuwanderer schneller vom Kontinent wegbringen. Es ist, wie schon so vieles an Gelesenem und Gehörten, nur eine blanke Lüge. Eine Lüge, die dazu dient, die Menschen weiterhin zu beruhigen. Bis irgendwann der Gewöhnungseffekt einsetzt. Nur damit dürfen wir uns nicht abfinden. Jetzt ist das Zeitfenster auch politisch in Europa noch offen, einen klaren Rückbau der Gesellschaft einzuleiten. Wann, wenn nicht jetzt! Der EU-Migrationspakt ändert nichts an jenen Millionen, die gekommen sind und sich nicht integriert haben. Er ändert nichts an der Überforderung der Systeme. Er ändert nichts daran, dass der Europäische Gerichtshof einzelnen EU-Ländern, wie Ungarn, untersagen will, selbst Kriminelle abzuschieben. Dieses Regelwerk, als großer Erfolg verkauft, implementiert den dramatischen Zustand, behübscht den Wahnsinn und spiegelt den Menschen eine falsche Realität vor. Eine Realität, die davon künden soll, dass die EU-Staats- und Regierungschef den Ernst der Lage verstanden hätten.

    Ich habe für dieses Buch den Vizepräsidenten der drittstärksten EU-Fraktion „Patrioten für Europa“, den österreichischen EU-Delegationsleiter Harald Vilimsky, um ein Interview gebeten. Seine exklusive und treffende Antwort lautet: „Der EU-Migrationspakt ist kein Durchbruch, sondern der Versuch, ein offenkundig dysfunktionales System kosmetisch zu reparieren. Er geht am Kern des Problems vorbei – und genau deshalb wird er die Lage nicht grundlegend verändern. Das eigentliche Problem ist strukturell: Jeder, der europäischen Boden erreicht, erhält automatisch Zugang zu einem Asylverfahren – und damit faktisch Zugang zur EU. Dieses Signal wirkt seit Jahren als massiver Anreiz. Dass ein erheblicher Teil der Antragsteller am Ende keinen Schutzanspruch hat, ist bekannt. Trotzdem bleibt das System unangetastet. Statt die Eintrittsschwelle neu zu definieren, wird das bestehende Modell lediglich administrativ verfeinert.“ Und er bringt es auf den Punkt.

    Der EU-Migrationspakt ändert nichts an der Tatsache, dass einzelne EU-Länder auch weiterhin auf Asyl- und Migrationspolitik in der Bekämpfung ihrer demografischen Probleme setzen. Wie schon erwähnt, versucht Spanien Hunderttausende Illegale im Schnellverfahren zu legalisieren und sie in weiterer Folge zu EU-Bürgern zu deklarieren. Mit Blick auf die deutsche Bundeshauptstadt Berlin wird klar, was der wahre Wille hinter dem Migrationspakt ist. Berlin hat die Einbürgerungszahlen von durchschnittlich 9.000 Einbürgerungen bis 2023 auf knapp 40.000 Schnelleinbürgerungen im Jahr 2025 explodieren lassen. 2024 wurde das Deutsche Staatsbürgerschaftsrecht insofern geändert, als dass die Einbürgerung bereits ab fünf statt zuvor acht Jahren Aufenthalt durchgeführt wird. Während also das dumme Fußvolk auf eine Beruhigung durch den EU-Migrationspakt setzt, setzt sich das Ziel Multikulturalismus im Hintergrund fort und es wird eingebürgert, was das Zeug hält. Um vollendete Tatsachen zu schaffen.

    Daher ist jene Feststellung nicht weit hergeholt, dass diese Politik auf Vorsatz fußt. Man will es, es ist politisch gewollt. Es gibt immer noch Kräfte, die eben auf Zuwanderung als Ersatz für die aussterbende Ursprungsbevölkerung setzen. Vilimsky sagt dazu: „Der Pakt setzt auf Schnellverfahren und beschleunigte Abschiebungen. Doch das zentrale Vollzugsdefizit bleibt bestehen: Rückführungen scheitern nicht an der Länge der Verfahren, sondern am politischen Willen, an fehlenden Abkommen und an mangelnder Durchsetzungskraft. Ablehnungsbescheide sind kein Ersatz für tatsächliche Ausreisen. Solange Rückführungen nicht konsequent erfolgen, bleibt jede Verfahrensbeschleunigung Symbolpolitik.“

    Im EU-Migrationspakt ist vorgesehen, dass Asylverfahren in Zukunft in Drittstaaten, also außerhalb der EU, durchgeführt werden. Welcher Staat des Nahen Ostens oder Afrika wird das umsetzen, wenn die EU nicht bereit ist, eine solche Forderung durch konkreten Druck Realität werden zu lassen? Keiner. Solange die EU sich nur in Absichtserklärungen ergeht, in der Außenpolitik bittet, statt zu fordern, und Brüssel ein bettelnder Bittsteller auf der Weltbühne geworden ist, wird sich kein Staat der Welt auf diesen Deal mit Von der Leyen und Co. einlassen. Es seien bloße Ankündigungen, die der Beruhigung dienen, meint Vilimsky, ein ausgewiesener Kenner der EU-Institutionen. „Auch die Idee von Asylverfahren in Drittstaaten klingt auf dem Papier entschlossen, in der Realität aber ungewiss. Es ist völlig offen, welche Staaten bereit wären, entsprechende Abkommen zu schließen – und zu welchen Bedingungen. Ohne belastbare Partner droht auch dieser Ansatz zur bloßen Ankündigung zu verkommen“, so der EU-Abgeordnete. Die schärfste Kritik ist aber jene, dass dieser Migrationspakt die Zuwanderung in der Realität nicht begrenzen wird, sondern einen „Verteilmechanismus“, also einen Aufnahmezwang über die Köpfe der Nationalstaaten hinweg, einführen möchte. Dieser Pakt setzt also wieder voraus, dass die illegale Einreise in die EU erfolgt ist, und versucht, nur die Verteilung besser als bisher zu regeln. Das Grundproblem, nämlich die Einreise selbst, wird nicht verhindert. „Das ist Krisenmanagement im Dauerbetrieb!“, so Vilimsky.

    Der EU-Migrationspakt ist von derselben Qualität, die wir aus allen Beschlüssen der EU seit der sogenannten Bankenrettung 2008 kennen: ein lauwarmer Kompromiss, der kleinste gemeinsame Nenner, der sich in Überschriften ergeht, aber keinen spürbaren Paradigmenwechsel in der bisher gepflogenen falschen Strategie vollzieht. Am Ende vertragen sich die EU-Staats- und Regierungschefs am Verhandlungstisch einmütig. Das ist aber schon das einzige Ergebnis. Der Migrationspakt akzeptiert die Überforderung der Systeme und ändert aber nichts daran. „Er verspricht Ordnung – liefert aber vor allem mehr Bürokratie. Er kündigt Härte an – vermeidet jedoch die grundlegende Weichenstellung. Damit ist der Pakt keine Lösung, sondern die Fortschreibung eines offenkundig gescheiterten Systems. Er verschiebt das Problem nicht nur, er institutionalisiert es“, so Vilimsky.

    Einen weiteren Interviewpartner konnte ich für dieses Buch gewinnen. Es ist René Aust, deutscher Europapolitiker und Co-Chef der EU-Fraktion „Europa der Souveränen Nationen“ (ESN). Er möchte diesen Migrationspakt kündigen und sieht darin auch einen gänzlich falschen Weg. „Klar und unmissverständlich: Er gehört gekündigt. Der sogenannte Migrations- und Asylpakt wird als Lösung verkauft, ist aber in Wahrheit ein weiterer Schritt in Richtung Zentralisierung und Dauerumverteilung. Er schafft neue Verfahren, neue Zuständigkeiten und mehr Einfluss für Brüssel – ohne das Kernproblem zu lösen: die anhaltend hohe irreguläre Migration und die unzureichenden Rückführungen. Kontrolle auf dem Papier ersetzt keine echte Begrenzung des Zustroms. Besonders inakzeptabel ist der sogenannte Solidaritätsmechanismus. Mitgliedstaaten sollen verpflichtend Asylbewerber aufnehmen oder ersatzweise zahlen. Das ist keine Solidarität, sondern Zwang. Staaten, die ihre Migrationspolitik selbst bestimmen wollen, werden finanziell und politisch unter Druck gesetzt. Damit wird nationale Souveränität systematisch ausgehöhlt“, so Aust. Wie Vilimsky analysiert auch Aust, dass die Rückführungen an den politischen Blockaden und rechtlichen Hürden einzelner Mitgliedsstaaten und der EU-Normen selbst scheitern werden.

    Aust fordert einen Ausbau des Außengrenzschutzes der EU. Dies sei der Weg der Sicherheit. „Es braucht keine dauerhafte Verteilungsmaschine, sondern konsequenten Außengrenzschutz, klare Zurückweisungen und effektive Rückführungen. Migration ist eine Kernfrage staatlicher Selbstbestimmung. Deshalb ist unsere Position eindeutig: Dieser Migrationspakt ist der falsche Weg. Er sollte gekündigt werden. Statt weiterer Machtverschiebung nach Brüssel brauchen wir die Rückkehr zu nationaler Verantwortung, klaren Grenzen und einer Politik, die Ordnung und Sicherheit wieder in den Mittelpunkt stellt“, so der deutsche EU-Parlamentarier. Matteo Salvini, Lega-Nord-Chef und Italiens Vizepremier, macht im Interview für dieses Thema Tempo auf europäischer Ebene:

    „Auf europäischer Ebene braucht es drei grundlegende Maßnahmen: echten Schutz der Außengrenzen, wirksame Abkommen mit Herkunfts- und Transitländern, um Abfahrten zu stoppen und Rückführungen zu erleichtern, sowie eine deutlich schnellere und effektivere europäische Rückführungspolitik. Die Abkommen mit Drittstaaten müssen außerdem ein klares Prinzip enthalten: Entwicklungshilfe sollte an konkrete Kooperation bei der Eindämmung irregulärer Migration sowie an die Rückübernahme eigener Staatsbürger, die von Rückführungs- oder Ausweisungsentscheidungen betroffen sind, geknüpft werden. Parallel dazu müssen wir auf ein Modell hinarbeiten, bei dem Asylanträge direkt in sicheren Drittstaaten bearbeitet werden – in Zusammenarbeit mit den betreffenden Ländern. Das mit Albanien gestartete Modell ist ein konkretes Beispiel für diesen Ansatz: Den Mechanismus zu durchbrechen, bei dem eine illegale Einreise automatisch zum Zugang zum europäischen Territorium führt. Europa muss entscheiden, ob es Migration steuern oder ihr ausgeliefert sein will. Die Verteidigung der Grenzen bedeutet, Sicherheit, Stabilität und die Zukunft unserer Bürger zu verteidigen“, so Salvini. Er spricht etwas Richtiges an. Europa steht am Scheideweg. Hat es aus den letzten elf Jahren gelernt oder verwaltet es den Untergang weiter? Die EU ist nicht Teil der Lösung, sondern Hauptursache für das Problem.

    Eine ähnliche Augenauswischerei ist die EU-Rückführungsverordnung. Groß wird sie gefeiert. Magnus Brunner, ehemaliger ÖVP-Finanzminister Österreichs, der uns ein Milliardendefizit eingebrockt hat, ist nun EU-Migrationskommisar. Wer ein Mitgliedsland finanziell zerstört, wird dafür mit einem Top-Job in Brüssel belohnt. Die Tatsache, dass ein Finanzpolitiker, noch dazu ein gescheiterter, in Zukunft Europas Migrationschaos in den Griff bekommen soll, ist ungefähr von ähnlicher Qualität, wie wenn ich als gelernter Kaufmann in Zukunft Herzoperationen durchzuführen habe. Hier sieht man wieder, dass politische Besetzungen bar jeglicher Qualifikation ausgeschachert werden, zum Leidwesen jener Menschen in Europa, die sich tatsächlich eine Verbesserung der Lebensverhältnisse wünschen. Brunner preist diese EU-Rückführungsverordnung auf der Homepage der EU-Kommission mit folgenden Worten an: „Die Kommission schlägt eine Reihe effektiver, moderner Rückkehrverfahren vor – Vorschriften, die für den Schutz der Freizügigkeit in der EU ohne Binnengrenzen von grundlegender Bedeutung sind. Mit dem neuen europäischen Rückkehrsystem werden wir dafür sorgen, dass Personen, die kein Aufenthaltsrecht in der EU haben, tatsächlich zurückgeführt werden. Damit wird das Vertrauen in unser gemeinsames europäisches Asyl- und Migrationssystem enorm gestärkt.“

    Der Wahrheit entsprechen diese Worte nicht. Es war auch nicht anders zu erwarten. René Aust kritisiert diese ebenso. Man brauche endlich ein System, das wirke und sich nicht nur gut anhöre. Er fordert: „Europa steht vor einem Glaubwürdigkeitsproblem. Wer kein Aufenthaltsrecht hat, muss die EU verlassen. Für uns sind verpflichtende Einreiseverbote selbstverständlich – lebenslang für Gefährder wie Gewalttäter, Terroristen oder Sexualstraftäter. Ein Rechtsmittel darf nicht automatisch zur Aussetzung einer Abschiebung führen. Rechtsstaatlichkeit bedeutet faire Verfahren, aber keine endlose Verzögerung. Es wird Zeit, gerade die deutsche Justiz zu entlasten.“ Die Rückführungsverordnung bleibt zahnlos. Denn die Kooperation mit den Herkunftsstaaten ist de facto nicht vorhanden. „Ein Kernproblem bleibt die fehlende Kooperation vieler Herkunftsstaaten. Wenn Drittstaaten ihre Staatsangehörigen nicht zurücknehmen, müssen Visa-, Handels- und Hilfsinstrumente als Druckmittel eingesetzt werden. Europa darf sich hier nicht abhängig machen. Natürlich braucht es wirksame Maßnahmen gegen Flucht und klare Mitwirkungspflichten. Altersfeststellungen müssen auf objektiven medizinischen Verfahren beruhen. Und ja: Auch Minderjährige können legal und human zurückgeführt werden – sonst entstehen systematische Schlupflöcher“, so Aust.

    


     

    Es braucht Taten statt Worte

     

    Wir können es nennen, wie wir wollen. Nennen wir es Abschiebepolitik, nennen wir es wie die Schweizer „Ausschaffung“, nennen wir es „Ab-nach-Hause-Agenda“ oder „Remigration“ oder vielleicht schlicht „Rückführung“. Ich überlasse dies den vernünftigen politischen Kräften. Wir sind es uns aber selbst, unseren Ländern, den gewachsenen Strukturen, unserer Identität, unserer Kultur, unserer Tradition, unseren Vorfahren, unseren künftigen Generationen und vor allem jenen Menschen schuldig, die von der Politik als Opferlamm des Migrationswahnsinns dargebracht worden sind. Und da denke ich wieder, wie schon in Merkels Werk , an Ann-Marie Kyrath oder die junge Österreicherin Leonie. Ich denke aber auch an die vielen Familienverbände, die durch diese um sich greifenden Schicksalsschläge, ausgelöst durch jene, die niemals hier hätten sein dürfen, ausgelöscht wurden. Es wurden nicht nur einzelne Menschen auf grausame und sinnlose Art und Weise getötet, sondern ganze Familien de facto vernichtet. Und mir wird das immer bewusst, wenn ich mit Angehörigen der verstorbenen Kinder, Mütter, Frauen, Männer, Enkel in Kontakt trete. Diese Familien lassen sich von ihrem erfahrenen Leid nicht mehr trennen, sie sind eins geworden mit einer grausamen Tat, die in erster Linie sie selbst und im Weiteren unsere ganze Gesellschaft getroffen hat.

    Von den mehr als neun Millionen Menschen, die größtenteils illegal und transkontinental nach Europa geströmt und von Merkel und ihren Nachfolgern angelockt und größtenteils unkontrolliert in die Länder gelassen worden sind, ist dann doch ein erklecklicher Teil kriminell geworden. Die bereits genannten Justizstatistiken sprechen hier eine eindeutige Sprache. All die gesammelten Daten und Fakten zeigen, dass das Risiko zur Gewaltbereitschaft und zur Kriminalität bei Migranten höher ist als bei der sogenannten Ursprungsbevölkerung und sich diese Kriminalitätsanfälligkeit zulasten des Funktionierens einer friedlichen Gesellschaft durchschlägt. Man radikalisiert sich, höre ich sehr oft, von einfachen Menschen, die dem täglich Gelesenen und Gehörten ohnmächtig gegenüberstehen. Der Sinn und Zweck einer verantwortungsvollen Politik kann aber nicht sein, dass wir es zulassen, dass sich unbescholtene Bürger „radikalisieren“ oder gar aus Worten Taten werden lassen. Diese Gefahr ist von der Gesellschaft als Gesamtes abzuhalten.

    Maßnahmen zur Reparatur des bisher Zugelassenen zu ergreifen, sind daher der Ausdruck eines Verantwortungsbewusstseins gegenüber unbescholtenen Bürgern und keineswegs der Ausdruck einer rassistischen Ideologie. Sowohl Opferangehörige als auch Staatsbürger als auch bestens integrierte Menschen mit Migrationsgeschichte wollen dasselbe, da sitzen alle im gleichen Boot. Sie wollen eine schützende, eine von Vernunft, Logik und Gerechtigkeit getragene Migrationspolitik, die nicht nur zukünftige Ereignisse abschätzt und die richtigen Maßnahmen vorab trifft, sondern auch den Wahnsinn der Vergangenheit überwindet und für Recht und Ordnung sorgt.

    In Österreich leben mehr als 2,5 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund. Ein Großteil derer hat bereits Kinder und Enkelkinder. Sie sind die Angehörigen jener, die aus dem Ungarn-Aufstand nach Österreich geflohen sind, oder die Nachkommen jener Perser, die nach der Übernahme der Macht durch die Ayatollahs in Teheran nach Österreich gekommen sind und eine große, bestens integrierte Community bilden. Sie kommen aus Italien, aus Spanien oder aus den Wirren des Balkankrieges. Die Zeit der Gastarbeiterschwemme brachte uns Menschen aus ganz Europa und darüber hinaus auch sehr viele Menschen aus der Türkei. Viele von ihnen leisten ihren Beitrag, zahlen Steuern und Abgaben, haben sich integriert und vielleicht auch assimiliert. Auch diesen Menschen, die bereits seit Jahren oder Jahrzehnten österreichische Staatsbürger sind, sind wir es schuldig, Maßnahmen zu ihrem Schutz zu treffen. Wir sehen, dass jene, die unter der Zustrom-Politik des letzten Jahrzehnts aus vielerlei Gründen leiden, breit gestreut sind. Ihnen allen gegenüber muss die Politik im Wort sein und zu ihrem Schutz handeln.

    AfD-Chef Tino Chrupalla hat hier einen sehr differenzierten Blick und verweist ebenso darauf, dass Menschen mit Migrationshintergrund, die bestens in Deutschland integriert sind, eine klare und auf der Basis von Recht geschaffene Migrationsordnung wünschen. Er sagt: „Die Bürger wollen ihre Städte auch in zehn oder dreißig Jahren noch wiedererkennen. Wir Politiker müssen das Zusammenleben für alle gedeihlich gestalten. Zu dieser Aufgabe laden wir auch deutsche Bürger mit Migrationsgeschichte herzlich ein. Anders geht es auch überhaupt nicht. Und diese große Aufgabe erschöpft sich nicht in Migrationspolitik, es geht auch um Wirtschaftspolitik, um Infrastruktur usw. Wenn wir immer nur über Migration reden, begeben wir uns in eine Spannung und Spaltung, die wir vermeiden müssen. Deutschland muss sicher, sauber und wohlhabend sein. Dazu will ich einen, nicht spalten!“

    Es reicht eben nicht, sich über die Unterwanderung der Gesellschaft lautstark zu ärgern und zu äußern, sondern es braucht konkrete Maßnahmen. Was muss eine vernünftige Migrationspolitik bzw. eine Migrationsumkehr können bzw. beinhalten? Zuallererst muss sie imstande sein, die öffentliche Ordnung im Inneren wie auch im Außen wiederherzustellen, des Weiteren den Schutz der Identität und der Kultur Europas, seiner Wurzeln und seiner souveränen Staaten sicherzustellen. Sie muss die Systeme, das Justiz-, das Bildungs-, das Sozial- und das Gesundheitssystem reparieren. Sie muss dafür Sorge tragen, dass die seit Jahren andauernde gesellschaftliche Spaltung überwunden wird und die Mehrheit des Staatsvolkes der einzelnen Nationen Europas wieder Vertrauen in die demokratischen Instanzen hat. Sie muss auch in andere Bereiche des gesellschaftlichen Lebens reichen und in der Familienpolitik dafür Sorge tragen, dass sich die Bürger der Länder Europas durch Geburten ihre Systeme und den damit verbundenen Wohlstand sichern. Sie muss die steuerlich finanzierten Staatshaushalte im Lot halten. Diese notwendige Migrationspolitik ist daher allumfassend, ein großes Projekt, das trotz seiner Komplexität in einer größtmöglichen Einigung der konservativen Parteien Europas umgehend in die Umsetzung gehen muss.

    Modelle hierfür gibt es in den unterschiedlichen Staaten viele. Die Ungarn haben gezeigt, wie man Grenzen schützt, Systeme bewahrt und Identität sowie öffentliche Sicherheit aufrechterhält. Die Polen, die Tschechen und die Slowaken haben auch Modelle entwickelt, die bereits im Vorfeld einen in Zukunft zu befürchtenden Ansturm auf europäische Grenzen verhindern. Die Dänen gehen mit einer gesetzlichen Änderung der Asylregeln in Vorlage, wonach kriminelle Asylwerber automatisch und ohne jedes weitere Verfahren abgeschoben werden. Die Italiener versuchen Aufenthaltszentren außerhalb der EU, im Speziellen in Albanien, zu installieren.

    Hans-Georg Maaßen mahnt, dass die Zeiten der hohlen Worte vorbei sind, und warnt vor lauwarmen Kompromissen wie bisher: „Ich glaube, eine vernünftige Migrationspolitik ist nicht so schwierig, wie es derzeit den Eindruck vermittelt. Man kann viele Maßnahmen sehr schnell durchziehen. Man kann die Grenzen bereits am ersten Tag schließen und am gleichen Tag auch die Zuständigkeiten für die Abschiebung von Ausländern auf eine zentrale Behörde übertragen. Wichtig ist aber, dass ein klares Signal gesetzt wird, dass man abschieben will, und dieses Signal muss bei den Schleusern und bei den Betroffenen ankommen. Man kann sich viele Gedanken über eine völlige Reform der Ausländerpolitik machen. Aber die Vorschläge führen nicht zu einer Veränderung, solange man nicht regiert. Entscheidend sind deshalb nicht gute Vorschläge für eine Reform der Ausländerpolitik, sondern dass andere Politiker regieren, die diese Politik auch umsetzen können und wollen. Dies ist das größte Problem. Und davon sind wir leider in Österreich und in Deutschland noch weit entfernt. Eine Koalition mit der ÖVP in Österreich oder der CDU und CSU in Deutschland würde in der Migrationspolitik keine grundlegenden Veränderungen bringen, weil diese Parteien bestenfalls zu marginalen Korrekturen bereit sein werden. Das wäre ein ‚Wasch mich, aber mach mich nicht nass‘. Und das würde viele Menschen enttäuschen.“ Eva Vlaardingerbroek fordert: „Ein niederländisches Sprichwort trifft hier zu: ‚Man soll nicht wischen, während der Wasserhahn läuft.‘ Das heißt: ‚Das Wichtigste zuerst.‘ Zuerst müssen wir die Grenzen für illegale Einwanderung schließen. Um den Bevölkerungsaustausch umzukehren, müssen mehr Menschen das Land verlassen, als einreisen. Das muss unser Leitprinzip werden. Es gibt vieles, was wir in der Zwischenzeit tun können, was bisher noch nicht geschieht, wie zum Beispiel den Zustrom von Asylanträgen zu reduzieren, indem wir Anreize beseitigen. Beispielsweise muss das betreffende Aufnahmeland unattraktiv gemacht werden. Das bedeutet, dass Sozialleistungen auf ein absolutes Minimum beschränkt und während des Asylverfahrens keinesfalls zur Verfügung gestellt werden dürfen. Menschen, die hier ankommen und auf den Ausgang ihres Asylantrags warten, müssen in Asylzentren untergebracht werden, aus denen sie nicht einfach so gehen können, wie es derzeit der Fall ist. Kein Taschengeld, keine Bewegungsfreiheit und kein Ausgehen am Abend. Wenn man tatsächlich aus einem Kriegsgebiet kommt oder verfolgt wird, ist das ein geringer Preis, und es wird die ‚Glückssucher‘ abschrecken, die kein Interesse haben. Sobald Migranten keine Leistungen wie kostenlose Unterkunft, kostenlose Gesundheitsversorgung und andere Sozialleistungen mehr erhalten, wird der Migrationsstrom rapide abnehmen.“ Weiters meint sie: „Um all dies zu fördern, muss das Asylverfahren beschleunigt und die unbefristete Aufenthaltserlaubnis abgeschafft werden. Nach Kriegsende gilt die Regel: Sie kehren zurück, es sei denn, der Staat entscheidet anders, beispielsweise, weil sie gut integriert sind und sich als Bereicherung erwiesen haben. Dies wird jedoch die Ausnahme, nicht die Regel sein.“

    Eine spannende Forderung, die sich mit meiner vollinhaltlich deckt, ist jene, wonach man die Herkunftsländer mit wirtschaftlichem und politischem Druck dazu zwingen müsse, ihre in Europa aufhältigen Staatsangehörigen auch wieder aufzunehmen. Eine große Hürde sei es ja, dass Europa und im Speziellen die einzelnen Mitgliedsstaaten keine Rückführungsabkommen hätten. Dies kann man rasch ändern. „Ist das Herkunftsland unkooperativ? Dann ist diplomatischer Druck die Lösung. Als Erstes müssen wir die Entwicklungshilfe in Ländern stoppen, die sich weigern, ihre eigenen Staatsbürger aufzunehmen. Darüber hinaus würde ich unverzüglich eine Überweisungssteuer, Zölle oder – je nach Land – sogar Import-/Exportverbote einführen“, so Vlaardingerbroek.

    Auch Matteo Salvini sieht eine Chance für einen Rückbau unserer Gesellschaft. Im Interview sagt er: „Es gibt keine völlig irreversiblen Situationen. Es ist jedoch offensichtlich, dass in einigen europäischen Ländern die Folgen jahrelanger unkontrollierter Migration heute sehr tiefgreifend sind. Frankreich ist eines der deutlichsten Beispiele dafür, wie falsche Migrationspolitiken, die über lange Zeit verfolgt wurden, schwerwiegende Folgen für Sicherheit, sozialen Zusammenhalt und Stabilität haben können“, so Salvini.

    Folgende Maßnahmen sind aus meiner Sicht umgehend zu treffen:

    


     

    Grenzmanagement

     

    Die Grenzen bestimmen den Rahmen einer Nation. Der Schutz der Grenze mit allen rechtsstaatlichen Mitteln ist daher oberste und zugleich heilige Pflicht eines Staates und seiner politischen Führung. Größtmögliche Freiheit im Inneren bedingt größtmögliche Sicherheit nach außen. Ein Staat muss daher in der Lage sein, an der Grenze zu bestimmen, wer einreisen darf und wer nicht. Immer schon verlangen die Verfassungen der Nationen Europas von den mit der Exekutivgewalt betrauten Instanzen den Schutz der Grenzen und ermächtigen die Behörden, illegal Einreisende vom Übertritt der Staatsgrenze mit allen gebotenen Mitteln abzuhalten.

    Ungarn gelingt dies. Mit kilometerlangen Grenzanlagen und einer restriktiven Rückweisungspolitik. Dafür wird Ungarn kritisiert. Auch Herbert Kickl unterstützt Ungarn und zeigt, dass immer mehr Länder bereit sind, diesen Weg zu gehen. Er sagt im Interview für dieses Buch: „Ein besonderes Beispiel ist Ungarn. Ministerpräsident Viktor Orbán hat bereits 2015 nicht an der europaweiten Grenzöffnung teilgenommen, sondern auf konsequenten Grenzschutz gesetzt. Auf diese Weise ist es ihm gelungen, Masseneinwanderung weitgehend zu unterbinden und das Asylsystem auf seinen ursprünglichen Zweck zu beschränken. Genau diese klare, verantwortungsbewusste Linie macht Ungarn zu einem Vorbild für jene Staaten, die ihre Souveränität im Bereich der Migration erhalten wollen. Für diese Politik im Sinne seiner Bevölkerung wurde Orbán von Teilen der EU-Politik stark kritisiert und mit politischen sowie finanziellen Mitteln unter Druck gesetzt. Wer eine konsequente Migrationspolitik verfolgt, braucht daher auch die Bereitschaft, Gegenwind auszuhalten und den selbsternannten moralischen Eliten in Brüssel die Stirn zu bieten. Diesen Mut haben wir Freiheitliche, und genau diesen Mut erwarten die Bürger zu Recht von einer Bundesregierung.“

    Wenn nun weitere europäische Staaten diesen Weg gehen, wird auch die Europäische Union, die ja nur ein Sammelsurium von Vertretern einzelner Staaten ist, dies nicht verhindern können. Rückweisungen an den Grenzen Innereuropas, aber auch an den Außengrenzen Europas müssen in Zukunft rigoros möglich sein. Allein, wenn die Tatsache stimmt, dass sich in Bälde Millionen von sogenannten „Klimaflüchtlingen“ auf den Weg machen, dürfen Europa und seine einzelnen Staaten nicht unvorbereitet sein.

    Wie sieht eine Grenze aus? Allein die von Linken ins Spiel gebrachte Diskussion, ob Grenzen in der heutigen Zeit überhaupt noch zulässig sind, entkräftet man recht rasch, wenn man das Argument der legitimen Grenzzäune auf den Anwesen des politischen Establishments in die Debatte einwirft. Wenn einer durchschnittlichen Familie erlaubt ist, über ihr Hausrecht zu walten und dies auch mit allen rechtsstaatlichen Mitteln und optisch mit einem Gartenzaun zu verteidigen, muss dies auch für einen Staat mit einem Grenzmanagement in Form von Zäunen und dergleichen technischen Mitteln möglich sein. Dieser Zugang ist weniger ideologisch als vielmehr logisch. Dafür müssen die einzelnen Staaten Europas ihr vor Jahrzehnten zurückgefahrenes Grenzmanagement so lange wieder hochfahren, bis die Außengrenzen der EU und deren Kontrolle verlässlich erscheinen. Der Grad der Verlässlichkeit ist dann erreicht, wenn kaum jemand mehr den langen Weg beispielsweise von den italienischen Inseln bis nach Österreich und Deutschland bewerkstelligen kann. Dieses Grenzmanagement ist auch dann erreicht, wenn keine illegale Zuwanderung über die EU-Außengrenzen transkontinental mehr erfolgt.

    Natürlich wird es Unterschiede im Grenzmanagement geben müssen. Das der EU-Außengrenzen am Festland des Kontinents lässt sich anders bewerkstelligen als das an den Küsten. Die Rückweisung an den EU-Außengrenzen von Nicht-EU-Staatsbürgern, die über den Landweg kommen, ist einfacher als von jenen, die über den Seeweg nach Europa gelangen wollen. Eine umgehende Abweisung an den Küsten Griechenlands, Spaniens und Italiens erfolgt im Sinne einer Rückführung auf jenen Kontinent, aus dem der Illegale sich auf den Weg gemacht hat. Die Boote kehren um.

    Des Weiteren wird es wichtig sein, sich an Australien ein Beispiel zu nehmen. Australien ist Nation und Kontinent zugleich, von Meer umgeben. Wer in Australien illegal anlandet, verwirkt automatisch jegliches Recht auf Aufenthalt. Aus welchen Gründen auch immer. Diese Bestimmung muss auch eine künftige europäische Migrationspolitik beherrschen. Wer das Staatsgebiet europäischer Länder ohne Erlaubnis betritt, verwirkt auf Lebenszeit eine Aufenthaltsberechtigung und dergleichen.

    


     

    Europäische Menschenrechtskonvention und Genfer Flüchtlingskonvention

     

    Beide Regelwerke sind veraltet und auf die derzeit vorherrschende und für das nächste Jahrzehnt prognostizierte Völkerwanderung nicht mehr anwendbar. Die Genfer Flüchtlingskonvention der Vereinten Nationen, die aus den Ereignissen und Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges durch innereuropäische Fluchtbewegungen entstanden war, hatte ihre grundsätzliche Berechtigung. Sie nimmt aber in keinster Weise auf das vorherrschende Geschehen transkontinentaler Völkerwanderungen Bezug und ist auch kein praktikables Regelwerk, um die derzeitige Situation wieder in den Griff zu bekommen. Allein die Tatsache, dass diese Regelwerke den Begriff „sichere Drittstaaten“ nicht kennen, zeigt doch, dass diese in einer Zeit entstanden sind, in der die Flucht von einem Land ins nächste stattfand. Die heutigen Migrationsbewegungen führen dagegen über mehrere Tausend Kilometer Luftlinie, über mehrere Länder und Kontinente. Justizielle Entscheidungen auf Basis der Genfer Flüchtlingskonvention in Verbindung mit der Europäischen Menschenrechtskonvention zeigen, wie sehr dieser Vertrag einzelner Staaten im Widerspruch zur Durchsetzung der gegenwärtigen gesellschaftlichen Ordnung steht. Entweder schaffen es die UN-Staaten, die Genfer Flüchtlingskonvention nach mehr als 70 Jahren endlich anzupassen und zu verändern, oder mutige Staaten treten aus diesem Vertragswerk aus.

    Dazu gesellt sich die Europäische Menschenrechtskonvention, anhand derer der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte urteilt und in einigen Fällen auf Basis der EMRK sogar die Abschiebung von Kriminellen in ihre Ursprungsstaaten verhindern wollte. Auch die Menschenrechtskonvention ist ein Vertrag, jederzeit änder- oder kündbar.

    Beide Vertragswerke können und dürfen nicht sakrosankt sein. Gesetze sind dazu da, sie anzupassen. Das gilt auch für diese Vertragswerke, wenngleich sie auch Bestandteil der jeweiligen gesetzlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben der unterzeichnenden Länder geworden sind. Ich erinnere diesbezüglich daran, dass in Österreich schon aus banaleren Gründen die Verfassung geändert werden musste, beispielsweise um die Zwangsmitgliedschaft der Kammern verfassungsrechtlich einzuzementieren. Diese Änderungen haben Rücksicht auf die zu ändernden Asylrechte der einzelnen Staaten zu nehmen. Beide Vertragswerke müssen demnach dahingehend abgeändert werden, dass weltweite Fluchtbewegungen, die aus einer tatsächlichen Verfolgung heraus stattfinden, jeweils kontinental und über sogenannte konfliktnahe sichere Drittstaaten zu bewerkstelligen sind. Der Grundsatz muss gelten: Flucht in den nächstgelegenen sicheren Staat des jeweiligen Kontinents. Asyl ist demnach keine Grundlage, einen Wohnsitzwechsel über verschiedene Kontinente durchzuführen. Ausnahmen kann es nur geben, wenn der gesamte Kontinent ein Kriegsgebiet wird, in dem Verfolgung aus den bekannten Gründen zu befürchten ist.

    


     

    Das Asylrecht der Staaten

     

    Das Asylrecht der einzelnen hauptbetroffenen Staaten muss umgehend geändert werden. Ein Asyl über den Weg eines sicheren Drittstaates hinaus ist illegal und muss sowohl im Gesetz als auch in der Exekution dieses Rechtsgrundsatzes zur Geltung kommen. Dies muss zumindest in Österreich rückwirkend wieder gelten und zur Durchsetzung gebracht werden. Damit sind jene Asylbescheide, die in den letzten elf Jahren ausgestellt wurden, aufzuheben, den einzelnen Betroffenen, die nicht bereits Staatsbürger geworden sind, der Aufenthaltstitel zu entziehen und hat die Rückführung in die Herkunftsstaaten außerhalb Europas oder zumindest in sichere Drittstaaten außerhalb des Kontinents zu erfolgen. Auch die Regelung des verfestigten Aufenthalts, der Zuwanderern nach fünf Jahren eingeräumt wird, ist aufzuheben. Damit entsprechen wir im Übrigen zumindest in der innereuropäischen Rückführung den Dublin-Verordnungen, also dem Rechtsrahmen, den Angela Merkel mit ihrer eigenmächtigen Entscheidung auf den Misthaufen der Geschichte geworfen und damit einen glatten Rechtsbruch begangen hat. Politisches Asyl, also der Schutz vor Verfolgung, wird aus meiner Sicht nur dann gewährt, wenn die Einreise nicht über ein sicheres Drittland erfolgt und das Land, in dem Verfolgung stattfindet, ein Teil des europäischen Kontinents ist.

    Dies entlastet Österreich, das entlastet Deutschland und bedeutet weiters, dass Griechenland, Italien und Spanien ein Instrument in die Hand gegeben wird, mit denen eine Rückführung nach Nordafrika und in den Nahen Osten eingeleitet werden kann. Das wäre tatsächliche europäische Solidarität im Gegensatz zu dem seit einem Jahrzehnt stattfindenden Spiel, sich die Verantwortung wie eine heiße Kartoffel gegenseitig zuzuschieben. Damit wäre Europa geholfen.

    Das Asylrecht der einzelnen Staaten bzw. der Europäischen Union muss darauf abgestellt sein, dass Asyl auf dem europäischen Kontinent auch nur aus Staaten erfolgen darf, in denen die tatsächlich nachgewiesene Verfolgungsgefahr innereuropäisch besteht. Das wäre ein Schritt in jene Richtung, dass künftig Fluchtbewegungen auf den Kontinenten, auf denen sie entstehen, selbst geregelt werden. Es gibt in Afrika sichere Länder, eine ganze Reihe sogar. Und diese liegen näher an den dortigen Krisenherden als Wien und Berlin. Und auch im Nahen Osten gibt es eine Reihe von Staaten, wie beispielsweise die Vereinigten Arabischen Emirate oder Saudi-Arabien, die dank ihrer Infrastruktur und dank ihrer Nähe zu den Konfliktorten besser zur Aufnahme geeignet sind als europäische Länder. Hier verweise ich wieder auf die Tatsache, dass sich islamisch regierte Staaten beispielsweise strikt weigern, Flüchtlinge aus Palästina, Afghanistan, dem Irak oder Syrien aufzunehmen, und die Verpflichtung bequem nach Europa weiterleiten. Europa als Wirtschaftsstandort und großer Entwicklungshilfezahler muss daher seine Leistungen für diese Staaten in Afrika und dem Nahen Osten davon abhängig machen, inwieweit diese einzelnen Staaten dazu bereit sind, selbst für die Fluchtströme in ihrer Nachbarschaft zu sorgen. Des Weiteren muss Europa, und wenn dies die EU nicht kann oder will, einzelne europäische Staaten umgehend den Abschluss von Rückführungsabkommen mit Staaten vorantreiben und von diesen wirtschaftliche Zusammenarbeit, Entwicklungsgelder und Visabefreiungen abhängig machen und durchsetzen. Das nennt sich Junktimieren und ist in diesem Fall gut und richtig. Des Weiteren muss Europa in den krisenbehafteten Regionen außerhalb des Kontinents für sichere Asylzentren nahe an den Krisenherden sorgen, in denen ein mehrjähriger, sicherer Aufenthalt von Asylanten bis zur Beendigung der kriegerischen Auseinandersetzung und Verfolgung in den jeweiligen Herkunftsländern gewährleistet ist.

    


     

    Legitime Zuwanderung

     

    Eine dauerhafte Zuwanderung nach Europa kann selbstverständlich weiterhin stattfinden, aber nach Maßgabe dessen, was die Europäische Union als Zusammenschluss der nationalen Staaten für sich selbst quantitativ und qualitativ definiert. Selbstverständlich können qualifizierte Personen, die aus Asien nach Europa wollen, auch dann kommen, wenn sie jenen Anforderungen eines geregelten Zuzugs entsprechen, den wir in unseren eigenen Ländern bestimmen. Das betrifft alle Kontinente ohne Ausnahme. Es darf eine dauerhafte Zuwanderung aus Südamerika, aus Nordamerika, aus Afrika, aus Asien oder aus Australien stattfinden, wenn derjenige, der den Wunsch zur Zuwanderung erklärt, auch tatsächlich einen Beitrag zum gesellschaftlichen, sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt Europas leisten kann.

    Diese Art der Zuwanderung kann aus meiner Sicht auch nach einer zu bestimmenden Zeit des Aufenthalts von zumindest 15 Jahren, eines zu bestimmenden Grades der Integration, des Spracherwerbs und der Straffreiheit zu einer Staatsbürgerschaft eines EU-Staates führen. Selbstverständlich. Und mit der Verleihung der Staatsbürgerschaft gibt es rechtlich keinen Unterschied mehr. Eine ethnische Trennung oder eine Einführung einer Zwei-Klassen-Staatsbürgerschaft ist abzulehnen.

    Bei einer Zuwanderung innerhalb der Europäischen Union ist eine Staatsbürgerschaftsverleihung bzw. eine Definition über die Zuwanderung größtenteils obsolet, weil durch die Europäische Union sowieso Personenfreizügigkeit und Niederlassungsfreiheit bestehen.

    


     

    Stopp der Staatsbürgerschaftsverleihungen

     

    Die Gesetze der nationalen europäischen Staaten müssen dahingehend geändert werden, dass eine Einreise auf das Staatsgebiet eines Landes niemals, auch nicht nach mehrjährigem Aufenthalt oder dem Grad einer in diesem Zeitraum stattgefundenen möglichen Integration, automatisch die Verleihung der Staatsbürgerschaft bedeutet bzw. in dieser mündet. Asyl schließt Staatsbürgerschaft aus, weil Asyl nur der temporäre Schutz vor Verfolgung ist. Nach Beendigung der Gefahr der Verfolgung hat der entsprechende Asylwerber bzw. Asylberechtigte die Heimreise in sein Ursprungsland anzutreten, weil sein Aufenthaltstitel automatisch erlischt. Ohne Wenn und Aber.

    In Deutschland warten Millionen Menschen auf eine Einbürgerung, in Österreich mehrere Hunderttausende. Solange diese grundsätzliche Frage in den nationalen Parlamenten nicht geklärt ist und das Staatsbürgerschaftsrecht verschärft wird, darf aus meiner Sicht keine Verleihung der Staatsbürgerschaft an Menschen, die im Zuge des Asyls nach Österreich, Deutschland und darüber hinaus gekommen sind, stattfinden. Dies betrifft hauptsächlich Menschen aus jenen Ländern Afrikas wie dem Nahen Osten, die im Laufe des letzten Jahrzehnts nach Europa gekommen sind.

    


     

    Keine Diskriminierung von Staatsbürgern

     

    Das Staatsbürgerschaftsrecht muss meiner Meinung nach verschärft werden. Die Staatsbürgerschaft darf nicht automatisch ohne jegliche Voraussetzung nach fünf oder zehn Jahren Aufenthalt, noch dazu auf Basis einer Zuwanderung, die geltende Gesetze ad absurdum geführt hat, verliehen werden. Eine Staatsbürgerschaft durch geregelte Zuwanderung ist erst nach Ablauf von 15 Jahren andauernden Aufenthalts zu ermöglichen. Dafür muss aber die Staatsbürgerschaft, wenn sie verliehen wird, sakrosankt sein. Eine Vertreibung von Staatsbürgern oder eine Aberkennung der Staatsbürgerschaft ohne jegliche derzeit ohnedies geltende rechtliche Grundlage im großen Stil widerspricht dem Grundsatz der Besonderheit einer Staatsbürgerschaft. Sie macht diese damit zu einem relativierbaren, wertlosen Stück Papier. Wer also einen Entzug dieser fordert, meint es mit Gesellschaft, mit Verfassungstreue und Demokratie nicht gut, sondern opfert aus rein parteipolitischen Gründen dieses hohe Gut, auf dessen Basis sich eine Nation gebildet hat. Denn die Nation ist die Gesamtheit der Staatsbürger. Und nur dieser.

    Natürlich gibt es Staatsbürger, an deren Erwerb der Staatsbürgerschaft massive und erhebliche Zweifel bestehen. Natürlich gibt es Staatsbürger mit oder ohne Migrationshintergrund, die sich gegen eine Nation und deren Ziele stellen. Für rechtlich relevante Fälle, wie Terrorismus, Spionage, illegalen Erwerb der Staatsbürgerschaft unter falschen Voraussetzungen, gibt es bereits die rechtliche Grundlage zur Aberkennung. Übrigens gilt auch in vielen Ländern die Regelung, wonach Doppelstaatsbürgerschaften verboten sind. Dies wären Fälle, wo man jetzt verfassungsrechtlich konform für mehr Ordnung im System sorgen könnte.

    Politische Ideen, die am Ende die Staatsbürgerschaft allgemein vielleicht aus ethnischen Gründen in Frage stellen, sind nicht patriotisch, sie sind idiotisch. Sie sind nicht konservativ, sondern relativieren die wertvollsten Rechtsgüter. Sie sind nicht einmal nationalistisch, weil sie die Nation als geografischen Zusammenschluss eines Staatsvolkes, das sich über die Staatsbürgerschaft definiert, in Frage stellen.

    In Deutschland leben mehr als 85 Millionen Menschen. Davon besitzen aber nur 71 Millionen die deutsche Staatsbürgerschaft. Wer von der Differenz von 14 Millionen Menschen unintegrierbar, ökonomisch uninteressant und damit für die Volkswirtschaft unbrauchbar ist, muss nach bereits beschriebenen Regeln auch das Land wieder verlassen. Das hat nichts mit Rassismus zu tun, nichts mit politischer Ideologie, sondern mit reiner Vernunft. In Österreich leben 9,1 Millionen Menschen, von denen knapp zwei Millionen keine österreichische Staatsbürgerschaft haben. Doch ein andauernder Aufenthalt und ein andauerndes Recht auf die gesellschaftliche Teilhabe mit allen Rechten und Pflichten ergeben sich nur aus der Staatsbürgerschaft. Wer also von den 1,8 Millionen Menschen, die in Österreich ohne österreichische Staatsbürgerschaft leben, keinen Beitrag zum Staats- und Gemeinwohl erbringen kann oder will, hat sich nach bereits beschriebenen Regeln wieder in sein Herkunftsland zurückzubegeben. Und zwar schon alleine aus dem Grund, weil die Systeme der Staaten – das Sozialsystem, das Gesundheitssystem, das Pensionssystem, das Bildungssystem, das Sicherheitssystem und am Ende das wirtschaftliche System – nicht darauf ausgerichtet sind, diesem relativ großen Anteil von Nicht-Staatsbürgern einen Daueraufenthalt zu ermöglichen. Das hat nichts mit Rassismus zu tun, weil diese praxisnahe Theorie nicht ideologisch ist, sondern ausschließlich auf den Erhalt eines in der Nation befindlichen Gesellschaftsanteils, der die Systeme tatsächlich erhält, abzielt.

    Weder Österreich noch Deutschland sind traditionelle Zuwanderungsländer, im Gegensatz zu Frankreich oder dem Vereinigten Königreich, die aus ihrer Kolonialgeschichte heraus ein multiethnisches Zuzugsgebiet gewesen sind. Österreich ist aus seiner Geschichte heraus kein Einwanderungsland. Es war zwar das Dach eines Vielvölkerstaates, in dem viele Völker in unmittelbarer Nachbarschaft zum Kernland Österreich in ihren unterschiedlichen Ländern abgebildet und diesem verbunden waren. Sie sind nicht hinzugezogen, sondern sie waren Bestandteil des damaligen Staatsgefüges des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation und des späteren Kaisertums Österreich, der sogenannten Donaumonarchie. Im letzten Jahrzehnt dagegen hat ein Zuzug stattgefunden, der die alten Regeln über Bord geworfen hat. Der millionenfache Zuzug allein zwischen 2015 und 2025 in Höhe von mehr als neun Millionen Menschen außerkontinental, transkontinental unter Einbeziehung eines hohen Anteils aus dem sogenannten Nahen Osten und Afrika sowie der prognostizierte Zuzug bis 2035 in einer weiteren Zahl von acht Millionen Menschen zeugen davon.

    


     

    Wer muss nach Hause?

     

    Um die Gesellschaft und ihre Systeme zu reparieren, ist es aus meiner Sicht unerlässlich, jene Menschen auch konkret außer Landes und außer Europas zu bringen, deren bisheriger Aufenthalt nach neuen rechtlichen Rahmenbedingungen keinen andauernden Aufenthalt, geschweige denn eine Staatsbürgerschaft begründen. Dies gilt für Asylwerber und Asylberechtigte, die im Rahmen ihres Aufenthaltes kriminell wurden. Das gilt für Asylwerber und Asylberechtigte, deren Asylgrund erloschen ist, mit der Auflösung ihrer Aufenthaltsberechtigung. Das gilt für Asylwerber und Asylberechtigte, die über einen sicheren Drittstaat in das jeweilige EU-Land wie Österreich und Deutschland eingereist sind. Das gilt für jene Zuwanderer der letzten 15 Jahre, die explizit keine deutsche oder österreichische Staatsbürgerschaft besitzen und die während mehr als der Hälfte ihres Aufenthalts von Sozialsystemen einzelner Staaten in der Besorgung der Lebenserhaltung abhängig waren.

    Diese Regelung ermöglicht es jenen Asyl- und Sozialmigranten, die in den letzten 15 Jahren nach Europa gekommen sind und sich integriert haben, einen Daueraufenthalt und damit auch in einer festgelegten Zeit eine Staatsbürgerschaft Deutschlands oder Österreichs zu erhalten.

    Und diese Regelung wird auch jener Tatsache gerecht, dass es doch eine große Anzahl von Menschen aus beispielsweise Syrien, Afghanistan, dem Irak usw. gegeben hat und gibt, die sich bestens integriert haben, einer regelmäßigen Arbeit nachgehen, einen Beitrag für ihr künftiges Heimatland leisten und daher nicht diskriminiert werden dürfen.

    


     

    Sozialleistungen nur an Staatsbürger und EU-Bürger

     

    Die Sozialleistungen europäischer Staaten sollen ausschließlich nur mehr an die jeweilige Staatsbürgerschaft bzw. an den Status eines EU-Bürgers geknüpft werden. Jenen Menschen, die derzeit noch in Europa humanitären Aufenthaltsstatus genießen, sind die Sozialleistungen als Sachleistung zu gewähren.

    Sozialleistungen für gezielt angeworbene Zuwanderer sind dann möglich, wenn sie zumindest die Dauer von zehn Beitragsjahren in die Sozialsysteme nachweisen können. Ausgenommen hievon sind Gesundheitsleistungen. Eine Gesundheitsversorgung ist auf das Mindestmaß, also auf medizinisch absolut notwendige Leistungen, zu reduzieren.

    


     

    Abschiebungen

     

    Abschiebungen sind durch eigens von den jeweiligen Innenministerien zu gründende Sicherheitsbehörden rechtlich wie logistisch durchzuführen. Jede Ausweisung, jede Abschiebung, jedes Erlöschen des Aufenthaltstitels muss aus meiner Sicht auch konkret in einem Verlassen des Landes und in weiterer Folge des Kontinents münden. Grenzkontrollen dienen dazu, dass jene, die keinen Aufenthalt mehr haben und außer Landes gebracht worden sind, nicht nach einer gewissen Zeit wieder illegal einreisen. Logistisch ist das alles bewerkstelligbar. Täglich nutzen drei Millionen Menschen in Österreich das Auto. Täglich gibt es bis zu 750 Flugbewegungen allein am internationalen Flughafen Wien-Schwechat. Die Mär, dass Abschiebungen und Außerlandesbringungen nicht möglich wären, ist falsch. Die technischen Kapazitäten sind ausreichend, um am Tag bis zu 10.000 Menschen außer Landes zu bringen und zwar sowohl auf der Straße als auch im Flugverkehr oder mit der Bahn. Dasselbe gilt für Deutschland und alle anderen Staaten Europas, die ihrerseits täglich zig Millionen Menschen von einem Ort zum anderen bewegen können. Die Infrastruktur ist ausreichend.

    Proteste gegen Abschiebungen und Außerlandesbringungen können diese nicht verhindern. Auch wenn aus reinem parteipolitischen Kalkül „unschöne Szenen“ provoziert werden, sind einem vernunftbegabten Menschen diese „unschönen Szenen“ beileibe lieber, als andauernd „unschöne Szene“ inmitten unserer Länder, Städte und Dörfer zu erleben. Das demokratisch legitimierte Gewaltmonopol liegt beim Staat, es liegt somit an ihm, dies auch durchzusetzen.

    


     

    Familienleistungen für Staatsbürger ausbauen

     

    Hier treffen zwei Welten aufeinander. Die Linken, Progressiven und Scheinkonservativen glauben, mit Zuwanderung, und noch dazu mit Asyl- und Sozialmigration, die Probleme der demografischen Pyramide zu lösen. Ich habe bereits nachgewiesen, dass dies auch aus wirtschaftlichen, finanziellen und sozialpolitischen Gründen schlicht der falsche Weg ist und nicht zum Ziel führt. Die Lösung des demografischen Problems kann aus meiner Sicht in erster Linie nur über eine bessere Familienpolitik führen. Und diese schreibt fest, dass Kinder keine soziale, gesellschaftliche oder finanzielle Last sein dürfen.

    Wir müssen einen Paradigmenwechsel einleiten. Nicht Autos oder Urlaube sowie das luxuriöse Eigenheim bedeuten Wohlstand, sondern intakte, große Familien, weil sie in der Lage sind, im Kleinen die funktionierende, solidarische Welt im Großen abzubilden. Kinderreichtum muss ein „Statussymbol“ sein und keinesfalls eine Belastung darstellen. Dies muss der Staat unterstützen.

    Auch Matteo Salvini, Stellvertretender Ministerpräsident Italiens, sieht die demographische Krise als eine der größten Herausforderungen für die Zukunft Europas. Sie lasse sich nicht durch unkontrollierte Migration lösen, sondern nur durch konkrete Unterstützung der Familien: „Wir brauchen familienfreundliche Steuerpolitik, Unterstützung für Geburten, effiziente Kinderbetreuung sowie Maßnahmen, die Wohnraum und stabile Arbeitsverhältnisse für junge Paare erleichtern. Für uns ist die Familie das Fundament der Gesellschaft. Bei vollem Respekt vor der individuellen Freiheit und den persönlichen Lebensentscheidungen jedes Einzelnen sind wir der Ansicht, dass die Familie aus Vater und Mutter den natürlichen Rahmen darstellt, in dem neues Leben entsteht und aufwächst – und deshalb besonders unterstützt und wertgeschätzt werden sollte. In die Familie zu investieren bedeutet, in die Zukunft, Stabilität und Kontinuität unserer Nationen zu investieren.“

    Derzeit geben Österreich oder Deutschland Milliarden Euro für Zuwanderung aus. In Deutschland sind es laut offiziellen Zahlen bis zu 50 Milliarden Euro im Jahr, in Österreich weit mehr als zwei Milliarden. Ein Teil dieser Gelder sind meiner Ansicht nach in die Förderung von Geburten zu investieren. Das ungarische Modell des Babykredites könnte nach Maßgabe unserer Möglichkeit ausgebaut werden. Beispielsweise könnten Familien, die ein Kind erwarten, einen zinslosen Kredit von 90.000 Euro erhalten. Mit nur einem geborenen Kind wären nach Ablauf von zehn Jahren 60.000 Euro zurückzuzahlen, bei zwei Kindern in derselben Zeit nur mehr 30.000 und bei drei geborenen Kindern eines Familienverbandes könnte der gesamte Kredit erlöschen und wäre als Familienförderung zu verstehen. Diese Familienförderung steht nur Staatsbürgern und EU-Bürgern zu Verfügung und natürlich sind die Familienbetreuungseinrichtungen auszubauen.

    Was bedeuten eigene Kinder in einem Staatsvolk? Sie bedeuten, dass wir selbst es als Gesellschaft in der Hand haben, welche Erziehung und welche Sozialisierung diese jungen Menschen in ihren Lebensrucksack aufnehmen.

    Das steht in klarem Widerspruch zur derzeitigen Politik, die Menschen wie Arbeitssklaven nach Europa importiert, deren Bildung und Qualifikation hier erst mühsam über Jahre und unter hohem Kostenaufwand erarbeitet werden müssen. Zudem erfordert es einen immensen gesellschaftlichen Aufwand und auch ein nachweisbares Risiko, unterschiedliche Mentalitäten und Sozialisierungen zu überwinden.

    


     

    Leitkultur fordern

     

    Die Leitkultur Europas und einzelner europäischer Länder habe ich beschrieben. Sie ist keineswegs damit abgetan, ein Bekenntnis zur Demokratie einzufordern oder den Spracherwerb als Nonplusultra der Migrationspolitik zu sehen. Leitkultur ist viel mehr. Sie ist Sprache, sie ist Natur, sie ist Identität, sie ist Geschichte, Glaube, Religion, Staats- und Rechtsverständnis, sie ist Philosophie und Menschenbild.

    Wer Teil Europas und seiner einzelnen Staaten werden will, muss diese Leitkultur nicht nur akzeptieren und respektieren, sondern er muss alles versuchen, diese für sich selbst anzunehmen und im Rahmen seiner Möglichkeiten auch selbst zu leben.

    Eine Integration auf Basis von Sprache und Demokratiebekenntnis ist zu wenig, es ist eine Mogelpackung, die die vielfältigen Probleme nicht lösen wird. Wir brauchen in erster Linie die Integration, aber in zweiter Linie auch die Assimilierung als Ziel. Dazu zählt auch, dass wir zu unserer Identität stehen, diese fördern und in all ihren Teilbereichen sichtbar machen. Auch das Vermitteln von österreichischen Traditionen als Teil eines neuen patriotischen Bewusstseins von Zuwanderern ist entscheidend.

    Die USA schaffen es, dass durch strenge Regeln der Zuwanderung und durch die Vermittlung eines patriotischen Bildes sogar ein Zuwanderer aus der Steiermark, Arnold Schwarzenegger, zum Prototypen des US-Helden werden konnte. Wer sich zu sich selbst bekennt, kann die eigene Erfahrung auch teilen. Wer sich selbst nicht kennt, alles an Werten von sich abstreift, kann nichts mehr vermitteln.

    


     

    Resümee

     

    Ob diese Vorschläge nun Abschiebungspolitik, Migrationspolitik, Rückführung, Remigration oder Ausschaffung heißen, ist völlig irrelevant. Doch zum Schutz von Gesellschaft, Demokratie und gesellschaftserhaltenden Systemen ist dieses Konzept nicht nur zu diskutieren und nicht nur eine Grundlage für politische Debatten, sondern ist auch umzusetzen. Es ist ein gesamtheitlicher Ansatz, der, auch nur in Teilen umgesetzt, in der Lage ist, den ursprünglichen Zustand unserer Gesellschaft wiederherzustellen. Das Perfekte ist der Feind des Guten. Es hängt vom Wollen ab, es hängt von demokratischen Entscheidungen ab, inwiefern die diese Agenda vertretenden Parteien auch das Vertrauen eines Staatsvolkes bekommen, um sie umzusetzen. Es hängt von der Schmerzgrenze ab, die, wenn sie erreicht ist, auch den Ausschlag für andere Mehrheiten gibt. Matteo Salvini führt beispielsweise Frankreich an.

    Ich habe auch in diesem Buch bereits öfter vermerkt, dass Frankreichs Großstädte durch illegale Migration de facto verloren sind. Dies ist aber nicht irreversibel, sondern hängt davon ab, inwieweit die Bürger Europas einer konservativen Wende bei Wahlen zustimmen und in den konservativen Gruppierungen von Kickl über Le Pen, von Chrupalla bis Salvini eine Chance auf einen Rückbau der Gesellschaft sehen. Salvini sagt mit Blick auf Frankreich konkret: „Die französischen Präsidentschaftswahlen 2027 werden ein entscheidender Moment sein. Das französische Volk wird die Möglichkeit haben, den Kurs zu ändern und eine Politik zu wählen, die auf Kontrolle, Sicherheit und Respekt für die nationale Identität basiert. Marine Le Pen und Jordan Bardella, unsere historischen Verbündeten der Lega in Europa, stehen für diese konkrete Möglichkeit des Wandels. Die Entscheidungen, die in den kommenden Jahren getroffen werden, werden nicht nur für Frankreich, sondern für die Zukunft ganz Europas entscheidend sein.“

    Entscheidend ist daher, dass sich die Mehrheit der Bürger Europas an den Wahlurnen für diesen neuen Weg entscheidet und die Konsequenzen aus dem Irrsinn des letzten Jahrzehntes ziehen will.

    Wenn diese Kernpunkte einer politisch nachhaltigen Wende ein sogenanntes Remigrationskonzept sind und alle Missverständnisse und etwaigen anderen Interpretationen ausgeschlossen werden können, kann und soll man diese Maßnahmen Remigration nennen. Und vielleicht ist das gar kein schlechter Arbeitstitel. Herbert Kickl sagt es richtig: „Entscheidend ist jedoch nicht der Begriff an sich, sondern dessen konsequente Umsetzung in Regierungsverantwortung. In mehreren Staaten lässt sich bereits beobachten, dass ein klarer migrationspolitischer Kurs spürbare Auswirkungen hat. Auch die Vereinigten Staaten oder Italien haben den Bruch mit einer jahrzehntelangen liberalen Migrationspolitik eingeleitet und damit deutliche Verbesserungen erzielt.“

    Es kommt auf die konkreten Taten an, die unsere Heimat, unsere Gesellschaft und deren tragende Systeme retten sollen. Mit diesem Buch ist ein entscheidender Beitrag dazu geleistet.
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